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Ein Nachſpiel 


zum 


Falle Lindau. 


Von 


Dr. Rranz Mehring. 


Aergerniß hin, Aergerniß her! Noth bricht 
Eiſen und hat fein Aergerniß! Ich ſoll der ſchwachen 
Gewiſſen ſchonen, ſo ferne es ohne Gefahr meiner 
Seelen geſchehen kann; wo nicht, fo ſoll ich meiner 
Seelen rathen, es ärgere ſich daran die ganze oder 
halbe Welt. 

Martin Luther. 


ötͤ Berlin War 
Verlag von Kurt Brachvogel 
56 1891. 


—ů 


Dorbemerkung. 


Die Herausgabe der nachfolgenden Blätter iſt die peinlichſte 
Pflicht, welche ich je zu erfüllen gehabt habe. Ich habe es 
ſchweigend ertragen, daß meine materielle Exiſtenz zertrümmert 
wurde, weil ich eine Proletarierin vor den Mißhandlungen eines 
kapitaliſtiſchen Soldſchreibers zu ſchützen gewagt hatte; ich ſagte 
mir: Krieg iſt Krieg, und wer an Molochs Barte zupft, muß auf 
Molochs Rache gefaßt ſein. Und wenn es auf meine Perſon 
allein ankäme, ſo hätte ich mir vielleicht auch das von dem 
Lindau⸗ Ringe zur Vernichtung meiner moraliſchen Exiſtenz 
geſchmiedete Komplott ſchweigend gefallen laſſen; ich habe ſchon, 
ohne Schaden daran zu nehmen, ſo viele Lügen über mich gedruckt 
geſehen, daß es mir auf ein paar falſche, gegen mich gerichtete 
Eide mehr am Ende auch nicht ſonderlich anzukommen brauchte. 
Allein bei dieſem Attentate auf meine Ehre handelt es ſich nicht 
um mich allein. Wenn nicht mir, ſo ſchulde ich eine Rechtfertigung 
der Frau, die meinen Namen trägt, meiner Familie und meinen 
Freunden, nicht zuletzt aber auch der Sache, für welche ich durch 
lange und ſchwere Jahre mit einer Konſequenz und Rückſichts⸗ 
loſigkeit gekämpft habe, die auch nicht ein Angreifer von mir auch 
nur entfernt zu bewähren gewußt hat. In dieſer Beziehung 
waren hieſige, wie auswärtige, insbeſondere auch weſt- und ſüd⸗ 
deutſche Geſinnungsgenoſſen, mit mir nicht nur einverſtanden, 
ſondern ſie forderten von mir ausdrücklich eine Klarſtellung der 
Verhältniſſe. 


Gleichwohl weiß ich nicht, ob ich die Selbſtüberwindung 
gehabt haben würde, dieſe Blätter zu ſchreiben und zu veröffent⸗ 1 
lichen, wenn ich nicht bei reiflicher Erwägung gefunden hätte, 
daß ihr Inhalt doch nur in bedingtem Sinne ein perſönlicher 


genannt werden kann. Die drei erſten Kapitel ſchildern eine 


Preßmaßregelung, welche in vielfacher Beziehung typiſch iſt und | 
welche, gleichviel ob fie nun Hinz oder Kunz betroffen hat, ebenfjo 


an die große Glocke gehängt zu werden verdient, wie jede 
Beamtenmaßregelung — und zwar mit vollſtem Recht — der 
ausführlichſten Erörterung in der Oeffentlichkeit ſicher ſein darf. 


Das fünfte und ſiebente Kapitel enthalten urkundliche Beiträge 


zu einem wichtigen Abſchnitt der Zeitgeſchichte, während das achte 
und neunte Kapitel das für unſere nationale Zukunft ſicherlich 
bedeutſame Vordringen des Kapitalismus auf literariſchem und 
politiſchem Gebiet behandeln. Im vierten und ſechſten Kapitel 


überwiegen allerdings die für ein größeres Publikum ſehr gleich⸗ 


gültigen und unbedeutenden Erlebniſſe eines heutigen Tagesſchrift⸗ 
ſtellers, indeſſen auch in ihnen glaube ich inſofern einem öffent⸗ 
lichen Intereſſe zu dienen, als ich den Verſuch, unſere öffentlichen 
Kampfformen mit dem moraliſchen oder auch unmoraliſchen Nieder⸗ 
ſchwören unbequemer Gegner zu bereichern, im Keime zertrete. 
Ein letztes Bedenken — und das ſtärkſte von allen — ergab 
ſich aus der Frage, ob dieſe Schrift nicht dem Anſehen der 
deutſchen Preſſe einen empfindlichen Schaden zufügen könne. Aber 
ſo gewiß alle, welche ſich getroffen fühlen, dieſen Vorwurf gegen 
mich erheben werden, ſo ſicher rechne ich auf Freiſprechung von 


Seiten aller unparteiiſchen Urtheiler. Ich müßte moraliſchen Selbſt⸗ 


mord begehen, wenn ich einen Beruf, dem ich über zwanzig Jahre 
mit Luſt und Liebe angehört habe, abſichtlich verunglimpfen wollte, 
und ich wäre des ſchwärzeſten Undanks ſchuldig, wenn ich vergeſſen 


wollte, daß ich ohne die treue Unterſtützung befreundeter und die 


ritterliche Geſinnung gegneriſcher Kollegen den Kampf nicht bis zu 
dieſem Punkte hätte führen können. Wie ſich in der politiſchen Kriſis 


der „Volks⸗Zeitung“ unter einem Dutzend von Redakteuren und 


Mitarbeitern nur ein Blackleg fand, ſo befinden ſich in der 
geſammten Preſſe die unſicheren und zweifelhaften Elemente in 
verſchwindend geringer Minderzahl gegenüber den geſunden und 
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tüchtigen. Wäre ich davon nicht überzeugt und glaubte ich, daß 
die deutſche Preſſe dem Kapitalismus mit Haut und Haaren 
verfallen ſei, ſo würde es meinem Geſchmack am wenigſten 
entſprechen, den Prediger in der Wüſte zu ſpielen. Aber wenn 
ich die Gefahr ſehe und wenn ich überzeugt bin, daß ſie bei 
weiterem Umſichgreifen die Preſſe aus einem Hebel der Kultur⸗ 
entwicklung zu einem Werkzeuge der geiſtigen Verdummung, der 
ſittlichen Verderbniß und der ſozialen Unterdrückung machen muß, 
ſo ſignaliſire ich ſie meinen Berufsgenoſſen doch nur, weil ich von 
den Meiſten derſelben weiß, daß ſie ihnen ebenſo verhängnißvoll 
erſcheinen wird, wie mir, und weil hier nur ein gemeinſamer 
Widerſtand helfen kann. Denn eine einzelne Schrift oder ein 
einzelner Schriftſteller vermag ihr freilich keinen Einhalt zu 
gebieten. 

Meines Erachtens iſt erſt ein verhältnißmäßig kleiner Theil 
der deutſchen Preſſe der kapitaliſtiſchen Entartung verfallen. Oder 
vielmehr nur der hauptſtädtiſchen Preſſe, denn die Provinzpreſſe 
iſt — aus inneren Gründen, die ſchon Lothar Bucher in ſeinem 
Buche über den Parlamentarismus dargelegt hat — von den 
Gefahren des Kapitalismus weit weniger bedroht. Wenn übrigens 
jener kleine Kreis dem bürgerlichen Liberalismus mehr oder minder 
nahe ſteht, ſo muß ich mich in dieſe unvermeidliche Wirkung 
geſchichtlicher Urſachen gern oder ungern fügen. Denn ich bin 
in der Nothwehr, und ich kann meine Angreifer auf keinen andern 
Platz ſtellen, als auf dem ſie nun einmal ſtehen. Aber betonen 
will ich auch hier, daß die große Mehrzahl der liberalen Organe 
ſich ablehnend gegen den Lindau-Ring verhalten hat, und daß 
manche von ihnen — ich nenne beiſpielsweiſe die „Danziger 
Zeitung“ — mir im Kampfe mit demſelben eine dankenswerthe 
Unterſtützung gewährt haben. 

Wenn ich mich ſo bemühe, die extenſive Ausbreitung des 
Kapitalismus in der Preſſe nicht zu übertreiben, ſo muß ich 
allerdings auch hervorheben, daß ſeine Verheerungen da, wo er 
ſich einmal eingeniſtet hat, intenſiv ungleich größer ſind, als aus 
der vorliegenden Schrift hervorgeht. In dieſem Betracht habe ich 
mich innerhalb der Grenzen halten zu ſollen geglaubt, welche mir 
die Zwecke der Nothwehr ziehen. Iſt eine ſolche Zurückhaltung, 


wie ich Hoffe, löblich, fo trägt fie auch ſchon ihren Lohn in fi, 


denn ich habe nun noch eine hübſche Fülle von Munition auf⸗ 
geſtapelt, falls es den Lindau⸗Ring nach einem dritten Kugel⸗ 
wechſel gelüſten ſollte. Ich dächte zwar: er ließe des grauſamen 
Spiels genug ſein, und wenn er nur endlich anerkennt, daß die 
Mißhandlung wehrloſer Proletarierinnen durch die Preſſe noch 
„dieſſeits von Gut und Böſe“ liegt, ſo will ich auf dieſe billige 
Bedingung ſofort Frieden ſchließen. Aber freilich: nun iſt er 
der Angegriffene und hat das Wort; möchte er noch ein Tänzlein 
wagen, ſo muß ich ihm ſchon aufſpielen. 


F. M 


Berlin, im Mai 1891. 
W., Derfflingerſtr. 23. 


I. 
Hoch ein Bonkoft. 


3. feiner bekannten Rede „Die Feſte, die Preſſe und der Frank⸗ 
furter Abgeordnetentag“ ſchüttet Laſſalle eine Fluth bitterer 
Invektiven über die bürgerliche Preſſe als eine „induſtrielle Kapital⸗ 
anlage und Geldſpekulation“ im Allgemeinen und über den da— 
maligen politiſchen Leiter der „Volks⸗Zeitung“, Bernſtein, als 
einen gehorſamen Diener des Kapitals im Beſonderen aus. Laſſalle 
war ſchwer gereizt, denn die „Volks⸗Zeitung“ hatte ihm mannig⸗ 
faches Unrecht gethan; ich kann es um ſo unbefangener zugeben, 
als ich nach Bernſtein dem Blatte eine ſachlichere Haltung gegen⸗ 
über der Arbeiterbewegung zu geben bemüht geweſen bin. Aber 
Laſſalle ſchoß ſeinerſeits wieder weit über das Ziel hinaus: wenn 
Bernſtein als Kind feiner Zeit auch tief in mancheſterlichen Vor⸗ 
urtheilen ſteckte, ſo hat er ſich doch durch ſeinen Kampf gegen die 
politiſche Reaktion und durch ſeine heute noch unerreichten natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Volksbücher große, früher auch von Laſſalle an⸗ 
erkannte Verdienſte erworben, und vor allem geſchah ihm bitteres 
Unrecht, wenn er als ein publiziſtiſcher Kommis des Kapitalismus 
angegriffen wurde. Er mochte irren, aber er irrte nur aus ſeiner 
ehrlichen Ueberzeugung heraus, und allen Eingriffen des Ver⸗ 
legers in ſeine redaktionelle Thätigkeit ſetzte er auch dann unbeug⸗ 
ſamen Widerſtand entgegen, wenn ſie in freundſchaftlichen Formen 
an ihn herantraten. So ſchrieb er am 28. März 1865 an 
Franz Duncker: 
Machen Sie mir, lieber Freund, das Leben nicht ſauer durch eine 
Ober⸗ Redaktion! Es kann ja fein, daß ich einmal irre. Welche 
Zeitung iſt frei davon? Aber die Zeitung ſoll kein Organ irgend 
einer Partei ſein und darum muß ſie ihren Gang unbeirrt von augen⸗ 
blicklichen Parteiſtellungen gehen. .. Allen Reſpekt vor dem Verleger, 


wo er feine Intereſſen gefährdet ſieht! Allen Reſpekt vor dem wackern 
Freunde, wenn er ſeine Ehre oder ſeinen Charakter durch irgend ein 


Wort, das ich ſchreibe, bedroht glaubt! Allen Dank für kleine Wein.. 


beſſerungen in Stil und ſachlichen Bemerkungen! Aber keine Ober⸗ 
Redaktion! Das geht nicht! 
Franz Duncker fügte ſich, was ihm nur zur Ehre gereicht, dieſem 
berechtigten Widerſtande. Der Geiſt aber, der aus den vorſtehenden 
Zeilen ſpricht, blieb in der Redaktion der „Volks⸗Zeitung“ lebendig, 
auch nach dem Tode Bernſteins und bei mehrfachem Wechſel der 
Beſitzer. 


* * 
** 


Nicht lange nach Bernſteins Hinſcheiden erſuchte mich Adolf 
Phillips, damals der erſte Redakteur der „Volks⸗ Zeitung“, um 
meine Mitarbeiterſchaft für ſozialpolitiſche Fragen, in denen er 
das mancheſterliche Geleiſe zu verlaſſen wünſchte. Ich hatte denn 
auch beſtimmenden Antheil an der Wendung, welche die „Volks⸗ 
Zeitung“ in den Jahren 1884 und 1885 zur ſtärkeren Ver⸗ 
tretung der Arbeiterſchutzgeſetzgebung nahm. Nach dem Tode von 
Phillips (Januar 1886) und in den nächſten Jahren wiederholt 
wurde mit mir darüber verhandelt, ob ich an ſeine Stelle treten 
wolle, doch konnte ich mich aus verſchiedenen Gründen nicht dazu 
entſchließen. Der Eintritt meines nunmehr auch ſchon verſtorbenen 
Freundes Hermann Treſcher in die Redaktion und das vollfom: 
mene Einvernehmen, in welchem ich mit ihm und wir beide mit 
unſerm Kollegen Holdheim ſtanden, ermöglichten mir, im Weſent⸗ 
lichen die Stellung eines Mitarbeiters beizubehalten; mit der 
eigentlichen Redaktion hatte ich nichts zu thun, als daß ich — 
gegen ein geringes Jahrgehalt — die eingelaufenen Leitartikel 
prüfte, während die endgiltige Entſcheidung über die Aufnahme 
dieſer, wie meiner eigenen Artikel bei Treſcher als dem verant⸗ 
wortlichen Redakteur ſtand. Gleichwohl fiel mir thatſächlich mehr 
und mehr die politiſche Leitung des Blattes zu, und auch die 
Frage, ob ich nicht eine dementſprechende Stellung in der Re⸗ 


daktion einnehmen ſolle, kam wieder auf's Tapet, als zu Neujahr 


1889 Treſcher wegen ſchwerer Erkrankung ausgeſchieden, dafür 
aber Georg Ledebour und Ludwig Oldenburg eingetreten waren. 
Sie fand eine ebenſo ſchnelle, wie unerwartete Entſcheidung durch 
das Verbot der „Volks⸗Zeitung“ im März 1889. Da ſich bei 
dieſem Anlaſſe die polizeilichen Verfolgungen in erſter Reihe gegen 
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meine Perſon richteten, ſo war es nach Freigabe des Blattes eine 


ſelbſtverſtändliche Ehrenſache, daß ich an die Spitze der Redaktion 
trat. Von dem Aufſichtsrathe wurde mir die verantwortliche 
Leitung übertragen; insbeſondere — ich hebe dieſen Umſtand 
hervor, da er bei dem über mich verhängten Boykott eine Rolle 
ſpielt — wurde ich verpflichtet, das Schwergewicht meiner Thätig⸗ 
keit nicht ſowohl, wie bisher, in eigene Artikel zu legen, die bei 
meiner beſonderen Vorliebe für ſozialpolitiſche Fragen der Zeitung 
ein etwas einſeitiges Gepräge gegeben hätten, als vielmehr in die 
Heranziehung tüchtiger Mitarbeiter und die anordnende Dispoſition 
über den geſammten Inhalt der Zeitung. 

Inzwiſchen waren die Aktien der „Volks-Zeitung“, auch die, 
welche ehedem der Fortſchrittspartei gehörten und durch den frei— 
ſinnigen Abgeordneten Otto Hermes im Aufſichtsrathe vertreten 
wurden, durch Herrn Emil Cohn, den früheren Mitbeſitzer des 
„Berliner Tageblatts“ und gegenwärtigen Eigenthümer des Hauſes, 
in dem die „Volks⸗Zeitung“ hergeſtellt wird, nach und nach auf- 
gekauft worden. Bereits im Herbſte 1888 beſaß er die große 
Mehrzahl derſelben und war thatſächlich Beſitzer der Zeitung. In 
einer mehrſtündigen Konferenz, die ich am 30. September des 
genannten Jahres auf ſeinen Wunſch mit ihm hatte, eröffnete er 
mir dieſen Sachverhalt mit dem Bemerken, daß er ſich General- 
vollmacht vom Aufſichtsrathe geben laſſen, im Uebrigen aber die 
Form der Aktiengeſellſchaft beibehalten und auch den Herrn Otto 
Hermes im Vorſitze des Aufſichtsraths als „parlamentariſche 
Dekoration“ belaſſen werde. Dieſe Interna der Verwaltung be— 
rührten mich um ſo weniger, als Hermes bei ſeiner gänzlichen 
Unkenntniß des Zeitungsweſens ſtets nur eine „dekorative“ Rolle 
geſpielt hatte. Um ſo mehr intereſſirte mich, was Herr Cohn 
ſonſt aus der Zeitung zu machen gedenke. Hierüber gab er mir 
nun die beruhigendſten Verſicherungen. Noch ehe ich die nächſt— 
liegende Befürchtung auch nur angedeutet hatte, erklärte er mir, 
zwar nicht der einzige, aber einer der Gründe, wegen deren er 
ſich von ſeinem früheren Sozius Moſſe getrennt habe, ſei die 
politiſche Nullität des „Berliner Tageblatts“ geweſen, das im 
vorderen Theile eine grimmige Oppoſitionsmaske nur aufſetze, um 
im hinteren Theile deſto unterthäniger zu dienern, beides aber 
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einzig wegen der Abornnenten- und Inſeratenjagd; mit der nal 
tiſchen Haltung der „Volks⸗Zeitung“ ſei er ſo vollkommen en 


verſtanden, daß er ſich nie in die Redaktion miſchen werde; er 


wolle nur den neuen Aufſchwung, den meine Thätigkeit der Zeitung 


gegeben habe, durch eine zweckentſprechende Reorganiſation der 
Verwaltung unterſtützen. Es würde heute Treppenwitz ſein, wenn 
ich ſagen wollte, ob dieſe Verſicherungen mir einleuchteten oder 
nicht; in jedem Falle konnte und mußte ich die Probe aufs 
Exempel abwarten, und wenn nun auch Herr Cohn ſeine Ver⸗ 
heißung, der Redaktion nichts dreinreden zu wollen, keineswegs 
mit peinlicher Sorgfalt beobachtete, ſo wußte er ſich doch mit 
Faſſung in die höfliche Nichtbeachtung ſeiner Einmiſchungsverſuche 
zu finden. Verſtand er hier Lob und Tadel gleicher Maßen zu 
vermeiden, ſo gebührt ihm dagegen entſchiedenes Lob für ſein 
politiſch korrektes Verhalten bei dem Verbote der Zeitung. 

Ein geringeres politiſches Verſtändniß bewährte Herr Cohn 
bei dem Verſuche, die Verwaltung der „Volks⸗Zeitung“ zu reor⸗ 
ganiſiren. Er überſah dabei, daß die Mittel, durch welche nach 
ſeiner gewiß richtigen Annahme das „Berliner Tageblatt“ „groß 
geworden war“, deshalb noch nicht für die „Volks⸗Zeitung“ 
paßten, ſintemalen ein Blatt, deſſen politiſche Bedeutung gleich 
Null iſt, unter ganz anderen Exiſtenzbedingungen lebt, als ein 
Blatt, deſſen politiſches Prinzip damals ſein Ein und Alles war. 
Die Mittel des Herrn Cohn — Talmi⸗Inſerate im eigenen Blatte, 
Reklame⸗Inſerate in anderen Zeitungen, Ausſchreien auf den 
Straßen, Maſſenvertheilung von einzelnen Nummern ꝛc. — hatten 
keinen andern Erfolg, als daß ſie den Reingewinn, der ſich vor⸗ 
dem auf durchſchnittlich zehn Prozent Jahresdividende zu belaufen 
pflegte, ganz oder faſt ganz verſchlangen. Da es Niemanden 
ſonſt, als Herrn Cohn ſelbſt etwas angeht, wie er ſein Geld 
loswerden will, ſo würde ich mir dieſe Bemerkung nicht erlaubt 
haben, wenn ich nicht Vorſorge gegen den Verſuch treffen müßte, 
die finanziell ungünſtigen Abſchlüſſe der beiden letzten Jahre auf 
andere Schultern zu wälzen, als auf welche ſie gehören. Die 
Bücher der „Volks⸗Zeitung“ weiſen aus, daß die Abonnentenzahl | 
ſich während meiner Thätigkeit für das Blatt um vier⸗ bis fünf 
tauſend gehoben hat, und wie ausſchließlich dieſer Erfolg der 
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damaligen politiſchen Redaktion geſchuldet war, beweiſt ſchlüſſig 
der noch ungleich jähere Abſturz der Abonnentenziffer in dem 
halben Jahre, ſeit welchem dieſe Redaktion zerſprengt worden iſt. 


* * 
* 


In welcher Weiſe der Fall Lindau an mich herantrat, habe 
ich an einem anderen Orte dargeſtellt.“) Meine redaktionelle 
Stellungnahme ergab ſich einfach aus den Tendenzen und Tra— 
ditionen der „Volks⸗Zeitung“. Zu allem Ueberfluſſe fand ſich 
aber Herr Otto Hermes Ende Auguſt einmal auf der Redaktion 
ein und ſprach ſeine lebhafteſte Billigung meines Vorgehens gegen 
Lindau aus, entſprechend der damals auch von der „Freiſinnigen 
Zeitung“ eingenommenen Haltung. Handelte es ſich doch um 


Herrn Lindau als literariſchen Typus zunächſt des e 3 


und noch nicht des kapitaliſtiſchen Syſtems! 

Kurz darauf kehrte Herr Rudolf Elcho, der Feuilleton-Re⸗ 
dakteur der „Volks⸗Zeitung“, aus ſeinen Sommerferien zurück. 
Von Beruf nicht Schriftſteller, ſondern Schauſpieler, war er früher 
Korrektor der Zeitung geweſen und hatte ſich dann, ich weiß nicht 
wie, zum Redakteur des Feuilletons emporgebracht. Ueber ſeine 
redaktionellen Fähigkeiten gewann ich je länger je mehr die gleiche 
Anſicht, welche auch Phillips und Treſcher, Ledebour und Olden— 
burg hegten; ſelbſt hinter der ſehr anſpruchsloſen Einſicht des 
Herrn Otto Hermes blieb die Redaktion des Feuilletons, wie er 
mir wiederholt ſagte und ſchrieb, noch weit zurück. Ich muß 
dieſe Verhältniſſe kurz andeuten, um das Verſtändniß der nach— 
folgenden Dinge zu ermöglichen; näher darauf einzugehen, ver⸗ 
ſage ich mir aus naheliegenden Gründen. Genug, als ich die 
Zeichnung der Zeitung übernahm, empfand ich die verantwort— 
liche Vertretung des Feuilletons mehr und mehr als eine pein⸗ 
liche Laſt. Es widerſtand mir aber, Schritte zur Entfernung des 
Herrn Elcho aus der Zeitung zu thun, und wenngleich öfter die 
Frage erörtert wurde, ob ich nicht die verantwortliche Vertretung 
des Feuilletons ablehnen und ſo wenigſtens die politiſche Re— 
daktion von einem unerfreulichen Ballaſte befreien ſolle, konnte 
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ich mich einftweilen auch dazu nicht entſchließen, da Ledebour, 
Oldenburg und ich doch einen gewiſſen Einfluß auf das Feuilleton 
gewonnen hatten, nach deſſen Preisgabe die völlige Entgleiſung 


deſſelben zu befürchten ſtand, wie ſie denn auch nach unſerem 
Ausſcheiden eingetreten iſt. RR 

Trotzdem oder auch eben deshalb hielt ich auf perſönlich 
zwar nicht freundſchaftliche, aber doch freundliche Beziehungen zu 
Herrn Elcho, und ich ſah über Manches hinweg, was ich an 
jedem anderen meiner Kollegen ſcharf verurtheilt haben würde. 
Ich hebe auch hier nur zwei Punkte hervor, welche die nach⸗ 
folgenden Ereigniſſe zu erläutern geeignet ſind. Das Geringere 
war noch, daß Herr Elcho, als es nach dem Verbot der „Volks⸗ 
Zeitung“ darauf ankam, ein politiſch farbloſes Blatt unter der 
verantwortlichen Zeichnung eines politiſch farbloſen Namens heraus⸗ 
zugeben, ſich dieſes Dienſtes weigerte, weil er — amerikaniſcher 
Staatsbürger ſei. Damals ſprang ein Sohn des alten Bernſtein, 
wacker wie das Geſchlecht der Bernſteine immer iſt, in die Breſche, 
ein junger Arzt von angehender Praxis, der wirklich etwas wagte; 
über das Verſagen des Herrn Elcho in einem kritiſchen Augen⸗ 
blicke wurde der Mantel der Liebe gedeckt. Ein bedenklicheres 
Item noch ergab ſich, als mir im Juni v. J. beglaubigte Mit⸗ 
theilungen darüber zugingen, daß ein Herr Fritz Räther, der auf 
die dringende Empfehlung des Herrn Elcho, ſeines genauen 
Freundes, in den Aufſichtsrath gewählt worden war, ſich damit 
beſchäftige, geldbedürftigen Leuten zu einem anderen, als dem 
landesüblichen Zinsfuße ein Retter in der Noth zu werden. Hier⸗ 
von war Elcho unterrichtet, hatte ſich aber gleichwohl in Herrn 
Räther eine „Stütze“ im Aufſichtsrathe zu ſichern geſucht. Auch 
in dieſem Falle ſchonte ich Elcho noch perſönlich und erſuchte 
nur Herrn Otto Hermes um die Beſeitigung des Anſtoßes. Der 
parlamentariſche Vertreter des erſten Berliner Landtagswahlkreiſes 
flammte nun zwar in ſittlicher Entrüſtung auf, aber fein zart 
fühlendes Herz hat es doch nicht über ſich gebracht, eine kapi⸗ 
taliſtiſche Blüthe zu knicken; als mir wegen des Falles Lindau 
der Hals abgeſchnitten wurde, lag Herrn Räthers erprobte Hand 
mit am Griffe des Meſſers. 
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En Eat 


Am 2. September v. J. hatte der Vorſtand des Vereins 
„Berliner Preſſe“ fein Pickwick⸗Urtheil in Sachen Lindau gefällt; 
am Tage darauf ließ Herr Lindau den Herrn Elcho zu ſich 
entbieten. Herr Elcho beeilte ſich, dieſer Aufforderung nachzu— 
kommen. Glühend vor Aufregung über die ihm widerfahrene Ehre, 
kam er dann auf die Redaktion und erklärte mir, Lindau habe ihm 
ſeine Unſchuld bewieſen; nun wolle Lindau auch mich noch empfangen 
und mir den gleichen Beweis erbringen. Ich erklärte mich nun 
zwar bereit, wenn es nicht anders ginge, dieſen Beweis an irgend 
einem dritten Orte von Lindau ſelbſt entgegenzunehmen, ſtellte 
aber zunächſt Herrn Elcho die Beibringung der angeblich ſo 
überwältigenden Beweisſtücke anheim. Am nächſten Morgen 
überreichte er mir den ſogenannten, in meiner Lindau-Schrift näher 
erörterten, „Erpreſſungsbrief“ des Fräuleins v. Schabelsky an 
Herrn Moſſe und rückte im Uebrigen mit demſelben Kram hervor, 
der inzwiſchen in dem erwähnten Urtheil eine pickwickiſche 
Unſterblichkeit erlangt hat. Hiermit mich ernſthaft zu befaſſen, 
fehlte es mir ebenſo an Neigung, wie an Zeit. Ich zog deshalb 
meine bedingte Zuſage betreffs des Herrn Lindau zurück und 
bemerkte Herrn Elcho, daß ich ihm wegen ſeines Verkehres mit 
demſelben zwar keine Vorſchriſten zu machen hätte, mich aber 
für verpflichtet hielte, ihn auf die Mißdeutungen und Mißver⸗ 
ſtändniſſe, die daraus entſtehen könnten, ausdrücklich hinzu⸗ 
weiſen. Dagegen kam ich der Bitte Elchos, Lindau mit Rückſicht 
auf fein körperliches Befinden möglichſt zu ſchonen, ebenſo bereit- 
willig nach, wie ich alle perſönlichen Wünſche, die Lindau durch 
Mittelsmänner an mich gelangen ließ, ſtets erfüllt habe. In der 
Zeitung bin ich überhaupt nur noch nothgedrungen und nur noch 
ein paarmal auf die Sache zurückgekommen: das eine Mal, um 
das erwähnte Pickwick-Urtheil nach ſeiner Veröffentlichung den 
Leſern mitzutheilen, das andere Mal, um das — Herr Elcho 
wird wohl wiſſen, von wem — aufgebrachte Gerücht, ich ſei zu 
Kreuze gekrochen und hätte mich verpflichtet, den Fall Lindau 
fallen zu laſſen, als leeres Gerede zurückzuweiſen. 

Irgend etwas anderes fiel zwiſchen Herrn Elcho und mir 
nicht vor. Um ſo mehr war ich überraſcht, als mir am Abend 
des 11. September v. J. von Holdheim ein in meiner Abweſenheit 
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von Herrn Cohn auf die Redaktion gebrachter Beſchluß des 
Aufſichtsraths überreicht wurde, demzufolge mir „mit Rückſicht 
auf den zwiſchen den Redakteuren Mehring und Elcho entſtandenen 
Zwiſt“ die verantwortliche Leitung entzogen und weiter angeordnet 
wurde, daß die einzelnen Abtheilungen der Zeitung von den be⸗ 
treffenden Redaktionsmitgliedern ſelbſtändig und mit der preßgeſetz⸗ 
lichen Verantwortlichkeit bearbeitet werden ſollten; ich oder Ledebour s 
ſollten den politiſchen Theil, Elcho das Feuilleton u. ſ. w. zeichnen. 
Holdheim meinte, der Beſchluß werde mir wohl willkommen ſein, 
da er mir eine Verantwortlichkeit abnehme, die ich ja öfter als 
mir widerwärtig bezeichnet hätte. Ich ſtimmte dem zwar im 
Allgemeinen zu, machte aber im Beſonderen den Vorbehalt, daß 
ich vor meiner endgültigen Entſcheidung erſt die Gründe und 
Zwecke des Beſchluſſes kennen müſſe. Ein „Zwiſt“ zwiſchen Elcho 
und mir war mir völlig unbekannt, und mein ſofort erwachter 
Argwohn, daß hinter der ganzen Sache eine Intrigue ſtecke, fand 
eine halbe Stunde ſpäter neue Nahrung, als Elcho mit erhobener 
Stimme den Sekretär der Redaktion nach der Adreſſe eines 
Mitarbeiters fragte und ſich dann mit dramatiſchen Geberden an 
die Abfaſſung eines Schreibebriefs begab. Der betreffende Mit⸗ 
arbeiter, Herr Harden, war von mir innerhalb meiner Zuſtändigkeit 
und beiläufig mit Zuſtimmung des Aufſichtsraths als Wochen⸗ 
feuilletoniſt engagirt worden; am nächſten Morgen überſandte er 
mir einen Brief, in welchem ihm die „Redaktion des Feuilletons“ 
mit ungehobelten Worten den Stuhl vor die Thür ſetzte. 

An demſelben Vormittage die Sache weiter zu verfolgen, 
fehlte mir die Zeit, da ich einen gerichtlichen Termin in Zeitungs⸗ 
ſachen wahrzunehmen hatte. In meiner Abweſenheit erſchien 
Herr Otto Hermes auf der Redaktion und wollte unter lebhafter 
Unterſtützung von Elcho — trotz deſſen „amerikaniſcher Staats⸗ 
bürgerſchaft“ — den Beſchluß des Aufſichtsraths vom vorigen 
Tage durchdrücken; noch ehe ich aus Moabit zurückgekehrt war, 
ſollte die getheilte Zeichnung — ein entſprechender Satz war 
vorſorglich in der Druckerei hergeſtellt worden — praktiſch aus⸗ 
geführt werden. Ledebour erhob aber nachdrücklichen Widerſpruch; die 
verantwortliche Redaktion könne mir doch nicht, während ich im Dienſte 
der Zeitung auswärts beſchäftigt ſei, über den Kopf weggenommen 
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werden. Daraufhin mußte Hermes von feinem Vorhaben abſtehen. 
Ebenſo mißglückte ihm ein anderes Gewerbe, das er, noch ehe 
Ledebour ins Zimmer getreten war, anzubringen verſucht hatte. 
Wiederum unter lebhafter Unterſtützung von Elcho hatte er 
nämlich verlangt, daß die übrigen Redakteure die von mir in den 
Druck gegebenen Artikel hinter meinem Rücken prüfen und, was 
ihnen bedenklich ſei, unterdrücken ſollten. Insbeſondere Oldenburg 
weigerte ſich dieſes Spionendienſtes. Dagegen erreichte Hermes 
ſein Ziel noch an demſelben Vormittage auf anderem Wege, indem 
er und Cohn meine Artikel unter die geheime Ueberwachung des 
Faktors, des Korrektors und des Metteurs ſtellten. 

Die letzterwähnten Thatſachen wurden mir erſt nach mehreren 
Wochen bekannt, dagegen erfuhr ich durch Ledebour ſofort die 
erſterwähnte Betreibung des Herrn Hermes und ſuchte denſelben 
noch am Nachmittage deſſelben Tages auf, um die nöthige Auf- 
klärung zu erlangen. Hermes gab ſie mir dahin, daß Cohn ihn 
am vorhergehenden Tage telephoniſch zu einer Sitzung des Auf- 
ſichtsrathes im Haufe der „Volks⸗Zeitung“ berufen habe, da 
heller Zwiſt in der Redaktion ausgebrochen ſei. Vor dem Auf- 
ſichtsrathe ſei dann Elcho erſchienen und habe in ſcheinbar be— 
fſinnungsloſer Aufregung erklärt, er könne wegen der Mißhand— 
lungen, die ich ihm unausgeſetzt zufüge, nicht mehr mit mir zu⸗ 
ſammen arbeiten; er oder ich müßten aus der Redakion. Ihn 
habe der Aufſichtsrath nun aber doch nicht gehen laſſen können, 
da er ſchon ſo lange bei der Zeitung ſei und anderswo ſchwerlich 
Unterkommen finden würde; ſo ſei die Theilung der Redaktion 
als ein Auskunftsmittel, das ihm nützen, mir aber nicht ſchaden 
ſolle, vom Aufſichtsrathe beſchloſſen worden. Auf meine Frage, 
weshalb denn nicht die zwei Treppen zu mir hinaufgeſchickt 
worden ſei, um auch mich zu hören, erwiderte Hermes, das habe 
er auch beantragt, aber Cohn habe es für gänzlich überflüſſig er- 
klärt. Auf meine weitere Erkundigung nach den Mißhandlungen, 
die ich dem Elcho zugefügt haben ſollte, führte Hermes aus, ich 
hätte ihn wie Luft behandelt; ich hätte ihm eine Zeitung mit einer 
Handbewegung über den Tiſch geworfen, die augenſcheinliche Ver— 
achtung ausgedrückt habe u. a. m. Ich bemerkte, daß ich dieſe 
Behauptungen durch das Zeugniß der übrigen Redakteure als 
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Phantaſtereien nachweiſen würde, die Elcho offenbar zum Zwecke U 
einer Intrigue erfunden habe. Hermes meinte, eine Intrigne 


läge wohl nicht vor; dazu ſei Elcho viel zu aufgeregt geweſen. 
Nun zeigte ich ihm den von Elcho an Harden gerichteten Brief 
mit dem Bemerken, daß dieſer kaltblütige Streich doch nichts von 
einer „beſinnungsloſen Aufregung“ verrathe. Das gab denn 
auch Hermes zu; ſo ſei der Beſchluß des Aufſichtsraths nicht ge⸗ 
meint geweſen; für dieſes falſche Spiel werde mir volle Genug⸗ 
thuung werden. Des Weiteren fragte ich, ob der Fall Lindau 
nicht die eigentliche Triebfeder jenes Beſchluſſes ſei. Hermes er⸗ 
widerte ausweichend, dieſe Sache habe Cohn allerdings aufs 
Aeußerſte verdroſſen; ob ich nicht meine — damals erſt angekün⸗ 
digte — Lindau⸗Schrift zurückhalten wolle. Ich erwiderte, lieber 
würde ich aus der Redaktion treten; wenn übrigens mein Aus⸗ 
tritt dem Aufſichtsrathe erwünſcht ſei, könnten wir uns darüber 
ja in ehrlicher und offener Weiſe verſtändigen. Das lehnte 
Hermes ab; ich wiſſe ja, wie viel der Aufſichtsrath auf meine 
Thätigkeit hielte; er perſönlich verſichere mich ſeiner Freundſchaft 
auf ſein Ehrenwort. Ich bat ihn nun um einen Beweis dieſer 
Freundſchaft; ſo ſchnell wie Cohn auf Elchos Antrag, möge er 
auf meinen Antrag den Aufſichtsrath einberufen, damit ich mich 
gegen Elchos falſche Anſchuldigungen vertheidigen könne. Worauf 
Hermes: leider könne er im Augenblicke meinen Wunſch nicht er⸗ 
füllen; er müſſe ſofort eine acht⸗ bis vierzehntägige Reiſe an⸗ 
treten; wolle ich nicht ſo lange warten, ſo möchte ich mich an 
Cohn wenden. 1 
Demgemäß ſchrieb ich noch denſelben Abend an Herrn Cohn 
und erſuchte ihn aus dem angegebenen Grunde um die noch⸗ 
malige Einberufung des Aufſichtsraths und bis dahin um die 
Ausſetzung des Beſchluſſes vom 11. September. Am nächſten 
Mittag gegen zwei Uhr, am 13. September, erhielt ich die brief⸗ 
liche Antwort, in welcher Herr Cohn bedauerte, meinem Wunſche 
nicht entſprechen zu können. Daß bei Elcho eine hochgradige 
Verſtimmung gegen mich vorhanden ſei, ſtehe feſt; ob die Gründe, 
die er dafür anführe, berechtigt wären oder durch mich widerlegt 
würden, ſei eine untergeordnete Frage, da nur die feſtſtehende 
Thatſache der Erregung entſcheidend ſei. Ich möchte alſo die 
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Güte haben, die Aenderung zu veranlaſſen. Selbſtverſtändlich 
hatte ich dieſe „Güte“ nicht, ſondern erklärte meinen Kollegen 
Ledebour und Oldenburg, daß ich das formelle Recht des Auf- 
ſichtsraths, mir die verantwortliche Zeichnung des Blattes zu 
entziehen, zwar nicht beſtreiten könne, aber das von ihm ufur- 
pirte Recht, hinter meinem Rücken über meine Verantwortlichkeit 
zu befinden, allerdings beſtreiten müſſe; ich würde ſomit gar 
keinen Antheil an der, gleichviel wie geordneten, Zeichnung des 
Blattes nehmen. Unter dieſen Umſtänden lehnten auch Ledebour 
und Oldenburg jeden ſolchen Antheil ab. Inzwiſchen drängte 
die Zeit, und ſo fragte ich Holdheim als das älteſte Mitglied der 
Redaktion, ob er — einzig um das Erſcheinen der Zeitung zu 
ermöglichen und unbeſchadet des Prinzips — als verantwort- 
licher Redakteur i. V. zeichnen wolle. Ich ſchalte hier gleich ein, 
daß ich bei dieſer Gelegenheit, wie auch vor- und nachher, ſorg⸗ 
fältig alles vermieden habe, was Holdheim, einen in mehr als 
vierzigjähriger Arbeit verdienten und in kollegialiſcher Geſinnung 
ſtets bewährten Veteranen der Zeitung, irgendwie in den Streit 
ziehen konnte. Holdheim willigte ein, und ich benachrichtigte 
Herrn Cohn von der getroffenen Anordnung mit dem Bemerken, 
daß ich auf meinem ihm bekannten Standpunkte beharren müſſe. 

Zwei Tage darauf, am 15. September, antwortete er, daß 
er bereit ſei, den Aufſichtsrath einzuberufen, und daß er es, da 
ich wahrſcheinlich wünſche, meine Mittheilungen vor allen den 
Herren zu machen, die der Sitzung vom 11. September beigewohnt 
hätten, nach der Rückkehr von Hermes thun werde. In der 
Zwiſchenzeit ſprach Herr Cohn einmal mit Ledebour und einmal 
— neun oder zehn Tage ſpäter — mit Oldenburg über die Sache. 
Beide erklärten ihm, daß ich zwar pflichtgemäß und im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit ihnen an der Hebung des Feuilletons gearbeitet, 
aber dabei ſtets die größte perſönliche Rückſicht gegen Elcho be— 
obachtet hätte: ich hätte demſelben nie auch nur das geringſte 
Leid zugefügt. Herr Cohn beharrte gleichwohl auf dem originellen 
Standpunkte, daß nicht der Unſchuldsbeweis des Angeklagten, 
ſondern die „hochgradige Verſtimmung“ des Anklägers für ihn 
der entſcheidende Geſichtspunkt ſein müſſe. Auf Ledebours Ein⸗ 
wand: „Aber, Herr Cohn, wenn ich Ihnen erklärte, ich könne 
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beiſpielsweiſe mit Oldenburg nicht zuſammen arbeiten, würden | 
Sie nicht fragen: weshalb nicht?“, antwortete er: „Vielleicht aus 
Neugierde“. Die Löſung dieſer Räthſel gaben mir beide Kollegen 
— obgleich, wie geſagt, ein Zeitraum von etwa anderthalb Wochen 
zwiſchen den Unterredungen lag, welche exit Ledebour und dann 
Oldenburg mit Herrn Cohn hatten, — übereinſtimmend dahin, 
daß Cohn völlig von einem tiefen, mühſam verhaltenen, aber 
deshalb nur um ſo bohrenderen Grolle über meine Behandlung 
des Falles Lindau beherrſcht werde, den er auch als eine „Klatſch⸗ 
geſchichte“, welche die Zeitung bei allen „anſtändigen Leuten“ 
blamire, wiederholt bezeichnet habe. Darnach drängte ſich mir je 
länger je mehr die Einſicht auf, daß hier ein von langer Hand, 
ſeit der Unterredung zwiſchen Elcho und Lindau, abgekartetes In⸗ 
triguenſpiel vorliege, und ich erwog deshalb den Gedanken, ob 
ich nicht meine Kündigung einreichen und mich dadurch allen 
weiteren Unwürdigkeiten entziehen ſolle. Nach reiflicher Berathung 
mit Ledebour und Oldenburg, ſowie mit alten Freunden der Zeitung 
wurde mir einſtimmig der Rath ertheilt, zu bleiben. Ein Be⸗ 
weis für meinen allerdings ſtark begründeten Verdacht ſei bei 
alledem noch nicht erbracht und ebenſo wenig ſei die Möglichkeit 
ausgeſchloſſen, daß der Aufſichtsrath nach ruhiger Ueberlegung den 
Beſchluß vom 11. September zurücknehme. In dem Falle Lindau 
hätte ich einfach die alten Ueberlieferungen der „Volks⸗Zeitung!“ 
gewahrt, die ſeit mehr als vier Jahrzehnten jeden Mißbrauch 
öffentlicher Gewalt zur widerrechtlichen Unterdrückung einzelner 
Perſonen rückſichtslos bekämpft habe; ſollte ich deshalb gemaß⸗ 
regelt werden, ſo würde es ſich gar nicht um meine Perſon, 
ſondern um die Exiſtenz der „Volks⸗Zeitung“ als eines demo⸗ 
kratiſchen Organs überhaupt handeln. Um ſo mehr hätte ich 
auszuhalten, ſo lange eine Möglichkeit vorhanden ſei, die Zeitung 
politiſch zu retten, nachgiebig in den Fragen perſönlicher Empfind⸗ 
lichkeiten und Intereſſen, unbeugſam in den Fragen der Ehre und 
des Prinzips. Ich konnte nicht umhin, die Triftigkeit dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkte anzuerkennen und betrachtete ſie als Richtſchnur für 
mein weiteres Verhalten. 
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Die neue Sitzung des Aufſichtsraths fand am 27. September 
im Bibliothekzimmer der Redaktion ſtatt. Vom Aufſichtsrathe 
waren ſämmtliche Mitglieder zugegen: Hermes, Cohn, Räther und 
ein — mir vor⸗ wie nachher unbekannter — Dr. Maren. Sie 
beriethen erſt unter ſich; dann wurden die fünf Redakteure nach 
und nach zugezogen. Holdheim, Ledebour und Oldenburg beſtätigten 
mir, daß ich Elcho nie im Geringſten gekränkt hätte. Elcho ließ 
nunmehr die ſchiefen Geſichter und die verächtlichen Handbewegungen, 
durch die ich ihn in „beſinnungsloſe Aufregung“ verſetzt haben 
ſollte, unter den Tiſch fallen; dafür ergoß er ſich in einem Strome 
geſchwollener Redensarten über den Fall Lindau, deſſen Erörterung 
er als eine Schmach für die Zeitung und als die Urſache ſeines 
Vorgehens gegen mich bezeichnete. Lindau ſei vollkommen 
unſchuldig; in ſeinen Genoſſen Iſidor Landau und Eugen Zabel x 
hätte ich gar die hervorragendſten Vertreter der Berliner Preſſe 
angegriffen und was dieſes Geredes mehr war, das für mich — 
nachdem einmal feſtgeſtellt worden war, daß ich gegen Elcho nie 
die geringſte unkollegiale Handlung begangen hatte — natürlich 
ohne jeden Belang ſein mußte. 

Dem Aufſichtsrathe erklärte ich nunmehr, daß ich bereit ſei, 
dem Intereſſe der Zeitung jedes von mir gewünſchte Opfer zu 
bringen. Auf einer Genugthuung in der Harden'ſchen Sache; 
müſſe ich allerdings beſtehen, aber mehr noch um der Zeitung, 
als um meinetwillen; wenn Elcho bei der ungehobelten Kündigung 
Hardens auch wohl nur von der Abſicht geleitet worden ſei, 
mich bloßzuſtellen, ſo habe er thatſächlich doch die ganze Zeitung 
bloßgeſtellt, da Herr Harden wiſſe, daß ich ihn unter Zuſtimmung 
des Aufſichtsraths engagirt hätte. Dieſe Genugthuung wurde mir 
denn auch erheilt; laut protokollirten Beſchluſſes wurde ich vom 
Aufſichtsrathe erſucht, Harden wieder als Wochenfeuilletoniſten zu 
engagiren und ſeine Beiträge meinerſeits zu redigiren. Bei dieſem 
Schlage auf die Wange zuckte der ſonſt gegen angeblich ſchiefe 
Geſichter ſo empfindliche Herr Elcho nicht einmal mit der Wimper; 
möglich freilich, daß er damals ſchon wußte, welch lieblicher 
Hintergedanke in dieſer „Genugthuung“ ſchlummerte. 

Ferner wies ich den Auffichtsrath darauf hin, daß mit der 
offiziell angegebenen Urſache des Beſchluſſes vom 11. September, 
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mit dem „Zwiſte“ zwiſchen Elcho und mir, meines Erachtens auch | | 


dieſer Beſchluß ſelbſt hinfällig geworden ſei. Jedenfalls bäte ich, 


mich von jeder perſönlichen Betheiligung an der Ausführung | 


deſſelben zu entbinden; ich würde mich dadurch mittelbar eines 
Unrechts bezichtigen, von dem ich eben erſt durch unanfechtbare 
Zeugniſſe gereinigt worden ſei. Ich ſei aber gern bereit, jedem 
etwa ſonſt denkbaren, praktiſchen Zwecke des Beſchluſſes entgegenzu⸗ 
kommen. Wenn mir derſelbe die verantwortliche Leitung des 
Blattes entziehe, ſo wolle ich auf dieſelbe verzichten. Meine 
Thätigkeit an der Zeitung ſei gewiſſer Maßen von ſelbſt erwachſen; 
erſtrebt hätte ich die Stellung als Chefredakteur niemals; ich ſei 
auch nie Chefredakteur in der eigentlichen Bedeutung dieſes mir 
nach Sinn und Wortlaut gleich unſympathiſchen Worts geweſen; 
ich hätte nie eine Autorität über meine Kollegen beanſprucht, 
ſondern mich ſtets in kollegialer Weiſe mit ihnen verſtändigt. 
Inſoweit ſei ich mit dem Beſchluſſe vom 11. September einver⸗ 
ſtanden. Dagegen hielte ich es für prinzipiell falſch und für 
praktiſch unausführbar, wenn derſelbe die Zeitung gewiſſermaßen 
in fünf ſelbſtändige Zeitungen zerhacke, in deren jeder ein Redakteur 
ſelbſtändig zu ſchalten habe. Umgekehrt würde ſich vielmehr nach 
Beſeitigung der Chefredaktion eine kollegiale Redaktion empfehlen, 
wie ſie bei der „Frankfurter Zeitung“ meines Wiſſens ſeit Jahr⸗ 
zehnten beſtehe und ſich bewährt habe. Demgemäß reichte ich 
den ſchriftlichen Antrag ein: „eine kollegiale Redaktion in der 
Weiſe einzurichten, daß jeder der fünf Redakteure Sitz und Stimme 
in dieſem Kollegium hat, deſſen Mehrheitsbeſchlüſſen jeder Theil 
der Zeitung unterworfen iſt“. 

Dieſer Antrag wurde vom Auffſichtsrathe rundweg abgelehnt, 
unter der erſt von Hermes gegebenen, dann von Cohn aufgenommenen, 
mir heut wie damals gleich unverſtändlichen Begründung, daß er 
„in die Rechte der Eigenthümer eingreife“; auch Elcho ſträubte 
ſich heftig dagegen, indem er bezeichnender Weiſe befürchtete, in 
einer kollegialen Redaktion jeden Tag majoriſirt zu werden. So 
wurde denn nur über den Beſchluß vom 11. September verhandelt. 
Als angebliche Schutzwehr Elchos gegen meine Verfolgungen war 
er ſinnlos geworden; auch der von Cohn in ſeiner Unterredung 
mit Ledebour geäußerte Gedanke, fünf Namen am Kopfe der 
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Zeitung würden dem Publikum mehr imponiren, als einer, wurde 
nicht vorgebracht. Dagegen hieß es, die Aenderung ſei „ſchon 
lange geplant“ geweſen, und „techniſche Gründe“ ſprächen dafür. 
Als Ledebour um eine nähere Erläuterung dieſer Gründe bat, 
entfuhr Herrn Cohn das ärgerliche und unbedachte Wort: „Wir 
wollen Ihren Rath gar nicht hören“, worauf Ledebour mit der 
vollkommen logiſchen Erwiderung: „Dann habe ich hier überhaupt 
nichts zu thun“ die Sitzung verließ; ich folgte ihm mit der 
Erklärung, daß ich nach nunmehr erfolgter Aufklärung über 
Urſprung und Zweck des Beſchluſſes vom 11. September mich 
demſelben nicht unterwerfen würde. 

Nachdem der Aufſichtsrath eine Weile unter ſich berathen 
hatte, wurde ich gebeten, nochmals einzutreten. Meine begreif⸗ 
liche Erwartung, einfach meine Kündigung zu erhalten, erfuhr die 
ſeltſamſte Enttäuſchung. Hermes erklärte ſich vom Auffichtsrathe 
beauftragt, mir ein ausdrückliches Vertrauensvotum zu ertheilen. 
Da ich nun aber einmal in dem Beſchluſſe vom 11. September 
ein Mißtrauensvotum erblicke, ſo wolle der Aufſichtsrath einſt⸗ 
weilen auf die Ausführung deſſelben verzichten. Er ſchlage mir 
ein ſechswöchentliches Proviſorium vor, während deſſen Holdheim 
die verantwortliche Redaktion i. V. fortführen ſolle; nach Ablauf 
dieſer Friſt würden die erregten Gemüther wohl ſo weit beruhigt 
ſein, daß ſich eine Verſtändigung leicht erzielen laſſen werde. Auf 
dieſen Vorſchlag ging ich — unpräjudizirlich für die ſchließliche 
Entſcheidung — ein. Auch Holdheim erklärte ſich bereit, die Re⸗ 
daktion i. V. noch ſechs Wochen weiter zu führen, allerdings nur 
unter dem ausdrücklichen und von ſeinem Standpunkte aus durch⸗ 
aus berechtigten Vorbehalte, daß er bei ſeinen hohen Jahren und 
ſeinen zahlreichen, im Dienſte der Zeitung erlittenen Vorſtrafen 
für dieſe Zeit von allen Redakteuren eine inſoweit abgeſchwächte 
Haltung des Blattes beanſpruchen müſſe, daß ihm jede Kolliſton 
mit der Staatsanwaltſchaft erſpart bleibe. Der Aufſichtsrath er⸗ 
hob hiergegen keinen Widerſpruch. Beim Verlaſſen der Redaktions⸗ 
räume trat dann Herr Cohn noch an mich heran und verſicherte 
mich ſeiner beſonderen Freundſchaft. 

Ueber das Weſen dieſer erhebenden Szenen konnte ich mich 
nach allem Vorhergegangenen keiner Täuſchung mehr hingeben; 
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ihr Zweck aber war mir einſtweilen unklar. Ich ſchulde indeſſeu 


dem Aufſichtsrathe das Anerkenntniß, daß er mich nicht lange 19 


fruchtloſen Grübeleien überließ. Am dritten Tage darauf, am 
Nachmittage des 30. September, erhielt Ledebour ohne jede An⸗ 


gabe eines Grundes feine Kündigung zum 1. April 1891. Da 


Ledebour's redaktionelle Leiſtungen niemals einen Anlaß zur Be⸗ 
ſchwerde gegeben hatten, vielmehr ſo zufriedenſtellend geweſen 
waren, daß Herr Cohn mir genau ein Vierteljahr vorher, am 
30. Juni v. J., aus einem beſtimmten Anlaſſe als jeine — 
gleichviel ob richtige oder unrichtige — Anſicht erklärt hatte, 
Ledebour ſei außer mir der einzige der fünf Redakteure, der die 
Zeitung politiſch leiten könne, ſo lag hier handgreiflich ein Akt 
der Rache vor. Ein Akt der Rache insbeſondere wohl dafür, 
daß Ledebour am 12. September die in meiner Abweſenheit von 
Hermes und Elcho verſuchte Ausführung des Aufſichtsraths⸗ 
beſchluſſes vom 11. September verhindert und damit die moraliſche 
Demüthigung, die mir öffentlich zugefügt werden ſollte, ein für 
alle Mal unmöglich gemacht hatte. Ob ich durch Ledebours 
Kündigung gleichzeitig zur Einreichung meiner Kündigung ge⸗ 
zwungen werden ſollte oder ob der Aufſichtsrath, von ſich auf 
mich ſchließend, ſich unglaublicher Weiſe einbildete, ich würde zu 
einem Kameraden, der treu zu mir geſtanden hatte, nicht ebenſo 
treu ſtehen, kann ich um ſo mehr dahingeſtellt ſein laſſen, als 
ich in dem einen wie in dem anderen Falle das Gleiche zu thun 
hatte. Mit wendender Poſt ſandte ich meine Kündigung gleich⸗ 
falls zum 1. April 1891 an den Aufſichtsrath ein. An die 
ſechsmonatliche Kündigungsfriſt waren beide Theile vertragsmäßig 
gebunden. 


II. 


Auf der Holter des Papilalismus. 


o hatte die Intrigue, wenn nicht auf dieſem, ſo doch auf 
jenem Wege ihr Ziel erreicht. Ich war nicht wegen des 
Falles Lindau geboykottet worden, fonderr ich hatte aus „unbe⸗ 
kannten Gründen“ meine Stellung gekündigt. Das Sieges⸗Bulletin, 
welches die Schutztruppe des Herrn Lindau am 2. Oktober im 
„Berliner Börſen⸗Courier“ veröffentlichte, lautete folgendermaßen: 
In der Leitung der „Volks⸗Zeitung“ werden, wie wir hören, in der 
nächſten Zeit einige Aenderungen vor ſich gehen. Herr Dr. Franz 
Mehring ſcheidet aus ſeiner Stellung und dem Redakteur Herrn 
Ledebour iſt die Kündigung zugegangen. 
Dieſe Notiz goß ſicherlich ſüßen Troſt in alle Lindauiſchen Herzen; 
ſchade nur, daß ſie auch von anderen Leuten geleſen und — 
verſtanden wurde! Einerſeits von den unabhängigen, ſei es nun 
dieſer oder jener Partei zugehörigen Organen der Preſſe, die den 
Boykott der Herren Cohn und Hermes keineswegs ſchön fanden 
und aus ihren Herzen auch keine Mördergrube machten. Insbe⸗ 
ſondere einige kräftige Bemerkungen des „Berliner Volksblatts“ 
entzündeten in hohem Grade den Zorn des Herrn Cohn. Als 
ich eines ſchönen Morgens im Anfange des Oktober auf die 
Redaktion kam, fehlte die Redaktionskorreſpondenz; auf eine 
Anfrage in der Expedition erfuhr ich, daß fie auf Anordnung 
des Aufſichtsraths geſperrt würde, bis Herr Cohn ſie durchgeſehen 
hätte. Ich beeilte mich, — und ebenſo thaten meine politiſchen 
Kollegen — durch eine Eingabe an die Poſtbehörde die an mich 
perſönlich gerichteten Briefe vor etwaigen „Perluſtrationen“ zu 
ſichern; einen gleichen Schritt bezüglich der eigentlichen Redaktions⸗ 
korreſpondenz zu thun, fehlte mir, da ich nicht mehr verantwort⸗ 
licher Redakteur war, die formelle Zuſtändigkeit. Wie ſehr meine 
redaktionelle Thätigkeit, die um neun Uhr morgens begann, dadurch 
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erſchwert wurde, daß mir die poſtaliſchen Einläufe nunmehr erſt 
um elf Uhr oder auch noch ſpäter zugingen, liegt auf der Hand. 
Zu eben dieſer Zeit erfuhr ich von dritter Seite, es ſei in allen 
Kreiſen der Zeitung und auch noch darüber hinaus bekannt, daß 
von mir verfaßte Artikel der heimlichen Ueberwachung durch den 
Faktor, den Korrektor und den Metteur unterſtänden. Erkundigungen, 
welche ich ſofort einzog, ergaben den von mir bereits mitgetheilten 
Thatbeſtand: ich habe keinen Grund zu leugnen, daß dieſe ebenſo 
beiſpiel⸗„ wie grund⸗ und zweckloſe Mißhandlung, die Herr Otto 
Hermes bereits am 12. September angeordnet hatte und eher 
ſchon, als er mich an dieſem Tage auf ſein Ehrenwort ſeiner 
aufrichtigen Freundſchaft verſicherte, mich nach ſieben Jahren auf⸗ 
reibender und erfolgreicher Thätigkeit für die „Volks⸗Zeitung“ 
allerdings tief erbitterte. Abgeſehen davon, mußte ich natürlich 
in der heimlichen Kontrole der von mir verfaßten Artikel durch 
außerhalb der Redaktion ſtehende Perſönlichkeiten ein Mißtrauens⸗ 
votum erblicken; ich ſchrieb demgemäß keine eigenen Artikel, 
bemühte mich aber, trotz der vom Aufſichtsrathe meiner redaktionellen 
Thätigkeit in den Weg gelegten Schwierigkeiten, ſonſt in jeder 
Beziehung, dieſelbe zu erfüllen. 
Andererſeits war das Sieges⸗Bulletin der Lindau⸗Preſſe nun 
aber auch den Leſern der „Volks⸗Zeitung“ bekannt geworden. 
Und die nahmen den ſpaßigen Boykott verteufelt ernſt. Ihre | 
erſten Kundgebungen wurden von dem Aufſichtsrathe zwar als 
eine „Mache“ wegzuſpötteln geſucht, aber bald ließ ſich das 
Fürchterliche nicht mehr verkennen: der Profit war in Gefahr. 
Die Beſtürzung von Hermes ſpiegelt ſich treffend in folgendem, 
von ihm am 6. Oktober an einen Abonnenten in Elberfeld 
gerichteten Schreiben: 
Auf Ihre gefl. Anfrage vom 3. Oktober erlaube ich mir ergebenſt zu 
erwiedern, daß wir Herrn Ledebour aus Gründen gekündigt haben, 
welche mit dem Falle Lindau gar nichts zu thun haben. Herr Mehring 
hat ſeine Stellung zum 1. April nächſten Jahres gekündigt, ohne die 
Gründe dafür dem Aufſichtsrathe anzugeben. Die Notiz im „Börſen⸗ 
Courier“ iſt falſch. Der Kurs der „Volks⸗Zeitung“ bleibt der alte, 
und ich hoffe, daß auch Herrn Mehrings Kraft nach dem 1. April der 
Zeitung erhalten bleibt. Ich werde dieſerhalb ſchon morgen mit ihm 
verhandeln und denke, daß er bereit ſein wird, als verantwortlicher 
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Redakteur zu zeichnen. Ich bitte Sie alſo, Ihr Intereſſe der „Volks⸗ 
Zeitung“ nach wie vor zu erhalten. Die Differenzen, welche kürzlich 
unter den Redakteuren — wie ja manchmal unvermeidlich — eintraten, 
ſind ausgeglichen, und bald werden Sie Sich überzeugen, daß die 
ſchneidige Haltung keine Einbuße erlitten hat. 
Ein Brief, der ſeinerſeits offenbar eine „ſchneidige Haltung“ gar 
ſehr vermiſſen läßt. Das Sieges⸗Bulletin der Lindau-Preſſe wird 
für falſch erklärt, nachdem der Briefſchreiber eben ſeinen Inhalt 
ſelbſt erzählt hat. Die Gründe von Ledebours Kündigung 
behandelt er nach dem Grundſatze: si fecisti, nega; die Gründe 
meiner Kündigung ſind ihm ein verſchleiertes Bild von Sais. 
In hoffnungsvollem Gottvertrauen „denkt“ er, mich zur Ueber⸗ 
nahme der verantwortlichen Redaktion überreden zu können, 
derſelben Redaktion nämlich, welche er mir eben erſt wider meinen 
Willen mit aller Gewalt und Liſt entriſſen hatte. Die „Differenzen 
unter den Redakteuren“ erklärt er für „ausgeglichen“, nachdem 
fie gerade dadurch entſtanden waren, daß der Auffſichtsrath fie, 
ehe ſie vorhanden waren, zur willkürlichen Vorausſetzung ſeines 
Beſchluſſes vom 11. September machte 


Am 9. Oktober fanden ſich Cohn und Hermes auf der 
Redaktion ein und theilten mir mit, daß die Leſer ſich über die 
„abgeſchwächte Haltung“ des Blattes beſchwerten. Ich verwies 
ſie einfach auf die von Holdheim geſtellte Bedingung. Nun 
boten ſie aber nicht etwa, wie Hermes nach Elberfeld geſchrieben 
hatte, mir die verantwortliche Redaktion an, ſondern ſie ſchlugen 
vor, Aufſichtsrath und Redaktion ſollten eine gemeinſame Erklärung 
des Inhaltes erlaſſen, die Notiz des „Börſen-Couriers“ jet falſch, 
Perſonal veränderungen ſeien in der Redaktion nicht eingetreten, die 
Haltung der Zeitung bleibe dieſelbe. Ledebour und ich lehnten 
jede Betheiligung an einer Erklärung ab, die ihrer Form nach 
eine Wortklauberei, ihrer Wirkung nach eine Täuſchung der Leſer 
geweſen ſein würde. Auf einen entſprechenden Hinweis von mir 
meinte Cohn, ein halbes Jahr ſei eine lange Zeit, da könne ſich 
vieles ausgleichen. Ich bedauerte, nach Lage der Dinge keine 
derartige Möglichkeit erblicken zu können. Hermes fragte mich, 
ob ich nach dem 1. April 1891 Mitarbeiter der Zeitung bleiben 
wolle. Ich verneinte nach Lage der Dinge wiederum. Nun kam 
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Hermes darauf zurück, geſchehen müſſe etwas; die Anfragen der 
Leſer ſeien zu „maſſenhaft“; dabei würde der Fall Lindau überall 
mit unſerm Austritte in Verbindung gebracht. Ich erwiederte, 
das werde auch wohl ſeine Richtigkeit haben, und als Hermes 
wie Cohn zu leugnen verſuchten, fragte Ledebour, weshalb ſte 
denn den ſonſt „ſinnloſen“ Beſchluß vom 11. September gefaßt 
hätten. Hierüber entbrannte große Entrüſtung der beiden Würden⸗ 
träger, in welcher ſie ſich dann allmählich hinwegbegaben. 


Am nächſten Tage entboten Cohn und Hermes mich in dass 
Sprechzimmer der Redaktion und erſuchten mich, meine Anſicht 
zu äußern über folgende, von Hermes geſchriebene und unter⸗ 
zeichnete Erklärung: 

Gegenüber den in der Preſſe verbreiteten Gerüchten ſehen wir uns 

veranlaßt, zu erklären, daß ein Perſonenwechſel in der Redaktion der 

„Volks⸗Zeitung“ nicht ſtattgefunden und die bisherige redaktionelle 

Haltung das zum 1. April 1891 erfolgende Ausſcheiden von zwei 

Redakteuren nicht herbeigeführt hat. Die bisherige Tendenz der 

Zeitung wird unverändert bleiben. 

Meine Anſicht ging dahin, daß dieſe Erklärung nicht richtig ſei. 
Wie ſo denn nicht? hieß es. Einfach deshalb nicht, erwiederte 
ich, weil die redaktionelle Haltung im Falle Lindau allerdings 
Ledebours und meinen Austritt herbeigeführt hat. Beide leug⸗ 
neten wiederum, und Herr Cohn gab die, ich weiß nicht mehr, 
wie vielte, aber glücklicher Weiſe letzte Erläuterung des Beſchluſſes 
vom 11. September dahin, Elcho hätte wohl um des Falles 
Lindau willen meine Entlaſſung verlangt, aber die verantwort⸗ 
liche Redaktion ſei mir nur entzogen worden, um Elcho der 
Zeitung zu erhalten. Ich hatte ſelbſtverſtändlich dieſe Narretei 
ſatt und beſchränkte mich auf die Bemerkung, daß ich ihnen 
meine Anſicht über ihre Erklärung ja nicht aufdrängte; ich hätte 
nur keinen Anlaß, mit derſelben zurückzuhalten, wenn ich aus⸗ 
drücklich darnach gefragt würde. Daraus folgerte Hermes, daß 
fie ſich „alſo“ auf eine Polemik mit mir einzurichten hätten. 
Hierüber beruhigte ich ſie vollſtändig; wenn irgendwo und von 
irgendwem die Behauptung aufgeſtellt würde, daß der Fall Lindau 
nicht die Urſache von Ledebours und meinem Ausſcheiden ſei, 


jo würde ich allerdings zu einer pofitiven Gegenerklärung ge 
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zwungen ſein; von ihrer Erklärung fürchtete ich keine Schädigung 
meiner Intereſſen. In der That — als dieſe Erklärung in der 
„Volks⸗Zeitung“ vom 11. Oktober erſchien, hat jedes Blatt, 
welches ſie überhaupt berückſichtigte, aus ihrer Faſſung und Form 
genau das gefolgert, was ich als alter Publiziſt vorausſah und 
was ihre Urheber gerade widerlegen wollten: nämlich daß der 
Fall Lindau den Krach verurſacht habe. 

In der eben geſchilderten Unterredung kamen Hermes und 
Cohn auch nochmals auf die „abgeſchwächte Haltung“ des Blattes 
zurück. Hermes führte in ſeiner Weiſe aus, die Zeitung müſſe 
manchmal, wie er es nannte, „ſcharfe“ Artikel bringen; wenn 
Holdheim ſolche Artikel nicht zeichnen wolle, werde Oldenburg es 
thun. Da ich gleich triftige Gründe hatte, ſowohl Oldenburgs 
Bereitwilligkeit zu bezweifeln, als auch Oldenburgs Stellung nicht 
mehr, als nothwendig war, zu kompliziren, ſo erwiederte ich nur, 
daß ich den Anordnungen Oldenburgs als verantwortlichen Re— 
dakteurs ebenſo gewiſſenhaft nachkommen würde, wie gegenwärtig 
den Anordnungen Holdheims. In der That lag die Sache ſo, 
daß bei einer politiſchen Richtung, wie die „Volks⸗Zeitung“ unter 
meiner verantwortlichen Redaktion innehielt, nach Lage unſerer 
Preß⸗ und Strafgeſetzgebung auch die größte Sorgfalt und Vor⸗ 
ſicht gelegentliche Kolfiftonen mit der Staatsanwaltſchaft nicht 
ausſchloß; wollte der nunmehr maßgebende Redakteur jede Mög— 
lichkeit dieſer Art beſeitigt wiſſen, ſo mußte die demokratiſche 
Tendenz des Blattes eben in trockenem Tone vertreten werden. 
Die Zumuthung, dazwiſchen abſichtlich injuriöſe Artikel einzu⸗ 
ſtreuen und die Verantwortlichkeit dafür einem Dritten aufzu⸗ 
bürden, beides aber nur, um die Profite des Herrn Cohn zu 
retten, mußte ich als meiner unwürdig auffaſſen, ſelbſt wenn ſie 
mir von einem ſo erleuchteten Geſetzgeber und Volksvertreter, wie 
dem Herrn Hermes, geſtellt wurde. 

Inzwiſchen wurde nach meiner Lahmlegung Fräulein v. Scha⸗ 
belsky durch den Lindau-Ring von Neuem bedrängt und bat mich 
um meinen Schutz. Selbſt geboykottet wegen des Falles Lindau, 
eben deshalb der redaktionellen Verfügung über die „Volks⸗ 
Zeitung“ entkleidet und unter die heimliche Ueberwachung des 
Faktors ꝛc. geſtellt, erſuchte ich die „Kreuz⸗Zeitung“ um Auf⸗ 
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nahme einer Erklärung, deren ſanfte Winke an die geheimen 


Häupter des Lindau-Ringes der Dame denn auch endgiltige Ruhe 
verſchafft haben. Es verſtand ſich von ſelbſt, daß ich um meiner 
ſelbſt willen in dieſer Erklärung jede Bezugnahme auf die Thaten 


der Hermes und Cohn unterließ und ſelbſt die von dieſen Herren 


ſchon mehrere Tage früher veröffentlichte Thatſache meines Aus⸗ 
tritts nur mit der Andeutung ſtreifte, daß der Lindau⸗Ring ſofort 


wieder auf das Fräulein v. Schabelsky geſtürzt ſei, nachdem 


meine Beziehungen zur Tagespreſſe ſich auf ein formell⸗kontrakt⸗ 
liches Verhältniß von beſchränkter Dauer herabgemindert hätten. 
Meine Schuld war es alſo nicht, wenn das „Berliner Volks⸗ 
blatt“ am 15. Oktober bei Wiedergabe meiner Erklärung über 
die Redefreiheit & la Moſſe⸗Cohn ſpottete. Gleichwohl wirkte 
dieſer beiläufige Scherz auf Herrn Cohn wieder verheerend. Am 
17. Oktober ſprach mir ein Beamter der Expedition den Wunſch 
aus, — er iſt inzwiſchen der Gewalt des Cohn entronnen — 
ich möchte beim „Berliner Volksblatt“ um eine ehrerbietigere 
Haltung deſſelben gegen Cohn vorſtellig werden. Derſelbe ge⸗ 
rathe durch Angriffe von dieſer Seite regelmäßig in Ausbrüche 
des Zorns, die ſich in ſchier unerträglicher Weiſe über die Beamten 
der Expedition entlüden. Ich trug anfangs gerechtes Bedenken, 
dieſen Wunſch zu erfüllen, da irgend eine von mir mit dem 
„Berliner Volksblatt“ angeknüpfte Verbindung mir ſelbſt zu 
einem Stricke der Verdächtigung gedreht werden konnte. Indeſſen 
mir wurden darauf Zuſtände ſo unglaublicher Art enthüllt, daß 


ich die Intereſſen unſchuldig mißhandelter Leute meinem perſön⸗ 
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lichen Intereſſe voranftellen zu müſſen glaubte und noch an dem⸗ 
ſelben 17. Oktober die gewünſchte — und ſofort bewilligte — 
Bitte an die Redaktion des „Berliner Volksblatts“ richtete. 
Während ich ſo für die Gemüthsruhe des Herrn Cohn ſorgte, 
hatte dieſer erfindungsreiche Mann eine neue Daumenſchraube für 
mich erſonnen. Gemäß dem protokollirten Beſchluſſe des Auf⸗ 
ſichtsraths vom 27. September hatte ich das am 18. Oktober 
fällige Wochenfenilleton von Harden, eine ſozialpſychologiſche Be⸗ 
trachtung über den Schaaf'ſchen Familienmord, nach gehöriger 
Prüfung in den Druck gegeben. Eine oder zwei Stunden darauf 
kam Herr Cohn auf die Redaktion und erſuchte Holdheim um 
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eine Beſprechung in dem Bibliothekzimmer. Nach Schluß der⸗ 
ſelben — Cohn war beim Kommen und Gehen an mir vorbei⸗ 
gegangen, ohne ein Wort zu äußern — theilte Holdheim mir 
mit, Cohn habe ihm das von mir in den Setzerſaal gegebene 
Manuſkript Hardens mit dem Anfinnnen überreicht, als verant⸗ 
wortlicher Redakteur daſſelbe an den Verfaſſer zurückzuſenden, 
weil es Theaterfragen behandle, die ſchon allzuſtark in der Zeitung 
vertreten ſeien. Er, Holdheim, habe nach Einſichtnahme der 
Handſchrift keinen Grund zur Ablehnung geſehen, worauf Cohn 
dieſelbe wieder an ſich genommen habe. 


In der Abendnummer, für welche ich die Drucklegung des 
Feuilletons angeordnet hatte, erſchien daſſelbe nicht. Wohl aber 
ſandte mir Herr Harden am nächſten Tage einen an ihn ge⸗ 
richteten, eigenhändigen Brief des Cohn, mit welchem derſelbe 
das Feuilleton unter der ſchon angeführten Begründung zurück⸗ 
geſandt hatte“). Mir ſchrieb Harden, in der Unbegreiflichkeit 
dieſes Grundes habe er eine Aufforderung geſehen, ſeine 
Thätigkeit für die „Volks⸗Zeitung“ einzuſtellen und demgemäß 
feinen Verzicht dem Auffichtsrathe eingereicht. Harden hatte aber 
in der ſchönen Seele des Herrn Cohn falſch geleſen. Der ſchrieb 
ihm am 21. Oktober, es ſei ſein „lebhafter Wunſch“, ihn, Harden, 
der Zeitung zu erhalten; es würde ihn ſehr freuen, wenn Harden 
ihn durch feinen Beſuch „ehren“ wollte; mündlich würden fie fich 
leicht verſtändigen. Nunmehr verſtand Harden, auch ohne 
mündliche Verſtändigung. Er „ehrte“ deshalb den braven Mann 
keineswegs durch ſeinen Beſuch, ſondern ſchrieb ihm einen Brief, 
durch den Herr Cohn auch bei den beſcheidenſten Anſprüchen ſich 
nicht „geehrt“ fühlen konnte. Harden ſchloß damit, daß er bei 
dem durch das Verfahren gegen mich „diskreditirten“ Blatte nichts 
mehr zu ſuchen habe. 


Es hieße übrigens das Tipfelchen über dem i dieſes an⸗ 
muthigen Zwiſchenfalls vergeſſen, wenn ich nicht hinzufügen 


*) Wer die Tiefen Cohn'ſcher Wahrheitsliebe ergründen will, kann das 
Feuilleton von Harden in Nr. 43 der „Gegenwart“ vom 25. October 1890 
gedruckt leſen. Auch nicht mit einer Silbe wird darin vom Theater gehandelt. 
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wollte, daß Herr Elcho nunmehr Sonntag für Sonntag in den 
Wochenfeuilletons Theaterfragen und nichts als Theaterfragen be⸗ 
handeln ließ. 


* * 
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Derweil war aber auch Hermes nicht müßig geweſen. Das 
Pronunziamento der Abonnenten dauerte fort, und da ich mich 
nicht nas führen ließ, jo galt es, mich für die Folgen deſſen ver⸗ 
antwortlich zu machen, was der Aufſichtsrath gethan hatte. Und 
alſo ſchrieb Hermes am 13. Oktober an jenen Herrn in Elberfeld, 
der ſich im Auftrage der dortigen Abonnenten wiederholt an ihn 
gewendet hatte: | 

Antwortli Ihres geehrten Schreibens vom 12. d. M. kann ich Ihnen 

noch einmal die Verſicherung geben, daß der Fall Lindau mit der 

Aenderung in unſerer Redaktion abſolut nichts zu thun gehabt hat. 

Ich habe überdies eine Erklärung des Aufſichtsraths erlaſſen. — 

Wenn Sie finden, daß eine abgeſchwächte Haltung in der Zeitung 
zum Ausdrucke kommt, ſo iſt der Aufſichtsrath außer Stande, etwas 
anderes zu thun, als Herrn Dr. Mehring darauf aufmerkſam zu 
machen. Das iſt auch geſchehen. Sie können nunmehr nicht den 


Aufſichtsrath, ſondern nur Herrn Dr. Mehring für den Tenor der 


Zeitung verantwortlich machen. Herr Dr. Mehring hat es abgelehnt, 
nach dem 1. April 1891 mit der Zeitung noch in irgend einer Ver⸗ 
bindung zu bleiben. 


Die Wahrheitsliebe des Herrn Hermes hat wirklich etwas Athem⸗ 
beklemmendes. Ganz von dem Falle Lindau abgeſehen, aber — 
der Aufſichtsrath entzieht mir wider meinen Willen die verant⸗ 
wortliche Redaktion und überträgt ſie einem Kollegen, der ſie nur 
unter der Bedingung einer „abgeſchwächten Haltung“ übernehmen 
kann, und gegen dieſe „abgeſchwächte Haltung“ kann der Aufſichts⸗ 
rath nichts thun, als — mich darauf aufmerkſam machen. 
Die Redaktionskorreſpondenz wird geſperrt, meine eigenen Artikel 
werden unter die heimliche Ueberwachung von außerhalb der 
Redaktion ſtehenden Perſönlichkeiten geſtellt, Artikel von Anderen, 
welche ich im Auftrage des Aufſichtsraths in den Druck gegeben 
hatte, werden vom Aufſichtsrathe heimlich beſeitigt und unter 
wiſſentlich unwahren Vorwänden an die Verfaſſer zurückgeſandt, 
aber — „nur“ ich bin „für den Tenor der Zeitung verant⸗ 
Wortlich ; | 
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Der Empfänger dieſes Schriftſtücks ſandte mir daſſelbe mit 
der Bitte um Aufklärung. Ich antwortete ihm am 16. Oktober, 
die verantwortliche Leitung des Blattes ſei mir entzogen worden 
und die „abgeſchwächte Haltung“ beruhe auf einer ausdrücklichen 
Anordnung, welche der gegenwärtige verantwortliche Redakteur 
unter Vorwiſſen und Zuſtimmung des Aufſichtsraths getroffen 
habe. Ich war loyal genug, den Aufſichtsrath von dieſem meinen 
Schreiben zu benachrichtigen. In ſeiner Antwort vom 17. Oktober 
drückte er mir „inſofern“ ſein „Erſtaunen“ aus, als mir mitge⸗ 
theilt worden ſei, daß „in allen Fällen, in denen Herr Holdheim 
Bedenken tragen ſollte, die Verantwortung für einzelne Artikel zu 
übernehmen, Herr Dr. Oldenburg an Holdheims Stelle zu zeichnen 
bereit ſei“. Ich genöſſe alſo in Beziehung auf den politiſchen 
Theil der Zeitung genau dieſelbe Freiheit, wie früher, und ſei 
allein für die „weſentlich abgeſchwächte politiſche Haltung“ der 
Zeitung verantwortlich. Schließlich konſtatirte der Aufſichtsrath, 
daß ſeit dem 2. Oktober Leitartikel von mir in der Zeitung nicht 
erſchienen ſeien. Ich ſtellte in meiner Erwiederung vom 
21. Oktober dem Aufſichtsrathe anheim, Oldenburg mit der 
verantwortlichen Redaktion zu betrauen; ich würde deſſen 
Anordnungen ebenſo gewiſſenhaft nachkommen, wie jetzt den 
Anordnungen Holdheims. Eine andere Verantwortlichkeit könne 
ich meinerſeits nicht anerkennen, nachdem mir ſelbſt die verant⸗ 
wortliche Redaktion entzogen worden ſein. Im Uebrigen ſei meine 
„Freiheit“ als Redakteur durch die heimliche Beſeitigung von mir 
in den Druck gegebener Artikel, durch die Sperre der Redaktions- 
korreſpondenz, durch die dem Faktor ꝛc. ertheilten Inſtruktionen 
aufs Empfindlichſte eingeengt. Nach dieſen wiederholten, mir in 
kränkendſter Form ertheilten Mißtrauensvoten hätte ich allerdings 
annehmen zu müſſen geglaubt, daß der Aufſichtsrath von meinen 
eigenen Arbeiten eine Schädigung der Zeitung befürchte; wenn 
derſelbe gleichwohl ſolche Artikel wünſche, würde ich dieſelben 
gemäß den Intentionen des jeweiligen verantwortlichen Redakteurs 
liefern. Nunmehr erwies ſich der Aufſichtsrath am 28. Oktober 
„befremdet“, daß ich meine Verpflichtungen einfach nicht erfüllte. 
Noch mehr müſſe er ſich über die Gründe wundern, mit denen 
ich dies Verhalten zu rechtfertigen ſuche. Er habe mir kein 
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Mißtrauensvotum ertheilt und nicht eine Handlung des Aufſichts⸗ 
raths berechtige mich zu der Annahme, daß er von meinen Arbeiten 
eine Schädigung der Zeitung befürchte. Ich erwiederte umgehend, 
zu dieſer Annahme hätten mich die in meinem Schreiben vom 
21. Oktober näher angeführten Anordnungen des Aufſichtsraths 
allerdings berechtigt; nachdem mir derſelbe in ſeinem Schreiben 
vom 17. Oktober den Wunſch nach eigenen Arbeiten ausgeſprochen, 
hätte ich übrigens in den Nummern der „Volks⸗Zeitung“ vom 
19., 21., 23. und 26. Oktober Leitartikel aus meiner Feder in 
den Druck gegeben. Worauf der Aufſichtsrath am 29. Oktober, 
auch in dieſen Arbeiten vermöge er eine Erfüllung der mir 
obliegenden Verpflichtungen nicht zu erkennen. Nunmehr richtete 
ich an ihn unter dem 30. Oktober folgendes Ultimatum: 


In höflicher Beantwortung Ihres gefälligen Schreibens vom 29. d. M. 
ſtelle ich zunächſt feſt, daß ich verhältnißmäßig mehr eigene Arbeiten, 
als in der Zeit vom 19. d. M. ab überhaupt niemals geliefert habe 
und zwar um fo weniger, als der Generalbevollmächtigte des Auffichts- 
raths, Herr Emil Cohn, mich ſchon ſeit Jahren wiederholt erſucht hat, 
nicht ſo viel ſelbſt zu ſchreiben, ſondern mehr Mitarbeiter heranzuziehen. 
Sollte der Aufſichtsrath hierin ſeine Anſichten geändert haben, ſo bitte ich, 
mich gefälligſt wiſſen zu laſſen, wie viel eigene Arbeiten er monatlich 
von mir beanſpruchen zu können glaubt. In dieſer Beziehung bin ich 
bereit, ſeinen Wünſchen nach Möglichkeit entgegenzukommen. — Sollte 
dagegen unter den „mir obliegenden Verpflichtungen“, von denen Sie 
in Ihrem gefälligen Schreiben ſprechen, die Beſtimmung der politiſchen 


Haltung der Zeitung verſtanden werden, ſo muß ich dieſen Anſpruch 


nach wie vor grundſätzlich ablehnen. Nachdem der Aufſichtsrath mir 
auf gewiſſe, hinter meinem Rücken vorgebrachte Beſchuldigungen des 
p. Elcho hin — Beſchuldigungen, die inzwiſchen durch das Zeugniß 
der übrigen Redakteure als verleumderiſche Denunziationen erwieſen 
worden ſind — ohne mich zu hören, die verantwortliche Redaktion der 
Zeitung entzogen hat, muß und werde ich dieſe Verantwortlichkeit 
demjenigen Redaktionsmitgliede überlaſſen, welches der Aufſichtsrath 
mit der verantwortlichen Zeichnung betraut hat. In dieſer, für mich 
juridiſch, moraliſch und politiſch allein zuläſſigen Auffaſſung kann ich 
mich auch durch den Vorwurf mangelnden Pflichteifers nicht beirren 
laſſen und zwar um ſo weniger, als die Leſer der Zeitung mich in 
dieſem Punkte aus einer ſiebenjährigen Thätigkeit zur Genüge kennen. 


Hochachtungsvoll 
F. Mehring. 
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Meine Hoffnung, durch dieſe ebenſo deutliche, wie höfliche 
Darlegung meines Standpunktes für die fünf Monate, während 
deren ich noch kontraktlich an die Zeitung gefeſſelt war, einen 
leidlichen modus vivendi herzuſtellen, erwies ſich als trügeriſch. 
Ich erwarte bis heute vergebens eine Antwort auf das vor⸗ 
ſtehende Schreiben. Vor die Nothwendigkeit geſtellt, klipp und 
klar zu ſagen, was ſie eigentlich wollten, ſchwiegen die Cohn und 
Hermes mäuschenſtill. Sie dachten: ging es auf dieſem Wege 
nicht, ſo wird es wohl auf einem andern Wege gehen. 


* * 
* 


Da ich meine Pappenheimer kannte, ſo war mir der Werth 
ihrer Klagelieder über die „abgeſchwächte Haltung“ längſt klar. 
Die Cohn und Hermes ſammt ihren „anſtändigen Kreiſen“ 
empfanden das Beſtehen eines bürgerlichen Blattes von anti⸗ 
kapitaliſtiſcher und arbeiterfreundlicher Richtung längſt als einen 
Dorn in ihrem Fleiſche. Und eine „abgeſchwächte Haltung“ wäre 
genau ihr Fall geweſen, wenn ſie nur nicht dadurch, daß ſie dieſen 
ihren Fall juſt an den Fall Lindau anknüpften, ihre Karten allzu⸗ 
früh aufgedeckt und ſo ihre Profite gefährdet hätten. Im Laufe 
des Monats Oktober, mitten in all ihren Jeremiaden über die 
„abgeſchwächte Haltung“, überwieſen mir Cohn und Hermes eine 
Reihe von Leitartikel⸗Manuſkripten eines mir unbekannten Ver: 
faſſers, in denen politiſch das ſeichte Phraſenbächlein des „Berliner 
Tageblatts“ rann, während ſie in ſozialer Beziehung einen kraſſen 
Kapitalismus vertraten. Es war unſchwer zu erkennen, daß hier 
die „künftige Sonne“ ihre erſten Strahlen warf. In dem Wunſche, 
die politiſche Tendenz der Zeitung zu retten, ohne doch dem 
Scheine einer perſönlichen Gehäſſigkeit zu verfallen, legte ich die 
Mehrzahl dieſer Handſchriften bei Seite, gab aber ein paar, die 
allenfalls als „minder haltbare Tagesleiſtungen“ durchſchlüpfen 
konnten, in den Druck, beiläufig nicht, ohne daß Oldenburg und 
namentlich Ledebour hierin ſchon ein zu weit gehendes Entgegen— 
kommen ſahen. Am 31. Oktober nun, an deſſen Morgen mein 
obiges Ultimatum in den Händen des Aufſichtsraths war, theilte 
Holdheim uns mit, daß Cohn ihm einen Dr. Bielſchowsky als 
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Verfaſſer jener Artikel vorgeſtellt habe; derſelbe ſolle auch in der 
Redaktion arbeiten; es ſei große Beſchwerde geweſen, daß ich ſeine 
Artikel hintanhielte. Am 1. November ſtellte Cohn in der That ’ 
einen Herrn jenes Namens auf der Redaktion vor. Ich bin 
glücklich, ſagen zu können, daß es kein „Hnungerkandidat“, ſondern 
ein ſtaatlich graduirter Mann war, Gewerbeſchullehrer ehedem, 
wenn ich nicht irre, in Brieg; er wollte die „Güte“ haben, wie 
Cohn ſagte, „ſeine Thätigkeit der Zeitung zu widmen“; irgend 
etwas Weiteres über ſeine Stellung, ob er Redakteur, Mitarbeiter, 
Volontär oder was ſonſt ſein ſolle, wurde nicht offenbart. Mir 
fehlte ſelbſt die äußere Handhabe, in dies Geheimniß zu dringen, da 
der Fremdling dem Kollegen Holdheim erklärte, es ſei ihm vom Auf⸗ 
ſichtsrathe verboten worden, mit mir zu verkehren, und da er dies Ver⸗ 
bot gehorſam befolgte. So redigirte Holdheim die Beiträge des Fremd⸗ 
lings, auch ſoweit ſie Leitartikel waren. Natürlich im Geiſte der 
„Volks⸗Zeitung“, wodurch wenigſtens alle groben Verſtöße be⸗ 
ſeitigt wurden. Beiſpielsweiſe wurde eine ſaftige Reklame des 
Fremdlings für die Solidität der ruſſiſchen Finanzen ohne Weiteres 
geſtrichen, obgleich er ſie aus beſonders guten Quellen geſchöpft 
zu haben behauptete“) und zu Cohn hinunterlief, ſich zu beklagen. 
Herr Cohn war ſchlau genug, die Solidität der ruſſtſchen Fine 
nicht zu einer Kabinetsfrage zu machen. 

Auf dieſe Weiſe ging es demnach auch nicht: es mußte noch 
anders verſucht werden. Alſo wurde dem Fremdling die Zunge 
gelöſt. Am 14. November, am Tage nach der Eröffnung des 
Landtags, trat er mich mit der Frage an, ob er nicht die neuen 
Vorlagen (Landgemeindeordnung, Einkommenſteuergeſetz ꝛc.) be⸗ 
arbeiten könne. Ich erkundigte mich, ob er Redakteur ſei, was 
er bejahte. Auf meine weitere Frage nach ſeinen politiſchen An⸗ 
ſichten erklärte er — vollkommen wahrheitsgemäß —, namentlich 
in ſozialpolitiſchen Fragen weiche er weit von mir ab. Unter 
dieſen Umſtänden bemerkte ich ihm, daß es in den Fragen, in 
denen ich die Zeitung engagirt hätte, ſchon bei dem alten Kurſe 
bleiben müſſe; dagegen möchte ich aus Rückſichten perſönlicher 


*) Berliner Wohnungsanzeiger für 1891 S. 95: J. Bielſchowsky, 
Inkaſſos (Einzug dubioſer Forderungen) namentlich auf Rußland, Zoſſenerſtr. 4. 
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Loyalität ihm als meinem deſignirten Nachfolger in neu auf- 
tauchenden Fragen, die noch weit über den Zeitpunkt meines Aus⸗ 
tritts hinaus aktuelle Bedeutung behalten würden, keine unnöthigen 
Schwierigkeiten machen; er möchte ſich darüber mit dem verant- 
wortlichen Redakteur und den betreffenden Mitarbeitern, von 
denen ich ihm einen nannte, ins Einvernehmen ſetzen. Am 
nächſten Morgen erfuhr ich, daß der Fremdling dieſen Mitarbeiter 
in höchſt ungehöriger Weiſe angegangen hätte. Ledebour und ich 
machten ihn deshalb auf die Formen des Verkehrs zwiſchen Re- 
daktion und Mitarbeitern aufmerkſam, worauf er patzig erwiederte, 
wir hätten ihm keine Vorſchriften zu machen. Nunmehr erſuchte 
Ledebour Herrn Cohn brieflich um Auskunft über die Befugniſſe 
des Fremdlings. Cohn erſchien alsbald perſönlich und beſtätigte, 
daß Dr. Bielſchowsky Redakteur ſei, beſtritt aber, daß derſelbe 
dem Blatte eine andere politiſche Richtung geben ſolle. Gleich- 
wohl entzog er mir die Redaktion des Leitartikels und übertrug 
dieſelbe an Holdheim. Seiner Vorhaltung, daß ich die politiſche 
Leitung des Blattes vernachläſſige, begegnete ich mit dem Hin⸗ 
weiſe darauf, daß ich meine Bureauſtunden pünktlich innehielte, 
meine redaktionellen Pflichten vollſtändig erfüllte, auch inzwiſchen 
noch eine Reihe von Leitartikeln (am 30. October, am 6., 7., 
9. und 13. November) veröffentlicht hätte; leiten könne ich das 
Blatt allerdings inſofern nicht, als ich an die Vorſchriften des 
verantwortlichen Redakteurs gebunden ſei, und als der Auffichts- 
rath meine Thätigkeit unausgeſetzt erſchwere. Herr Cohn ergoß 
ſich darauf in eine Fluth von Redewendungen: der verantwort- 
liche Redakteur ſei nur ein „Prügeljunge“; es ſei das Recht der 
Verleger, die Redaktionskorreſpondenz durchzuſehen und die Re⸗ 
dakteure unter die heimliche Ueberwachung des Korrektors zu 
ſtellen u. ä. m., was alles ich als für mich gänzlich unmaßgeblich 
zurückwies. Schließlich warf ſich Herr Cohn auf die ſentimen⸗ 
tale Seite: mit mir ſei gar nicht zu reden; ich käme immer auf 
alte abgethane Geſchichten zurück; ich ſorgte nur für meine Inter⸗ 
eſſen, während mir doch das Intereſſe der Zeitung über allen 
perſönlichen Differenzen ſtehen müſſe. Letzteres gab ich bereit⸗ 
willig zu, beſtritt aber, daß ich mich dieſem Intereſſe je verſagt 
hätte oder verſagen wollte. Dann könnten wir ja, meinte Cohn, 
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in einer ruhigen Stunde nochmals über die ganzen Verhältniſſe 
in der Redaktion reden. Auch hierzu erklärte ich mich bereit, 


nicht nur mündlich, ſondern auch — da ich längſt dieſen Gegnern 


gegenüber die Vorſicht zu beobachten gelernt hatte, mit urkund⸗ 
licher Genauigkeit meine Ab⸗ und Anſichten feſtzuſtellen — an 
demſelben Tage auch ſchriftlich, wie folgt: 
Betreffs der heute von Ihnen erwähnten, anderweitigen Unterredung 
erkläre ich mich nochmals bereit, dieſelbe ruhig und ſachlich, ohne alle 
perſönlichen Rekriminationen wegen vergangener Dinge, zu führen. 
Ich kann mir zwar einen praktiſchen Erfolg in irgend welcher Be⸗ 
ziehung nicht verſprechen, dazu find die gegenſeitigen Auffaſſungen zu 
unvereinbar, aber wenn ſich die Schärfe der vorhandenen Gegenſätze 
irgend mildern läßt, ſo bin ich zu einem Verſuche bereit und will 
dem Intereſſe der Zeitung jedes Zugeſtändniß machen, welches ſich 
mit meiner Ehre verträgt. 
Dieſen Brief hatte Cohn noch am Abend des 15. November in 
Händen; am Morgen des 18. November hatte er ihn zwar 
noch nicht beantwortet, wohl aber, wie ich in glaubwürdiger 
Weiſe erfuhr, ihn ſeinem trauten Bielſchowsky mit der hämiſchen 
Bemerkung gezeigt, er verſtehe denſelben nicht, da er mir gar 
nicht den Wunſch nach einer ſolchen Unterredung ausgeſprochen 
habe. So ſchrieb ich denn offiziell am 18. November an den 
Aufſichtsrath, erinnerte ihn an mein noch nicht beantwortetes 
Schreiben vom 30. Oktober, deſſen Erledigung um ſo dringlicher 
geworden ſei, als Cohn mir inzwiſchen auch die Beſorgung des 
Leitartikels entzogen habe und richtete an ihn 
das Erſuchen, mir in ſachlicher und praktiſch ausführbarer Weiſe an 
zugeben, welche Thätigkeit ich in der „Volks⸗Zeitung“ ausüben ſoll, 
nachdem mir meine früheren Funktionen, die verantwortliche Leitung 
des Blattes und die Beſorgung des Leitartikels entzogen worden ſind 
bez. wieviele Artikel aus meiner Feder der Aufſichtsrath von mir bean⸗ 
ſpruchen zu können glaubt, welch letzteren Punkt ich aber noch dahin 
erläutern muß, daß ich nur Artikel in der alten, demokratiſchen Rich⸗ 
tung der „Volks⸗Zeitung“ ſchreiben und mich keineswegs der durch 
den Herrn Dr. Bielſchowsky eingeleiteten ſtarken Rechtsabſchwenkung 
anſchließen kann. 


Noch am Abend deſſelben Tages enthob mich der Aufſichtsrath 
brieflich meiner Stellung, weil ich die mir obliegenden Verpflich⸗ 
tungen nicht erfülle. 
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So ſchied ich am 18. November aus. Am 13. Dezember 
wurde Ledebour, der ſich wiederholt der weiteren Rechtsabſchwenkung 
der Zeitung widerſetzt hatte, von fernerer Thätigkeit in der Re⸗ 
daktion entbunden. Am 1. Januar trat Oldenburg aus. Von 
den Mitarbeitern war ſchon vor mir Herr Harden in der ange 
gebenen Weiſe gegangen; mit mir gingen Dr. Schönlank und der 
öſterreichiſche Reichsrathsabgeordnete Pernerſtorfer; der deutſche 
Reichstagsabgeordnete Harmening hat zwar noch, nachdem ich 
aufs Pflaſter geworfen war, einen Artikel für das Blatt ge⸗ 
ſchrieben, aber nur weil ihm Hermes eine falſche Darſtellung des 
Sachverhalts gegeben hatte; ſobald er von mir den wahren Her- 
gang der Dinge erfuhr, trat auch er zurück. Mit meinen Kame⸗ 
raden und mir gingen ferner einige tauſend Abonnenten; viele 
von ihnen ſandten uns ein freundliches Wort des Abſchieds, 
durchweg in dem Geiſte, der aus folgenden Zeilen eines von 
ihnen ſpricht: 

Es iſt das Ende der „Volks⸗Zeitung“, welches bevorſteht, wahrlich 

kein der Geſchichte dieſes Blattes entſprechendes, kein würdiges. Wäre 

die „Volks⸗Zeitung“ vor zwei Jahren auf dem Felde der Ehre ge- 
blieben, wir alle hätten es ſchmerzlich empfunden, aber es wäre ein 
ſchöner Tod geweſen. Daß dies Blatt ſo enden muß, hat es wahr⸗ 

lich nicht verdient. g 
Da ich mich bis zum 1. April für gebunden erachtete, habe ich 
dieſe Briefe nicht beantwortet; heute darf ich ihren Verfaſſern 
unſern herzlichen Dank für die treue Geſinnung ausſprechen. Wie 
von meinen Kameraden und mir verabſchiedeten ſich viele Abon- 
nenten auch von dem Aufſichtsrathe der „Volks-Zeitung“. Die 
mir überſandten Abſchriften dieſer Briefe zeichnen ſich durch ein 
kerniges und ſchlichtes Deutſch aus. Vielleicht geben die Herren 
Cohn und Hermes ſie als Briefſammlung heraus. Etwa unter 
dem Titel „Anti⸗Knigge“ würden ſie epochemachend wirken. 


* * 
* 


Was die Cohn und Hermes, die Bielſchowsky und Elcho in⸗ 
zwiſchen aus der „Volks⸗Zeitung“ gemacht haben: jeder ihrer 
alten Freunde ſieht es mit Scham und Schmerz, ſieht es mit 
wehmüthigem Gedenken an die Todten des Blattes. Aber wie 
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keiner der Lebenden uns nur den leiſeſten Vorwurf wegen unſerer 
Haltung gemacht hat, ſo wiſſen wir uns auch mit den Todten 
eins in dem Entſchluſſe: lieber den politiſchen Tod, als die poli⸗ 
tiſche Schande. Mit der ökonomiſchen Sperre, welche der Kapi⸗ 
talismus über uns verhängte, hat er eine politiſche Sperre über 
die „Volks⸗Zeitung“ verhängt, welche ſie alle nimmermehr brechen 
können: weder Herr Cohn mit ſeinen fünf oder ſechs Millionen, 
noch Herr Otto Hermes mit ſeinen parlamentariſchen Mandaten, 
noch Herr Räther mit ſeinen hilfreichen Wechſeln. Mag ſte der 
innere Grimm von Tage zu Tage verzehren: der Riegel fit feſt 
und hält gut. Auf daß es denn doch einmal das politiſche Prin⸗ 
zip über den Kapitalismus davontrage! 


III. 
Schwert oder Ruthe? 


U meiner gewaltſamen Entfernung aus der Redaktion der 

„Volks⸗Zeitung“ hatte der über mich verhängte Boykott 
noch nicht ſein letztes Ende erreicht. Es war mir von vornherein 
klar, daß die Cohn und Hermes auch das mir kontraktlich für 
die Monate Dezember bis März noch zuſtehende Gehalt ſperren 
würden. Sie wußten zwar, daß ich mir in den ſieben Jahren 
meiner Thätigkeit für die „Volks⸗Zeitung“ ſchlechterdings keine 
Schätze hatte erwerben können; ſte wußten auch, daß mich dieſe 
Thätigkeit durch dieſelben Momente, durch welche ſie für die 
Zeitung erfolgreich geweſen war, politiſch und publiziſtiſch iſolirt 
hatte. Aber eben weil ſie dies wußten, ſah ich voraus, daß ſie 
das mir noch zuſtehende Gehalt ſperren würden; abgeſehen von 
dem willkommenen Profitchen, das dabei zu machen war, ſollte 
mich die Hungerpeitſche lehren, was es bedeute, wider den Stachel 
des Kapitalismus zu lecken. 

Dagegen ſchwankte ich anfangs, ob ich nicht lieber auf die 
paar tauſend Mark freiwillig verzichten, als mich mit dieſen 
Leuten in einen Prozeß einlaſſen ſollte, von dem ich gleichfalls 
vorausſah, daß ſie ihn bis in die aſchgraue Ewigkeit zu verſchleppen 
verſuchen würden. Meinen perſönlichen Intereſſen und Wünſchen 
hätte es mehr entſprochen, einen dicken Strich unter das Vergangene 
zu machen und mich mit ganzer Kraft der Begründung einer neuen 
Exiſtenz zu widmen. Gleichwohl mußte ich auch noch in dieſen 
ſauren Apfel beißen. Sowohl um meinetwillen, als auch um 
meines Standes willen. Ich durfte kein Titelchen meines Rechtes 
preisgeben, und ich mußte die allgemeinen Fragen, die in meinem 
Boykott hineinſpielten, zur richterlichen Feſtſtellung zu bringen 
ſuchen. Haben die Verleger in der That die „Rechte“, welche 
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die Cohn und Hermes beanſpruchten, dürfen ſie den Redakteur 
unter die heimliche Ueberwachung von außerhalb der Redaktion 
ſtehende Perſönlichkeiten ſtellen, dürfen fie die an die Redaktion ge⸗ 
richteten Briefe hinter dem Rücken derſelben erbrechen, dürfen ſie 
verlangen, daß ein einzelnes Mitglied der Redaktion über den Kopf 
des verantwortlichen Redakteurs als eines „Prügeljungen“ hinaus 
redigiren ſoll, und dürfen ſie einen Redakteur, der ſich dieſen 
Mißhandlungen widerſetzt, als „kontraktbrüchig“ aufs Pflaſter 
werfen, ſo wäre die Publiziſtik aus einer ehrbaren Thätigkeit 
eine Tintenſklaverei geworden, die nicht einen Schuß Pulver werth 
ſein würde, und dieſer verhängnißvollen Entwickelung hat ſich 
meines Erachtens jeder Publiziſt, dem fie perſönlich auf den Leib 
rückt, auch prinzipiell mit aller Kraft zu widerſetzen. | 
Um mich neuen Unwürdigkeiten möglichſt zu entziehen, fragte 
ich am 1. Dezember v. J. nicht beim Aufſichtsrathe, ſondern 
mündlich beim Kaſſirer der „Volks⸗Zeitung“ an, ob mein Gehalt 
für dieſen Monat angewieſen ſei. Er hatte gar keinen Auftrag, 
weder zum Sperren, noch zum Zahlen. Ich erſuchte ihn, ſich 
über das eine oder das andere zu vergewiſſern, und mich durch 
eine Zeile zu benachrichtigen. Er ſchrieb mir am 2. Dezember, 
Cohn wolle erſt mit Hermes über die Sache berathen. Am 
3. Dezember erhielt ich einen eigenhändigen Brief von Cohn, 
in welchem er jede Verpflichtung zur Zahlung, für den Aufſfichts⸗ 
rath beſtritt, aber mir unter höhniſchem Hinweiſe auf meine Armuth 
ein Almoſen von tauſend Mark anbot. Selbſtverſtändlich beant⸗ 
wortete ich den Brief nicht, ſondern ſtrengte ſofort die Klage an, 
welche zu führen ſich mir der bisherige, juriſtiſche Berather der 
Redaktion, der freiſinnige Reichstagsabgeordnete Guſtav Kauffmann, 
aus freien Stücken erbot. f 
Alsbald beſtätigte ſich meine Vorausſicht, daß die Gegen⸗ 
partei den Rechtsſtreit zu verſchleppen ſuchen werde. Obgleich 
ſie, da der Termin zur mündlichen Verhandlung auf den 19. März 
feſtgeſetzt wurde, einige Monate Zeit zur Beantwortung der Klage⸗ 
ſchrift hatte, reichte ſie durch den Rechtsanwalt Caſſel eine erſte 
Gegenſchrift erſt am Abend des 18. März gegen fieben Uhr ein, 
und eine zweite gar erſt im Termine ſelbſt. Beide ſtrotzten von 
Behauptungen, welche ſich die Herren Cohn und Hermes reinweg 
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aus den Fingern geſogen hatten. Ich ſollte wochenlang nichts 
gethan, ich ſollte die Hälfte meiner Redaktionsſtunden verbummelt, 
ich ſollte durch meine gefliſſentliche Faulheit die Entrüſtung meiner 
Kollegen erweckt, ich ſollte durch meine Aeußerungen in öffentlichen 
Bierlokalen das Renommee der Zeitung geſchädigt haben de. 
Einen gewiſſen entfernten Zuſammenhang mit der Wirklichkeit 
hielten die Herren Cohn und Hermes nur inſofern aufrecht, als 
ſie ihre Intereſſen dadurch für geſchädigt erachteten, daß ich mir 
im Falle Lindau von ihnen den Mund nicht verbieten ließ, ſondern 
in der „Kreuz⸗Zeitung“ ſagte, was noch zu ſagen war, und daß 
ich die Spöttereien des „Berliner Volksblattes“ über die Rede⸗ 
freiheit à la Moſſe⸗Cohn nicht zurückgewieſen d. h. mit anderen 
Worten, daß ich nicht die heimliche Ueberwachung des Redakteurs 
durch den Korrektor und die ſonſtigen an mir verſuchten Praktiken 
des Cohn⸗Moſſe'ſchen Preßſyſtems als die Blüthe deutſcher Preß⸗ 
freiheit geprieſen hätte. Ich muß ſagen: dies Syſtem iſt etwas 
anſpruchsvoll und Herr Cohn perſönlich iſt auch wohl ein bischen 
undankbar. Denn ach! ich hatte ihn doch gegen unehrerbietige 
Antaſtungen von jener ihm ſo fürchterlichen Seite viel wirkſamer 
geſchützt, als er ſich mit allen, für ſeine Millionen nur immer 
käuflichen Soldfedern dagegen hätte ſchützen können. 

Genug, über dieſe tauſend und eine Behauptungen der Gegen— 
ſchriften meinen Anwalt innerhalb einer Nacht, beziehungsweiſe 
im Termine ſelbſt ausreichend zu informiren, war natürlich un⸗ 
möglich, und ſchon hieraus ergab ſich, daß die Sache am 19. März 
nicht entſchieden werden konnte. Waren aber die Gegner mit 
dieſem erſten „Erfolg“ ihrer Verſchleppungstaktik zufrieden, ſo 
war ich es zehnmal. Denn das Gericht beſchloß eiue umfaſſende 
Beweisaufnahme. Vor dem neuen, auf den 9. Juni feſtgeſetzten 
Termine ſollten der Redakteur Stephany von der „Voſſiſchen 
Zeitung“ als Sachverſtändiger darüber, ob die von mir ſeit dem 
1. Oktober geſchriebenen Leitartikel und Entrefilets meine vertrags- 
mäßigen Verpflichtungen erfüllten, ferner die Redakteure Ledebour, 
Holdheim und Oldenburg als Zeugen darüber, ob ich meinen 
redaktionellen Berufspflichten ſeit dem 1. Oktober nachgekommen 
wäre, und endlich der Rechtsanwalt Flatau als Zeuge darüber, 
ob ich in einem öffentlichen Bierlokale meine Freude über den 
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Ruin der Zeitung kundgegeben hätte, durch einen beauftragten 
Richter vernommen werden. Dieſe Beweisaufnahme iſt inzwiſchen 
großentheils am 18. April und am 2. Mai erfolgt. 


* * 
* 


Ueber ihre Ergebniſſe verbreite ich mich hier ſelbſtverſtändlich 
nur inſofern, als ſie in den Rahmen dieſer Schrift fallen, d. h. 
inſofern, als fie ehrenrührige Vorwürfe, welche der Auffichtsrath 
der „Volks⸗Zeitung“ gegen mich erhoben hat, zu beleuchten ge⸗ 
eignet find. Der zivilrechtliche Anſpruch, um den es ſich in dem 
Prozeſſe handelt, unterſteht natürlich allein dem Spruche der 
Zivilkammer, den ich ſeinerzeit zwar veröffentlichen werde, aber 
dem ich durch eine öffentliche Erörterung der einſchlägigen Fragen 
nicht vorgreifen darf und will. Dagegen halte ich mich für be⸗ 
rechtigt, infamirenden Vorwürfen, wie daß ich wochenlang nichts 
gethan, daß ich die Hälfte meiner Redaktionsſtunden verbummelt, 
daß ich durch mein Betragen meine Kollegen entrüſtet hätte ꝛc., 
den ſachlichen Inhalt der bereits protokollirten Zeugenausſagen 
entgegenzuſetzen. 

Der Zeuge Ledebour alſo ſagte am 2. Mai aus, daß ich 
meine redaktionellen Berufspflichten nach dem 1. Oktober ebenfo 
genau erfüllt hätte, wie vor dem 1. Oktober, daß ich insbeſon⸗ 
dere auch die Redaktionsſtunden ebenſo pünktlich beobachtet hätte. 
Er habe nie ein mißbilligendes Wort über mein Verhalten ge⸗ 
äußert und auch nie ein ſolches Wort von einem andern Re⸗ 
dakteur gehört. Mein Anwalt und ich legten darauf dem Zeugen 
die Fragen vor, ob der Aufſichtsrath meiner redaktionellen Thätig⸗ 
keit nicht ſchwere Hemmniſſe in den Weg gelegt habe, insbeſon⸗ 
dere durch Beſtellung eines verantwortlichen Redakteurs, der meine 
bis dahin freiere politiſche Bewegung eingeengt habe, ferner durch 
die Sperre der Redaktionskorreſpondenz und endlich durch die 
heimliche Ueberwachung meiner Arbeiten Seitens des Faktors, 
des Korrektors und des Metteurs. Herr Caſſel proteſtirte gegen 
dieſe Fragen, da ſie nicht unter den Beweisbeſchluß fielen; ins⸗ 
beſondere über den an letzter Stelle erwähnten Punkt müſſe er, 
wenn die Frage geſtellt werde, ſich weitere Informationen Seitens 
ſeines Mandaten verſchaffen und eventuell alſo Vertagung bean⸗ 
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tragen. Da der Richter über die Zuläſſigkeit dieſes Punktes 
zweifelhaft zu ſein ſchien, ſo mußte ich einer weiteren Verſchleppung 
der Sache vorbeugen und ließ einſtweilen die betreffende Frage 
um ſo lieber fallen, als mir der zähe Widerſpruch des Gegen⸗ 
anwalts gegen dieſelbe vorläufig Beweis genug war. Die 
anderen beiden Fragen wurden dagegen vom Richter für zuläſſig 
erkannt und vom Zeugen Ledebour dahin beantwortet, daß ſeine 
und meine prinzipielle Redaktionsführung allerdings durch die Be⸗ 
ſtellung eines verantwortlichen Redakteurs, der — aus perſönlich 
durchaus berechtigten Gründen — eine politiſch abgeſchwächte 
Haltung des Blattes beanſprucht und eventuell durch Streichungen 
in ſeinen, des Zeugen, Artikeln auch durchgeſetzt habe, vom Auf⸗ 
ſichtsrath beeinträchtigt worden ſei. Ebenſo ſei die redaktionelle 
Thätigkeit ſehr dadurch erſchwert worden, daß die Redaktions⸗ 
korreſpondenz auf Anordnung des Aufſichtsraths geſperrt worden 
und erſt mehrere Stunden nach ihrem Einlaufe, um 11 oder 
auch erſt gegen 12 Uhr, in theilweiſe erbrochenem Zuſtande auf 
die Redaktion gelangt ſei. 

Nach Abhörung dieſes Zeugen fragte der Richter, ob die 
Parteien nicht auf die Vernehmung Holdheims verzichten wollten. 
Mein Anwalt und ich ſtimmten zu, doch Herr Caſſel widerſprach. 
Der Zeuge Holdheim beſtätigte, daß ich meinen redaktionellen 
Pflichten nach dem 1. Oktober ebenſo, wie vor demſelben nach⸗ 
gekommen ſei; er habe ſich auch nie mißbilligend über mein Ver⸗ 
halten geäußert, ebenſo wenig einen Tadel deſſelben von einem 
anderen Redakteur gehört. 

Von dieſer Zeugengruppe erübrigte ſomit nur noch die Ver⸗ 
nehmung Oldenburgs, welche — da Oldenburg ſeit Anfang 
dieſes Jahres in Breslau als Redakteur der „Breslauer Morgen⸗ 
zeitung“ lebt — kommiſſariſch erfolgen muß. Der Richter fragte 
wiederum, ob die Parteien nicht auf die Vernehmung dieſes 
Zeugen verzichten wollten. Auch jetzt ſtimmten mein Anwalt und 
ich zu, während Herr Caſſel auf dem Zeugniſſe Oldenburgs be⸗ 
ſtand. Auch dann noch beſtand, als ihn der Richter darauf hin⸗ 
wies, daß ſein Widerſpruch leicht eine weitere Vertagung der 
Sache bewirken könnte, da die Akten ſchwerlich bis zum 9. Juni 
aus Breslau zurückgeſandt ſein würden. 
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Bei dieſem Verhalten der Gegenpartei wird es mir kein 
Billigdenkender verübeln, wenn ich der Zeugenausſage von Olden⸗ 
burg zwar in keiner Weiſe vorgreifen, aber doch auch nicht länger 
zögern will mit der Klarſtellung eines auf Oldenburg bezüglichen 
Punktes, der die zivilrechtliche Seite der Sache gar nicht, aber 
um ſo empfindlicher meine perſönliche Ehre berührt. In der 
erſten Gegenſchrift des Herrn Caſſel heißt es: | 

Das Verhalten des Klägers erregte unter den übrigen Redakteuren 
der „Volks⸗Zeitung“ allgemeines Aufſehen, ſo daß der Mitredakteur 
Dr. Oldenburg dem Kläger Vorſtellungen machte, wie Kläger es mit 
ſeiner Ehre in Einklang bringen könnte, das Gehalt zu beziehen und 

nichts für die Zeitung zu thun. g 
Für alle, welche Oldenburgs und meine perſönlichen i 
kennen, fiel dieſe Behauptung ſofort als eine ungeheuerliche Un⸗ 


wahrheit platt zu Boden. Und da es nicht dem geringſten 


Zweifel unterlag, daß Oldenburgs ehrlicher Name dabei für ehr⸗ 
abſchneideriſche Zwecke gemißbraucht worden war, ſo forſchte ich 
nach dem Urheber des Tratſches, um ihn, keineswegs zu meiner 
Ueberraſchung, in Herrn Otto Hermes zu entdecken. Ich erfuhr 
durch mehrere Zeugen, daß dieſer würdige Volksvertreter die nun⸗ 
mehr der Gegenſchrift des Herrn Caſſel einverleibte Behauptung 
vorher ſchon mündlich herumgetragen habe. Indem ich mich hierauf 
bezog und mich zugleich dagegen verwahrte, ſeiner etwaigen ge⸗ 
richtlichen Zeugenausſage präjudiziren zu wollen, ſchrieb ich Ende 
März an Oldenburg, er wie ich wüßten ja gleich genau, daß er 
jene Aeußerung nicht zu mir gethan hätte; auch wüßte ich, daß 
er jeder treuloſen Handlung unfähig wäre, aber das Treiben des 
Hermes zwänge mich, ihn, Oldenburg, zu meiner etwaigen Recht⸗ 
fertigung gegenüber Perſonen, die ihn und mich nicht genau 
kännten, um eine ausdrückliche Erklärung über die Sache zu er⸗ 
ſuchen. Oldenburg antwortete mir am 2. April: 
Ihr Brief hat mich kranken Menſchen nicht wenig erregt. Sie werden 
Sich erinnern, daß ich mit beſtem Willen beſtrebt geweſen bin, die 
Zerwürfniſſe in der „Volks⸗Zeitung“ beizulegen. Sie werden mir 
auch zugeben, daß ich Ihnen gegenüber niemals ein verletzendes Wort 
geäußert habe, das vielleicht hier oder dort gefallen war. Ebenſo 
vorſichtig habe ich mich auch nach der andern Seite hin gehalten. 
Niemals habe ich Ihre Ehre engagirt. Als man den Metteur und 


den Korrektor beauftragt hatte, Sie zu überwachen, habe ich im 
Intereſſe des Friedens und des Ausgleichs wohl dem Wunſche Aus⸗ 
druck gegeben, Sie möchten trotz alledem und alledem die Leitung des 
Blattes nicht aus der Hand geben. Als aber ein von Ihnen dem 
Drucke übergebener Artikel auf höheren Befehl zurückgezogen werden 
mußte, habe ich nur noch die Meinung verfochten, daß es Ihnen 
unmöglich ſei, die Tendenz des Blattes zu beſtimmen. — Viele Vor⸗ 
gänge von damals erblaſſen bereits in meiner Erinnerung; ſollte ich 
aber gerichtlich vernommen werden, ſo werde ich laut und entſchieden 
bekennen, daß ich mit der größten Verehrung nicht nur vor Ihrem 
Können — denn das iſt ſelbſtverſtändlich —, ſondern auch vor Ihrem 
Charakter aus Berlin geſchieden bin. Meine hieſigen Kollegen würden 
mir auch eventuell beſtätigen, niemals anderes von mir gehört zu 
haben. Ihnen aber danke ich, daß Sie nicht an mir irre geworden 


ind. 
In Immer der Ihre, 


L. Oldenburg. 


Und über die ihn untergelegte Aeußerung fügte Oldenburg noch 
hinzu: 
Kurz und bündig: ich habe das nicht geſagt. Wohl iſt einmal eine 
derartige Aeußerung gefallen, aber nicht von mir. Komme ich zum 
Eide, „nichts zu verſchweigen“, ſo werde ich ſprechen müſſen. Ich 
habe zu Manchem geſchwiegen, um die Erregung nicht zu ſteigern, 
aber ich brauche nichts zu bekennen, worüber ich erröthen müßte. 
Der Zuſammenhang der Sache iſt darnach leicht erkennbar. 
Während ich meine redaktionellen Pflichten ſorgfältig erfüllte und 
der Aufſichtsrath mein Geſuch vom 21. Oktober v. J., mir zu 
ſagen, wieviel Artikel aus meiner Feder er monatlich beanſpruche, 
da ich ſeinen entſprechenden Wünſchen nachzukommen bereit ſei, 
gefliſſentlich unbeantwortet ließ, gefiel ſich Herr Otto Hermes in 
verleumderiſchen Betrachtungen darüber, wie ich es mit meiner 
Ehre vereinbaren könne, mein Gehalt zu beziehen und nichts zu 
thun. Sobald ihm die Ueberſiedelung Oldenburgs nach Breslau 
größere Sicherheit gab, legte er dieſe Betrachtungen in den Mund 
meines Kollegen als einen feierlichen Aufruf an mein Ehrgefühl, 
der an mir ehrloſen Menſchen ſpurlos abgeglitten ſei. Ich kann 
darnach den freiſinnigen Wählern des erſten Berliner Landtags⸗ 
wahlbezirks nur mein aufrichtiges Beileid darüber ausſprechen, 
daß ſie an den Platz eines Waldeck und eines Hoverbeck einen 
Menſchen geſtellt haben, der im Dienſte großkapitaliſtiſcher Intereſſen 
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über zwei politifche Redakteure der „Volks⸗Zeitung“ um ihrer 
Ueberzeugungen willen einen Hungerboykott verhängt hat und über 
einen derſelben dieſen Hungerboykott durch immer neu erzeugte 
Verleumdungen zu verlängern befliſſen iſt. 


* * 
* 


Mehr ins humoriſtiſche Gebiet fällt ein anderer Klatſch der 
Cohn und Hermes, den Herr Caſſel — er ſelbſt erklärte am 
2. Mai, daß für die thatſächlichen Behauptungen ſeiner Gegen⸗ 
ſchriften nur ſeine Mandanten verantwortlich ſeien — in folgende 
Worte faßt: 

Der Kläger nahm aber auch keinen Anſtand, das Renommee der 

Zeitung direkt zu ſchädigen. Im November 1890 zur Zeit, als Kläger 

noch als Redakteur der „Volks⸗Zeitung“ fungirte, kam in einer 

Geſellſchaft im Spatenbräu, in welcher ſich Kläger befand, das Geſpräch 

auf politiſche Dinge. Hierbei äußerte Kläger unverhohlen ſeine Genug⸗ 
thuung und ſeine Freude, daß die „Volks⸗Zeitung“ durch die Vorgänge 
der letzten Zeit und durch ſeinen Weggang ruinirt werde, und damit 
das letzte Bollwerk verſchwinde, welches die Bourgeoiſie gegen die 
Sozialdemokratie beſitze. Dieſe Aeußerung des Klägers zu einer Zeit, 
als er noch 4¼ Monate als Redakteur der Zeitung fungiren follte, er- 
regten bei dem Rechtsanwalt Flatau, welcher ſie mit anhörte, eine ſolche 

Indignation, daß er hinterher erklärte, er begreife nicht, wie Jemand, 

der das Gehalt von einem beſtimmten Zeitungsunternehmer noch beziehe, 

ſich derart äußern könne. Beweis: Zeugniß des Rechtsanwaltes 

Flatau zu Berlin, welcher bekunden wird, daß die vorſtehenden 

Aeußerungen des Klägers in einem Bierlokale fielen. Beklagte kann 

nicht verpflichtet erſcheinen, einen Redakteur zu beſchäftigen und zu 

beſolden, welcher ſich der Art über die Zeitung äußert, zumal die 

„Volks⸗Zeitung“ auf fortſchrittlichem Boden ſteht und die Aeußerung 

in Gegenwart mehrerer ſozialdemokratiſcher Schriftſteller erfolgte. 


Nicht Mitte November, ſondern am 5. Oktober v. J. beſuchte ich 
nicht „in Gegenwart verſchiedener ſozialdemokratiſcher Schriftſteller“, 
ſondern mit meinen Kollegen Ledebour und Schönlank, welcher 
damals ein Hauptmitarbeiter der „Volks⸗Zeitung“ war, den Spaten 
in der Potsdamer Straße. Wir kamen in dem ſtark beſuchten 
Lokale an einen Tiſch, an welchem bereits der Rechtsanwalt 
Flatau ſaß, ein oberflächlicher Bekannter von Ledebour und mir. 
Aus einer an mich gerichteten Bemerkung Schönlanks ſchloß Herr 
Flatau, daß ich die „Volks⸗Zeitung“ verließe und fragte mich, 
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ob dem fo ſei. Ich bejahte, worauf Herr Flatau uns mit der 
Offenbarung ſeiner Anſicht über den Fall Lindau beehrte, welche 
dahin ging, daß er und mit ihm die „ganze Bourgeoiſie“ auf 
Seiten Lindaus ſtehe, natürlich „ganz und voll“. Darüber kam 
er mit Schönlank in eine akademiſche Erörterung, in welcher mein 
Kollege u. A. die Außerung that, bei dieſer impoſanten Stellung⸗ 
nahme verliere die „Bourgeoiſie“ jedenfalls das letzte Organ, 
durch welches ſie noch einen gewiſſen Zuſammenhang mit den 
arbeitenden Klaſſen bewahrt habe. Ledebour und ich warfen nur 
gelegentliche Zwiſchenbemerkungen in das Geſpräch; ich äußerte 
mich etwa in dem Sinne, daß diejenige „Bourgeoiſie“, welche an 
meinem Vorgehen gegen Lindau moraliſchen Anſtoß nehme, mir, 
ſage ich, geſtohlen werden könne. 

Unter dem Zeugeneide vernommen, erklärte Herr Flatau am 
18. April zunächſt, er habe von dieſer Unterredung dem Auf⸗ 
ſichtsrathe der „Volks⸗Zeitung“ keine Anzeige gemacht; er habe 
nur „einem Parteigenoſſen“, den er nicht nannte, davon erzählt, 
und dieſem nur, weil es ihm auffallend erſchienen ſei, daß ich 
mir einbildete, in dem Falle Lindau den moraliſchen Erfolg davon⸗ 
getragen zu haben, während doch die ganze — wie Herr Flatau 
ſich diesmal ausdrückte — öffentliche Meinung das entgegenge— 
ſetzte Urtheil gefällt habe. Es habe ihm allerdings ſo geſchienen, 
als ob ich über den Ruin der „Volks⸗Zeitung“ eine gewiſſe Ge⸗ 
nugthuung empfände, aber er könne nicht bezeugen, daß ich irgend 
eine Freude geäußert hätte. Im Einzelnen entſinne er ſich aus 
der Unterredung noch, daß Schönlank geſagt habe, mit der „Volks⸗ 
Zeitung“ verſchwinde das „letzte Bollwerk der Bourgeoiſie“ aus 
den arbeitenden Klaſſen, worauf ich bemerkt hätte: ja, mit meinem 
Vorgehen gegen Lindau hätte ich der Bourgeoiſie einen „Stoß 
ins Herz“ gegeben. 

Natürlich wage ich nicht, mit einem ſo ſorgfältigen Gedächt⸗ 
niſſe, wie Herr Flatau beſitzt, einen erfolgreichen Wettkampf zu 
unternehmen, aber ich fürchte faſt, daß er Schönlank und mich 
mißverſtanden hat. Ganz abgeſehen davon, daß mein Kollege 
und ich beim abendlichen Schoppen dies irdiſche Jammerthal 
immer von ſeiner harmloſeſten Seite betrachten und Donnerkeile 
politiſcher Beredtſamkeit, wie „letztes Bollwerk“ und „Stoß ins 
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Herz“, ohnehin von derjenigen Parteiſchattirung monopoliſirt find, 
welcher Herr Flatau ungleich näher ſteht, als Schönlank und ich, 
ſo weiß jeder Leſer meiner Lindau⸗Schrift, daß dieſelbe nichts 
anderes iſt, als eine dringliche Mahnung an die geſunden Elemente 5 
gerade der bürgerlichen Klaſſen. Und ich hatte am 5. Oktober 
ſchon ſo gewichtige und ſo zahlreiche Erfolge dieſer Mahnung in 


der Taſche, daß ich wirklich nur in einem Anfall vorübergehenden 


Tobſucht — den Herr Flatau doch gewiß bemerkt und bezeugt 
haben würde — von mörderiſchen Abſichten gegen die „ganze 
Bourgeoifte“ erfüllt geweſen ſein könnte. Die „Bourgeoiſte“ 
allerdings, welche mit den Waffen des Klatſches Herrn Lindaus 
heiliges Haupt ſchirmend umgiebt, achte ich nur gering, aber eben 
deshalb möchte ich faſt annehmen, daß Herr Flatau mich miß⸗ 
verſtanden hat, wenn er in meinen Worten einen Durſt nach 
dem Blute auch nur dieſer „Bourgeoiſie“ witterte. Mich däucht 
im Gegentheile: ihr gebührt nicht das Schwert, ſondern die Ruthe, 
nicht der Stoß, ſondern der Schlag, und auch dieſer nicht einmal 
aufs Herz, ſondern auf einen anderen Körpertheil. 


Der Leſer wird gebeten, — abgeſehen 
von kleinen Buchſtabenfehlern — folgende ſinn— 
entſtellende Druckfehler zu verbeſſern: 


Seite 49, Zeile 11 von oben lies: Daily Chronicle 
49, 15 Daily Chronicle 


I 
64 19 Unterſchrift 
74, 2 Widerwillen 
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IV. 
Ein falſcher Eid. 


it der Zertrümmerung meiner materiellen Exiſtenz hatte der 

Lindau⸗Ring die Hälfte ſeiner Aufgabe erfüllt; es blieb noch 
die andere Hälfte, die Zertrümmerung meiner moraliſchen Exiſtenz, 
gemäß dem Worte eines ſeiner erlauchteſten Mitglieder: „Hier 
muß ein Exempel ſtatuirt werden; kommen ſolche Dinge erſt an 
die Oeffentlichkeit, dann ſind wir alle verloren.“ 

Die Frage war nur, wie mir der Strick um den Hals ge— 
worfen werden könnte. Meinem Vorgehen gegen Lindau unfitt- 
liche Beweggründe unterzuſchieben, war leichter gedacht, als ge— 
than. Man verſchmähte dies Mittel zwar nicht ganz, und der 
hieſige Korreſpondent des „Daily Telegraph“ in London beſchul⸗ 
digte mich in dieſem Blatte einer Liebſchaft mit Frl. v. Schabelsky. 
Der Verleumder hält ſich ſo verborgen, daß ich ihn nicht habe 
entdecken können; ich muß mich damit begnügen, ein Exemplar 
dieſer Schrift dem Herausgeber des „Daily Telegraph“ mit dem 
Bemerken zu überſenden, daß er ſich durch die Nichtaufnahme 
einer ihm von mir eingeſandten Berichtigung als ein würdiger 
Spießgeſelle ſeines ehrloſen Buben von Korreſpondenten erwieſen 
hat. Aber dem Lindau⸗Ringe war dieſe in Berlin wegen ihrer 
Lächerlichkeit nicht wiederholbare Verleumdung natürlich nur eine 
Birne für den Durſt. 

Hier griff nun aber der ſchöpferiſche Genius des Herrn 
Otto Brahm helfend ein. In meiner Lindau-Schrift ſtimmte 
zwar ſonſt alles“), aber zwei grobe Unrichtigkeiten finden ſich 


) In einem von Fräulein v. Schabelsky — wider meinen Willen — 
gegen Barnay und Lindau angeſtrengten und übrigens auch ſiegreich durch⸗ 
gefochtenen Beleidigungsprozeſſe haben die Anwälte der Beklagten (die Herren 
Friedmann und Michaelis) zwar in ihren Plaidoyers behauptet, in meiner 
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allerdings darin. Erſtens hatte ich Herrn Lindau auf das Flehen | 
jeiner Freunde einen „im Grunde guten Kerl“ genannt, was 
nicht böſe gemeint, aber dennoch eine ſchreiende Ungerechtigkeit 
war. Zweitens aber hatte ich erwähnt, daß Herr Otto Brahm, 
nachdem ihm das Wallner⸗Theater das Betreten ſeiner Räume 
verboten hatte, ſich gleichwohl in daſſelbe begeben und über die 
Vorſtellungen an ein auswärtiges Blatt, die „Frankfurter Zeitung“, 
berichtet habe. Letzteres war richtig, aber erſteres unrichtig. Ich 
hatte Herrn Brahm einen Schmock II genannt, aber ich glaubte, 
ihn deshalb noch nicht für einen Schmock? erachten zu dürfen. 


Lindau⸗Schrift ſeien elf nachweisbare Unrichtigkeiten enthalten; ich hätte der 
Klägerin alles aufs Wort geglaubt und ſei in meinem Vertrauen arg ge⸗ 
täuſcht worden ꝛc., indeſſen dieſe advokatoriſchen Finten hatten in den Ergeb⸗ 
niſſen der am 11. November v. J. ſtattgehabten Verhandlung nicht den ge⸗ 
ringſten Anhalt. In dem Prozeſſe handelte es ſich einfach um eine formale 
Injurie, welche den Wahrheitsbeweis über den eigentlichen Streitfall aus⸗ 
ſchloß; eben deshalb wünſchte ich die Anſtrengung der Klage nicht. Meine 
Lindau⸗Schrift wurde durch die Verhandlungen nur inſofern berührt, als ſich 
die Ausſagen Barnays und der Schabelsky über eine zwiſchen ihnen unter 
vier Augen ſtattgehabte Unterredung vor Gericht genau ſo gegenüberſtanden, 
wie ich den Gegenſatz ſchon in meiner Schrift geſchildert hatte. Als einziger, 
vernommener Zeuge bejahte ich einfach die mir vorgelegte Frage, ob Fräulein 
v. Schabelsky mir eine beſtimmte Stelle dieſer Unterredung ſo mitgetheilt 
habe, wie ſie — als einſeitige und unbeglaubigte Parteiausſage — von mir 
veröffentlicht worden ſei. Wenn meine Zeugenausſage in den Berichten der 
„Voſſiſchen Zeitung“, der „National⸗Zeitung“ und anderer Blätter dahin ent⸗ 
ſtellt wurde, daß ich mich „bei der Schilderung der thatſächlichen Vorgänge 
durchaus auf die Darſtellung der Klägerin geſtützt habe. Auch bei dieſer 
Stelle ſei dies der Fall geweſen“, jo ſpringt der Zweck dieſer — ſage ich — 
Ungenauigkeit um ſo ſchärfer in die Augen, je wortgetreuer jene advokatoriſchen 
Finten wiedergegeben ſind. Andere thatſächliche Unrichtigkeiten des Berichts, 
auf die ich hier nicht näher einzugehen brauche, ſind ſofort nach ſeiner Ver⸗ 
öffentlichung in der „Bank⸗ und Handelszeitung“ und anderen hieſigen 
Blättern feſtgeſtellt worden. Verfaſſer deſſelben war Herr Oskar Thiele, der 
von Herrn Paul Lindau als „Panke⸗Klaſſiker“ gefeiert worden iſt und vice 
versa Herrn Paul Lindau als „Panke⸗Klaſſiker“ gefeiert hat. Ich habe leider 
das Unglück gehabt, mir den Groll dieſes Gerichtsreporters zuzuziehen, da im 
Oktober 1889 ſein damaliges Vorhaben, über einen bösartigen Wucherprozeß 
nicht zu berichten, nachdem ſich der oder die Angeklagten bereit erklärt hatten, 
tauſend Mark in die Kaſſe des Vereins „Berliner Preſſe“ zu ſteuern, an 
meinem Einſpruche ſcheiterte. 
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Ich wußte, daß er über die Vorſtellungen eines Theaters be⸗ 
richtet hatte, aus welchem er hinausgewieſen worden war, aber 
mir war — wegen der Ungeheuerlichkeit einer ſolchen Möglich⸗ 
keit — auch nicht entfernt der Gedanke beigekommen, daß er bei 
dieſem Anlaſſe auch noch die „Frankfurter Zeitung“ und deren 
Leſer genasführt haben könne durch ausführliche Kritiken über 
Vorſtellungen, denen er gar nicht beigewohnt hatte. Zwiſchen 
dieſen beiden Irrthümern beſtand nun aber inſofern ein Unter⸗ 
ſchied, als eine Klage des Herrn Lindau auf Grund meiner irr⸗ 
thümlichen Behauptung, daß er „ein im Grunde guter Kerl“ ſei, 
von keinem Gerichte angenommen worden wäre, während Herr 
Brahm meine gleichfalls irrthümliche Behauptung, daß er ſich 
heimlich in das Wallner⸗Theater geſchlichen hätte, nur aus dem 
Zuſammenhange zu reißen brauchte, um den Schein eines ihm 
von mir zugefügten Unrechts hervorzurufen. Demgemäß klagte 
Herr Brahm. Er wußte, daß ſeine Unehre gerichtlich in weit 
größerem Umfange feſtgeſtellt werden würde, als ſie bis dahin be⸗ 
kannt geworden war, aber er opferte ſich für die hohen Zwecke 
des Lindau⸗Ringes in einer Weiſe, die in der Geſchichte menſch— 
licher Aufopferungsfähigkeit immer einen hervorragenden Platz be— 
haupten wird. Er ſtellte deshalb auch nicht nur den betreffenden 
Abſchnitt meiner Lindau⸗Schrift unter Klage, ſondern daneben noch 
einige von mir verfaßte Briefkaſtennotizen der „Volks- Zeitung“, 
die zwar nur eine Unſumme von Schimpfereien abwehren ſollten, 
mit welchen Herr Brahm in der „Freien Bühne“ den Streit vom 
Zaune gebrochen hatte, aber die ihn allerdings formal beleidigten. 
Er wußte, daß ich, um einer einſeitigen Verurtheilung wegen 
dieſer formalen Beleidigungen zu entgehen, die Widerklage gegen 
die Schimpfereien der „Freien Bühne“ anſtrengen mußte, und 
eben hierauf war es abgeſehen. 

Der erſte Termin fand am 18. Dezember v. J. ſtatt. Mein 
Freund und Landsmann Kauffmann, der mich auch in dieſer 
Sache vertrat, erbot ſich zum Beweiſe der Wahrheit, für welchen 
er die Vernehmung mehrerer Zeugen vorſchlug, und erhob betreffs 
etwaiger formaler Beleidigungen die Widerklage. Als Vertreter 
Brahms beantragte der Rechtsanwalt Jonas die Vernehmung 
anderer Zeugen, welche die Unrichtigkeit meiner Darſtellung in 
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Sachen des Wallner⸗Theaters nachweiſen ſollten. Der Gerichtshof 
beſchloß die Vernehmung aller vorgeſchlagenen Zeugen. Ueber 
die Widerklage hatte Herr Jonas ſich mit keiner Silbe 
geäußert, insbeſondere nicht einmal angedeutet, daß er in dieſer 
Beziehung eine Beweisaufnahme beabſichtige. Auch noch in einer 
ſchriftlichen Eingabe an das Gericht vom 4. Januar d. J., in 
welcher er die Vernehmung weiterer Zeugen zur Wallner⸗Theater⸗ 
Affäre beantragt, erwähnt er nicht das Geringſte von einer Abſicht, 
in Sachen der Widerklage einen Beweis anzutreten. An eine 
entſprechende Vorbereitung meinerſeits habe ich um ſo weniger 
gedacht, als die betreffenden, drei Artikel der „Freien Bühne“ 
neben der berühmten Anſicht des Herrn Brahm, daß der Fall 
Lindau „jenſeits von Gut und Böſe“ liege, in der That nur 
Schimpfereien enthielten, wegen deren übrigens Herr Brahm, 
ſoweit ſie Fräulein v. Schabelsky betrafen, gerichtlich belangt und 
verurtheilt worden iſt. Vor allem der Artikel „Der Fall Brahm 
von Franz Mehring d. J.“ in welchem dieſer angebliche Verfaſſer 
u. A. bekennt, den verſchiedenſten Parteien gedient zu haben, 
ſchien mir „jenſeits von Ernſt und Scherz“ und nur auf dem 
Gebiete einer in ihrer Art vollendeten Albernheit zu liegen. 

Die nächſte Verhandlung fand am 20. Februar d. J. ſtatt. 
Zur Aeußerung über meine Widerklage aufgefordert, erklärte ich 
auch hier, dieſelbe ſei einzig und allein zur Abwehr geſtellt; ich 
fühlte mich von Herrn Brahm durchaus nicht beleidigt und hielte 
es überhaupt nicht für würdig, in literariſchen Streitigkeiten die 
Gerichte anzugehen; nur um nicht einer einſeitigen Verurtheilung 
wegen formaler Beleidigungen zu verfallen, erhöbe ich die Wider⸗ 
klage. Auch jetzt noch kündigte die Gegenpartei keine entſprechende 
Beweisaufnahme an. Die Beweisaufnahme über die Wallner⸗ 
Theater⸗Affäre ergab, daß Herr Brahm aus dieſem Theater hinaus⸗ 
gewieſen worden war, trotzdem aber fortlaufend über die Vor⸗ 
ſtellungen desſelben ausführliche Kritiken in der „Frankfurter 
Zeitung“ veröffentlicht hatte, Kritiken in einem Tone und von 
einem Umfange, welche in den Leſern die Vorſtellung hervorrufen 
mußten, daß ihr Verfaſſer den Vorſtellungen beigewohnt habe. 
Herr Brahm hatte dies gethan, obgleich er wußte, daß die 
„Voſſiſche Zeitung“, deren Kritiker er damals war, feiner Hinaus⸗ 


1 


weiſung wegen, die Berichterſtattung über das Wallnertheater 
eingeſtellt hatte. Dagegen ergab die Beweisaufnahme nicht, was 
ich wohlwollender Weiſe vorausgeſetzt hatte, daß nämlich Herr 
Brahm den betreffenden Vorſtellungen des Wallnertheaters beige⸗ 
wohnt habe. Ferner führte ſein Anwalt den Beweis, daß Herr Brahm 
die Redaktion der „Frankfurter Zeitung“ hatte bitten laſſen, unter 
feine Kritiken über das Wallner » Theater nicht feine Initialen 
zu ſetzen, worin die klägeriſche Seite — jenſeits von Gut und 
Böſe — einen moraliſch entlaſtenden Umſtand zu erblicken ſchien. 
Endlich ſagten ein paar, von dem Kläger vorgeſchlagene Zeugen 
auch über die Moral ſeines Verhaltens aus. Herr Paul 
Schlenther, welcher ſeinem Freunde Brahm durch Mittheilungen 
aus dem Wallner⸗Theater behilflich geweſen war, meinte ſeinerſeits, 
die kritiſche Handlungsweiſe deſſelben „käme unter Umſtänden 
wohl vor“, antwortete aber auf die klare Frage, ob er einen 
ſolchen kritiſchen Betrieb mit der literariſchen und perſönlichen 
Ehre eines Kritikers vereinbar erachte, nur mit der in ihrer Art 
ja auch klaren Gegenfrage: „Stehe ich hier als Sachverſtändiger 
oder als Zeuge?“ Herr Oscar Blumental aber, der frühere 
Theaterkritiker und jetzige Theaterdirektor, ſagte aus, es ſei ihm 
ſeinerzeit als „ganz unglaublich“ erſchienen, daß Herr Brahm 
nach ſeiner Ausweiſung aus dem Wallner⸗Theater noch in der 
„Frankfurter Zeitung“ Kritiken über daſſelbe veröffentlicht haben 
ſolle. Nach Einſichtnahme der betreffenden Zeitungsnummern habe 
er die Thatſache allerdings beſtätigt gefunden. Er habe annehmen 
müſſen, daß Herr Brahm nach eigenen Wahrnehmungen berichte; 
das Gegentheil ſei nach den Gepflogenheiten der anſtändigen Kritik 
ausgeſchloſſen geweſen. 

Nach dieſen Ergebniſſen der Beweisaufnahme befand ſich Herr 
Brahm in der Lage jenes Juden, von dem Hebel in ſeinem 
„Schatzkäſtlein“ erzählt. Dieſer Jude hatte mit einem Bauern 
um einen Siebzehner gewettet, daß ihm derſelbe nicht das Schwarze 
vom Nagel weg auf ein Haar und ohne Blut hauen könne. 
Der Bauer zog ſein Meſſer und hieb und verlor, denn er ſchlug 
dem armen Juden in der Ungeſchicklichkeit das Schwarze vom 
Nagel und das Weiße vom Nagel und das vordere Gelenk mit 
einem Zuge rein vom Finger weg. Da that „Mauſchel Abraham“ 
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— jo nennt ihn Hebel — einen lauten Schrei, nahm das Geld 
und ſagte: Au waih, ich hab's gewonnen! So hatte auch ſein 
Nachfahr gewonnen; er war nicht heimlich im Wallner⸗Theater 
geweſen, aber mit dieſem Schwarzen vom Nagel hatte ihm die 
Beweisaufnahme auch gleich das ganze Gelenk abgehauen. 
Nunmehr endlich kam Herr Jonas mit dem Antrage auf 
Beweisaufnahme über die Widerklage, d. h. mit dem Zwecke der 
ganzen Klage hervor. Er knüpfte an das erwähnte Selbſtbe⸗ 
kenntniß „Franz Mehrings d. J.“ in Herrn Brahms „ſatiriſchem“ 
Artikel „Der Fall Brahm“ an und wollte die anweſenden Zeugen 
Stephany von der „Voſſiſchen Zeitung“ und Stein von der 
„Frankfurter Zeitung“ darüber vernommen wiſſen, daß ich meine 
journaliſtiſche Kraft ſchon den allerverſchiedenſten Parteigruppen 
gewidmet habe. Mein Anwalt — und nicht ich, wie es in dem 
ſonſt leidlich erſchöpfenden und zutreffenden Zeitungsberichte über 
die Verhandlung heißt — proteſtirte gegen dieſen Antrag; er 
meinte, und von ſeinem Standpunkt ebenſo pflicht⸗ wie ſachgemäß, 
daß die moraliſche Niederlage des Herrn Brahm durch das Herein⸗ 
ziehen von Dingen, die gar nicht zur Sache gehörten, nur ver⸗ 
wiſcht werden ſolle. Ich bat ihn vielmehr, den Dingen ruhig 
ihren Lauf zu laſſen, und jo ſagten die Zeugen Stephany und 
Stein über mein publiziſtiſches Vorleben eine Reihe von That⸗ 
ſachen aus, die, ſoweit ſie meiner perſönlichen Ehre zu nahe 
treten ſollten, ſei es entſtellt, ſei es erfunden waren, wie ich 
gleich ausführlich nachweiſen werde. Darnach erdreiſtete ſich der 
Gegenanwalt, mich perſönlich mit der Frage anzugehen, bis zu 
welchem Jahre ich für die „Saale⸗Zeitung“ korreſpondirt hätte. 
Die Beantwortung dieſer Frage lehnte ich mit den Worten ab: 
„Ich verweigere Ihnen jede Auskunft“, womit ich ſagen wollte, 
daß ich mit einem Manne von den — noch näher zu beleuch⸗ 
tenden — moraliſchen Qualitäten des Herrn Jonas keine Unter⸗ 
haltung zu pflegen geſonnen ſei, womit ich aber keineswegs 
grundſätzlich, wie es nach dem, in dieſem Punkte nicht ganz ge⸗ 
nauen, Zeitungsberichte ſcheinen könnte, eine Aufklärung dieſer 
welterſchütternden Frage zu verweigern beabſichtigte. Vielmehr 
als Herr Jonas nunmehr die Vernehmung des Herrn Groddeck 
von der „Poſt“ über eine von mir beſtrittene Behauptung des 
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Zeugen Stephany und die Vernehmung des Herrn Woth darüber 
beantragte, daß ich früher, beſonders 1889, in der „Saale⸗Zeitung“ 
in „ganz anderem Sinne“ als in der „Volks⸗Zeitung“ geſchrieben 
hätte, unterſtützten mein Anwalt und ich, wie auch in dem 
Zeitungsberichte richtig angegeben iſt, dieſe Beweisanträge. Da⸗ 
gegen erklärte der vorſitzende Richter, das gehöre ja alles nicht 
zur Sache; die Beweisführung verirre ſich doch ſehr auf Abwege; 
er möchte anheimgeben, Klage und Widerklage unter Theilung der 
Koſten zurückzuziehen, da nach Lage der Sache beide Parteien be⸗ 
ſtraft werden würden. Hierauf erklärte Herr Brahm, daß er ſeine 
Klage zurückzöge, worauf mir nichts übrig blieb, als das Gleiche 
zu thun. 

Ich ſage: mir blieb nichts übrig, und ich meine dies nicht 
nur in dem Sinne, daß ich die Widerklage überhaupt nur zur 
Abwehr der Klage geſtellt hatte und daß alſo mit dem Fortfalle 
dieſer auch jene hinfällig wurde. Vielmehr: wenn der vorſitzende 
Richter die weitere Beweisaufnahme nicht abgelehnt hätte, ſo 
würde ich die Widerklage gleichwohl aufrecht erhalten haben. So 
aber wußte ich, daß meine Verurtheilung etwa wegen der formalen 
Beleidigungen des Brahm in den Briefkaſtennotizen der „Volks⸗ 
Zeitung“ von dem Lindau-Ringe als Beſtätigung der Zeugenaus⸗ 
ſagen der Stephany und Stein ausgebeutet werden würde; wie 
insbeſondere Herr Jonas mit richterlichen Urtheilen umſpringt, 
werde ich noch weiterhin zeigen. Ich hatte zwar jenen Zeugen— 
ausſagen ſofort widerſprochen, aber da dieſelben auf zehn, fünf⸗ 
zehn und ſelbſt zwanzig Jahre zurückgriffen, ſo konnte ich fie im 
Augenblicke nur als „erfunden“, als „unwahr“, als „Geklätſch“ 
bezeichnen, und ich gebe zu, daß ſolche allgemeine Ableugnungen, 
welche eine Partei ſpezialifirten Ausſagen von Zeugen entgegen— 
ſetzt, die mit geſtreckter Eidesfauſt geleiſtet werden, keinen er⸗ 
hebenden oder auch nur glaubwürdigen Eindruck machen. Somit: 
da der vorſitzende Richter eine weitere Beweisaufnahme über mein 
Vorleben mit Recht als nicht zur Sache gehörig ablehnte und da 
ich im Augenblicke aus triftigen Gründen die Zeugenausſagen der 
Stephany und Stein nicht ſchlüſſig widerlegen konnte, ſo blieb 
mir zunächſt nur übrig, die Zurückziehung der Klage Brahms, 
alſo das moraliſche Eingeſtändniß ſeiner Schuld, mit Zurück⸗ 
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ziehung meiner nur aus formalen Gründen geſtellten Widerklage 
zu erwiedern. i 

Natürlich mit dem Vorbehalte, den Drang des Lindau⸗ 
Ringes nach gerichtlicher Aburtheilung meines Vorlebens auf 
anderem Wege zu befriedigen. Sofort am 20. Februar faßte ich 
den Entſchluß, den ich mit Herausgabe dieſer Schrift ausführe. 
Ich werde hier Punkt für Punkt die gerichtlichen Leiſtungen der 
Brahm, Jonas, Stephany und Stein zergliedern, und wenn ich 
mich auch ſorgfältig hüten werde, irgend einem von ihnen eine 
formale Beleidigung zuzufügen, ſo werde ich doch zur Wahrung 
meiner Ehre gezwungen ſein, Thatſachen zu behaupten und zu 
verbreiten, welche ſie, wie ich mir leider nicht verhehlen kann, 
verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herab⸗ 
zuwürdigen geeignet ſind. Sie können mich alſo, wenn dieſe 
Thatſachen nicht erweislich wahr find, nach $ 186 des Strafgeſetz⸗ 
buchs gerichtlich belangen, ſogar mit Gefängniß bis zu zwei 
Jahren; klagen ſie nicht, ſo ergiebt ſich die Schlußfolgerung von 
ſelbſt, denn nach ihrer allſeitigen Geſprächigkeit am 20. Februar 
geht es diesmal mit dem berühmten „Schweigen der Verachtung“ 
am Ende doch nicht an. 


* * 
* 


Die Zeugenausſage des Herrn Stephany ging dahin, daß ich 
meine publiziſtiſche Laufbahn bei der demokratiſchen „Zukunft“ 
unter Guido Weiß begonnen hätte. Von da ſei ich „irgendwie“ 
fortgekommen und zur konſervativen „Spenerſchen Zeitung“ 
übergegangen. Darnach ſolle ich einige Artikel für die „Poſt“ 
geſchrieben haben; dann hätte ich mich mit „ſozialdemokratiſchen 
Studien“ beſchäftigt und ſei Korreſpondent der „Weſer⸗Zeitung“ 
bez. der „Frankfurter Zeitung“ geweſen, bis ich die Redaktion 
der „Volks⸗Zeitung“ übernommen hätte. 

Kleinigkeiten in dieſer Ausſage übergehe ich; den Ausdruck 
„ſozialdemokratiſche Studien“ beiſpielsweiſe ſetze ich nicht der 
Zweideutigkeit, ſondern der ſprachlichen Unbehilflichkeit des Herrn 
Stephany in Rechnung; ich nehme an, daß er von „Studien 
über die Sozialdemokratie“ ſprechen wollte. Zur Sache ſelbſt 
aber: als ich November 1869 in die Redaktion der „Zukunft“ 
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trat, fand ich in derſelben Herrn Stephany vor. Wer dann 
„irgendwie“ fortkam, war aber nicht ich, ſondern er. Als im 
Sommer 1870 die „Zukunft“ zu krachen begann, rettete er ſich 
durch einen ſchnellen Sprung auf die „Voſſiſche Zeitung“, während 
ich es für anſtändiger erachtete, auf dem untergehenden Schifflein 
auszuhalten. Zeugen: Dr. Guido Weiß in Frankfurt a. M. und 
Dr. Julius Voigt in Freiburg i. Br., welcher letzterer als Nach⸗ 
folger Stephanys in die Redaktion trat und ebenſo, wie Weiß 
und ich, bis zum letzten Tage des Blattes in derſelben arbeitete. 

Herr Stephany ſchwört weiter, von der demokratiſchen 
„Zukunft“ ſei ich zur konſervativen „Spenerſchen Zeitung“ 
übergegangen. Die „Zukunft“ entſchlief am 31. März 1871; in 
die Redaktion der „Spenerſchen Zeitung“ trat ich am 16. Auguſt 
1873 ein. Herr Stephany überſchlägt hier nahezu dritthalb Jahre. 
Was ich in denſelben getrieben habe, weiß Niemand genauer, als 
er: ich arbeitete an der bekannten Kammerkorreſpondenz von Herrn 
Oldenberg, deren völlig objektive, parteiloſe Berichterſtattung ſchon 
daraus erhellt, daß ſie von Organen der verſchiedenſten Partei⸗ 
richtungen, in der That vom „Reichsanzeiger“ ebenſo wie vom 
„Vorwärts“ benutzt wird. Als Mitarbeiter dieſer Korreſpondenz 
ſandte ich im Sommer 1873 auf einen techniſchen Artikel der 
„Spenerſchen Zeitung“ über parlamentariſche Berichterſtattung, der 
mir vielfach fehlzugreifen ſchien, einen Gegenartikel an. Herr Wehren⸗ 
pfennig, der damalige Chefredakteur der „Spenerſchen Zeitung“ fand 
an meiner Arbeit ſolches Gefallen, daß er mir vorſchlug, das Feuilleton 
dieſes Blattes zu redigiren. Ich verhehlte ihm mein Bedenken feines- 
wegs, doch — ich kann ihn ja ſelbſt ſprechen laſſen. Mit dieſem 
Theile ſeiner Zeugenausſage hat Herr Stephany nämlich nur die 
Briefe des Herrn Nathan⸗Wilhelm Schlefinger gefunden, der ſchon vor 
anderthalb Jahrzehnten auf den ſublimen Einfall gerathen war, meine 
Thätigkeit für die „Zukunft“ und die „Spenerſche Zeitung“ in 
einem mich diskreditirenden Gegenſatz zu bringen. Ich hielt es 
damals der Mühe für werth, ihn wegen verleumderiſcher Beleidigung 
zu belangen; auf ſeinen Antrag wurde der nunmehrige Geheime 
Oberregierungsrath Wehrenpfennig am 4. Januar 1878 als Zeuge 
vernommen und ſagte nach der mir vorliegenden gerichtlichen 
Ausfertigung des Protokolles wörtlich aus: 
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In den Jahren 1872 und 1873 war ich Redakteur der „Spenerſchen 
Zeitung“, und ich hatte im Jahre 1873 den Kläger als Mitredakteur 
engagirt. Es war mir bekannt, daß Kläger der demokratiſchen Richtung 
angehört; er hatte mir damals bei ſeinem Engagement kein Hehl 
daraus gemacht; ich muthete ihn deshalb auch gar nicht zu, politiſche 
Artikel zu ſchreiben und engagirte ihn für den unpolitiſchen Theil, 
ſpeziell das Feuilleton. Schließlich bemerke ich noch, daß der Kläger 
mir nach den Erfahrungen, die ich während ſeiner Mitredaktion mit 
ihm machte, ſtets als ein charaktervoller Mann erſchienen iſt, und daß 
er mir auch nie Veranlaſſung zu dem Verdachte gab, daß er gegen 
feine Ueberzeugung politiſche Artikel für fremde Zeitungen ſchriebe 

Auf Grund dieſer Zeugenausſage, ſowie ähnlicher von anderen, 

politiſchen Redakteuren der „Spenerſchen Zeitung“ wurde Herr 

Nathan⸗Wilhelm Schlefinger zu dreihundert Mark Geldſtrafe ver⸗ 

urtheilt. Herr Stephany aber iſt dreimal mehr, als er. Denn 

erſtens griff Herr Schleſinger mich nicht unter dem Zeugeneide an. 

Zweitens aber gab er der Wahrheit doch inſofern die Ehre, als 

er die „Spenerſche Zeitung“ ein nationalliberales Blatt nannte 

und nicht ein konſervatives, wie Herr Stephany es ſtaunenswerther 

Weiſe unter ſeinem Eide that; ſo genau ich den unglaublichen 

Mangel an politiſcher Perſonen⸗ und Sachkenntniß kenne, der ihn 

auszeichnet und der uns jungen Leuten bei der „Zukunft“ ſchon 


ſo manchen Heidenſpaß bereitete, ſo ſollte er als Chefredakteur 


der „Voſſiſchen Zeitung“ doch billig wiſſen, daß Herr Wehrenpfennig 
zehn Jahre lang ein parlamentariſcher und publiziſtiſcher Führer 
nicht der konſervativen, ſondern der nationalliberalen Partei 
geweſen iſt. Drittens aber habe ich, ehe ich in die Redaktion 
der „Spenerſchen Zeitung“ eintrat, das Angebot des Herrn 


Wehrenpfennig zwar nicht mit Herrn Nathan⸗Wilhelm Schleſinger, 


aber allerdings mit Herrn Stephany beſprochen, mit dem ich 
damals noch häufig verkehrte, und er hat gar nichts Arges darin 
gefunden, daß ich, als ein junger Burſch, der politiſch noch gar 
nicht hervorgetreten war, mich auch einmal auf dem neutralen 
Gebiete des Feuilletons verſuchte. 


Meine feuilletoniſtiſche Thätigkeit für die „ Spenerſche Zeitung“ 
währte genau fünfthalb Monate; am 31. Dezember 1873 trat 
Herr Wehrenpfennig zurück und wir übrigen Redakteure mit ihm. 


Darnach ſolle ich, ſo ſchwört Herr Stephany, einige Artikel für 
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die „Poſt“ geſchrieben haben. Der erſte der zwei Artikel, welche 
ich überhaupt für die „Poſt“ geſchrieben habe, iſt in der Nummer 
dieſes Blattes vom 30. März 1878 enthalten. Das „darnach“ 
des Herrn Stephany umfaßt alſo etwas über vier Jahre. Was 
ich in denſelben getrieben habe, weiß er wieder genau. Ich 
korreſpondirte erſt vorübergehend für die „Frankfurter Zeitung“, 
welche Thätigkeit er in ſeiner Zeugenausſage, da es ihm ſo in 
den Kram paßt, eine Reihe von Jahren vorwärtsdatirt, und 
dann war ich ein fleißiger Mitarbeiter der „Wage“, in welcher 
Wochenſchrift Guido Weiß die „Zukunft“ erneuert hatte. Oder 
ſollte das Gedächtniß des Herrn Stephany wirklich ſo glücklich 
organiſirt ſein, daß er es ganz vergeſſen hat, wie himmelhoch ich 
Ende 1874, als Guido Weiß am Typhus erkrankt war und die 
„Wage“ faſt nur auf meinen Schultern lag, ihn um den einen 
oder den anderen Beitrag erſucht habe, ohne daß ihn weder die 
politiſche Rückſicht auf die Erhaltung der „Wage“, noch die per— 
ſönliche Rückſicht auf unſern alten Chef von der „Zukunft“ her 
auch nur zu einem Federſtriche veranlaſſen konnte? Nun, ich 
habe die „Wage“ auch ohne ſeine Hilfe bis zur Geneſung von 
Weiß durchgehalten, aber es iſt wirklich etwas bitter, daß Herr 
Stephany aus jener Zeit von meiner publiziſtiſchen Thätigkeit 
nichts zu ſchwören weiß, als daß ich einige Artikel für die „Poſt“ 
geſchrieben haben ſolle. Dabei muß ich zu Gunſten ſeines 
ſchwachen Gedächtniſſes denn freilich hervorheben, daß er bei dieſer 
Ausſage das Wichtigſte der Lektion vergaß. Er hatte ſich bereits 
geſetzt, als Herr Jonas friſch nachfaßte mit der Frage, ob ihm 
etwas davon bekannt ſei, daß ich für die „Poſt“ einen patrio⸗ 
tiſchen Artikel zum Geburtstage Kaiſer Wilhelms geſchrieben habe. 
Ja wohl, — ſo eilte Herr Stephany wieder an den Zeugentiſch — 
davon wiſſe er was. Nämlich Herr Groddeck von der „Poſt“ 
habe ihm und Anderen im Verein „Berliner Preſſe“ erzählt, ich 
hätte für dies Blatt einmal zu Kaiſers Geburtstag einen Artikel 
über Kaiſer Wilhelm I. geſchrieben, der jo überſchwänglich und 
ſo voll des Lobes war, daß ihn die „Poſt“ nicht abdrucken 
konnte; fie habe das Manuffript aber in ihrem Archive aufbe- 
wahrt. Da ich mich beeilte, dem Zeugen Stephany ius Geſicht 
dieſe angebliche Behauptung des Herrn Groddeck für eine „infame 
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Lüge“ und — als der vorſitzende Richter dieſen Ausdruck rügte — 
für eine „dreiſte Unwahrheit“ zu erklären, ſo beantragte Herr 
Jonas die Vorladung des Herrn Groddeck als Zeugen, welchen 
Antrag mein Anwalt dahin ergänzte, dem Zeugen Groddeck ſolle 
aufgegeben werden, das Manuſkript aus dem Archive der „Poſt“ 
zur Gerichtsſtelle zu bringen. Wie ſchon erwähnt, lehnte der 
Richter eine weitere Beweisaufnahme über dieſen Punkt ab; wohl 
aber hielt ſich Herr Groddeck für verpflichtet, — ganz aus eigenem 
Antriebe, denn ich kenne ihn nicht — in der „Poſt“ vom 
22. Februar zu erklären, ſowohl daß die ganze Geſchichte mit 
dem Kaiſer⸗Geburtstags⸗Artikel erfunden ſei, als auch, daß er ſie 
Herrn Stephany gar nicht mitgetheilt habe. Nunmehr nahm ich 
noch Veranlaſſung, den „Vorwärts“ um Aufnahme einer den 
„beiſpielloſen“ Falſcheid des Herrn Stephany näher kennzeich⸗ 
nenden Erklärung zu erſuchen, und Herr Stephany hat, wie ſich 
noch zeigen wird, dieſe im „Vorwärts“ vom 25. Februar er⸗ 
ſchienene Erklärung geleſen, aber er blieb von nun an ſtumm 
wie ein Fiſch, obgleich er vor Gericht geſprächig wie eine Elſter 
geweſen war. 


* * 
* 


Indem Herr Groddeck die erwähnte Richtigſtellung an der 
Zeugenausſage des Herrn Stephany vollzog, erklärte er zugleich, 
er habe demſelben nur erzählt, ich hätte in der „Poſt“ in einem 
Artikel les rois des gueux „die Anfänge der Sozialreform unter 
Kaiſer Wilhelm I. huldigend begrüßt.“ Aber hierin irrte Herr 
Groddeck. Die gedachten Anfänge fangen allerfrüheſtens in die 
Verkündigung der kaiſerlichen Botſchaft vom 17. November 1881; 
der Artikel les rois des gueux ſteht aber in der „Poſt“ vom 
30. März 1878; er iſt alſo mehr als vierthalb Jahre vor dem 
Eintreten der Ereigniſſe geſchrieben, die er „huldigend begrüßt“ 
haben ſoll. 

In der That lag das, was mein „Geſinnungswechſel“ ge⸗ 
nannt worden iſt, vor dem Jahre 1881. Ich kann darüber um 
ſo offener ſprechen, als die Sache für keinen Leſer meiner Schriften 
ein Geheimniß iſt und als ſie ein ungünſtiges Licht höchſtens auf 
meine politiſche Einſicht wirft. Seitdem ich einige Jahre nach 
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Laſſalles Tode als Student feine Schriften kennen lernte, habe 
ich ſtets ein ſehr großes Intereſſe für ſozialpolitiſche und nur 
ein ſehr geringes für formalpolitiſche Fragen gehabt. Wie jedem, 
der ſich eingehend mit den ſozialen Problemen befaßt hat, iſt es 
mir ſchwer oder unmöglich, mich mit Haut und Haaren einem 
der beſtehenden Fraktionsverbände zu verſchreiben. Auch als Re- 
dakteur der „Volks⸗Zeitung“ habe ich nie ein Hehl daraus ge— 
macht, daß ein konſervativer Sozialpolitiker, wie Herr Rodbertus, 
in vielen und wichtigen Beziehungen bedeutender iſt, als ein 
flacher Mancheſtermann von dem Schlage des „freiſinnigen“ Herrn 
Eugen Richter. Und in dem, worin mir nach dem Maße meiner 
Einſicht das Schwergewicht der modernen Entwicklung zu liegen 
ſcheint, in der Auffaſſung der Arbeiterfrage als einer weltgeſchicht— 
lichen Bewegung, in der Forderung durchgreifender Sozialreformen, 
in der Abneigung gegen das Mancheſterthum — abgeſehen von 
der Handelsfreiheit —, in dem Haſſe gegen den Kapitalismus 
bin ich mir ſtets konſequent geweſen. Dagegen habe ich einige 
Jahre lang in der vor- wie nachher von mir bekannten Ueber⸗ 
zeugung geſchwankt, daß keine Sozialreform denkbar und möglich 
ſei, welche nicht ebenſo durch, wie für die Arbeiter ausgeführt 
werde, daß ſomit die politiſche Freiheit im weiteſten Umfange die 
unerläßliche Vorbedingung jeder geſunden Sozialreform ſei. Ich 
halte heute auch noch die Jahre unmittelbar vor Erlaß des 
Sozialiſtengeſetzes für die unerfreulichſte Epiſode in der Geſchichte 
der deutſchen Sozialdemokratie, denn das Treiben der Moſt und 
Haſſelmann war ſo widerwärtig, wie möglich, und ich glaube 
heute auch noch, daß damals in den bürgerlichen Klaſſen eine 
gewiſſe Bereitwilligkeit zu ſozialen Reformen vorhanden war, die 
dann freilich durch die Intereſſen⸗ und Unterdrückungspolitik des 
Syſtems Bismarck gründlich ausgerottet worden iſt. Auch mag 
mein ſachliches Urtheil durch perſönliche Erfahrungen inſofern be 
einflußt worden ſein, als ich für gewiſſe, noch zu erwähnende Kämpfe, 
die ich 1876 gegen kapitaliſtiſche Auswüchſe führte, zwar die 
Unterſtützung nationalliberaler Publiziſten fand, aber zugleich die 
giftigſten Schmähungen des würdigen Moſt einerntete. Genug, 
ich hielt Ende der fiebenziger Jahre eine „Sozialreform von 
Oben“ bis zu einem gewiſſen Grade und in gewiſſem Sinne für 
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möglicher und wünſchenswerther, als eine „Sozialreform von 
Unten“; bis zu welchem Grade und in welchem Sinne, das iſt 
erſichtlich aus den beiden Schriften über die deutſche Sozial⸗ 
demokratie, die ich 1877 und 1878 herausgab — „die ſozial⸗ 
demokratiſchen Studien“ des Herrn Stephany! — und aus den 
Aufſätzen über die Pariſer Kommune, die ich 1879 und 1880 
in den „Preußiſchen Jahrbüchern“ veröffentlichte. 

Wie vieles in dieſen Arbeiten nun auch überlebt und ver⸗ 
altet iſt, ſo darf ich mich doch auch heute des Fleißes rühmen, 
den ich daran geſetzt habe. So „freiſinnige“ Leute, wie Herr 
Eugen Richter, finden ja noch ihr Wohlgefallen daran; er hat 
erſt kürzlich die Leſer ſeines Blättchens auf meine „Sozialdemokratie“ 
aufmerkſam gemacht und in zuſtimmendem Sinne Zitate daraus 
veröffentlicht, wobei ihm leider das kleine Malheur paſſirte, daß 
er, indem er meinen ſeit langen Jahren abgelegten Rock anziehen 
wollte, ſtatt in die Aermel vielmehr in die inzwiſchen von den 
Motten gefreſſenen Löcher gerieth. Sein ſozialpolitiſches Urtheil 
hat nun freilich nicht einmal das Gewicht einer Federflocke, aber 
auch durchaus zuſtändige Kritiker haben jene Arbeiten gelobt, wie 
denn beiſpielsweiſe Herr v. Scheel im „Literariſchen Zentralblatte“ 
meine Aufſätze über die Pariſer Kommune als muſtergiltig für 
die hiſtoriſch-pſychologiſche Analyſe proletariſcher Aufſtände 
bezeichnete. So weit es auf meinen guten Willen ankam, darf 
ich dies Zeugniß annehmen; wenn ich in jenen Schriften einen 
politiſch weniger radikalen Standpunkt vertrat, als vor⸗ und nach 
her, ſo war ich doch nicht von irgend einer liebedieneriſchen und 
ſtreberhaften Geſinnung, ſondern allein von einer zwar irrthümlichen, 
aber ehrlichen Ueberzeugung geleitet. Ich ſchrieb in völliger 
Unabhängigkeit von der Regierung wie von jeder Partei, und 
als mir nach dem Erſcheinen der erwähnten Arbeiten von maß⸗ 
gebenden Stellen der Eintritt ſowohl in die akademiſche wie in 
die archivaliſche Staatslaufbahn angeboten wurde, habe ich das 
eine wie das andere abgelehnt. Ich habe für die erwähnten 
Schriften nur die landläufigen Verlegerhonorare bezogen, welche 
bei wiſſenſchaftlichen Arbeiten bekanntlich im umgekehrten Ver⸗ 
hältniſſe zu der aufgewandten Mühe des Verfaſſers zu ſtehen 
pflegen, und welche bei meiner „Pariſer Kommune“ ſo ziemlich 
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für die Beſchaffung der literariſchen Hilfsmittel draufgingen. Ich 
bin immer arm geweſen, aber niemals ärmer, als damals. Auch 
war ich damals ſo wenig, wie vor- oder nachher, weder für die 
konſervative noch auch nur für die nationalliberale Tagespreſſe 
politiſch thätig — bis auf die beiden Artikel für die „Poſt“, 
welche der Lindau-Ring glücklich aufgeſpürt und welche Herr 
Stephany zwar nicht redlich, aber doch eidlich ausgebeutet hat. 


Den einen dieſer Artikel habe ich nicht auffinden können, 
obgleich ich die Jahrgänge der „Poſt“ in öffentlichen Bibliotheken 
darnach um und um gewälzt habe; da ihn mir ſelbſt der Lindau⸗ 
Ring nicht aufgemutzt hat, darf ihn einſtweilen wohl als ſehr 
harmlos vorausſetzen. Der andere behandelt trotz ſeines Titels 
les rois des gueux weder den Geburtstag, noch die Perſon, noch 
die Sozialreform Kaiſer Wilhelms I, ſondern erwähnt in einem 
größeren Zuſammenhange von ſämmtlichen Regierungshandlungen 
dieſes Monarchen einzig und allein die Verleihung des allgemeinen 
Stimmrechts, dieſe allerdings lobend. Thatſächlich iſt er ein 
kritiſches Reſumé über einen Redekampf zwiſchen Adolf Wagner 
und Max Hirſch, und er führt ſeinen Titel von einem in dieſer 
Debatte mehrfach angezogenen Stichworte. Herr Hirſch hatte 
nämlich dazumal in der bekannten Weiſe die Arbeiterſchutz⸗Geſetz⸗ 
gebung zu verdächtigen geſucht, indem er vor der „Staatshilfe“ 
warnte, die Regierung aber und die von derſelben angeblich groß— 
gezogene Sozialdemokratie anklagte, gemeinſam den mancheſter⸗ 
lichen Liberalismus lahmzulegen, der von wegen der Freizügig⸗ 
keit, Gewerbefreiheit c. der wahre Wohlthäter der Arbeiter jei. 
Hiergegen erhob ſich Herr Wagner in einer Rede, von welcher 
der ſozialdemokratiſche „Vorwärts“ in Leipzig am 31. März 1877 
ſchrieb, daß ſie „das freihändleriſche Phraſenthum in der Perſon 
des Charlatans Max Hirſch unbarmherzig zerfetzt“ habe, und 
über welche die mir damals ebenſo fern, wie Herrn Hirſch nahe 
ſtehende „Volks⸗Zeitung“ äußerte: 

Aber auch in weiteren Kreiſen der liberalen Parteien wird die Rede 

Wagners Stoff zu ernſteſtem Nachdenken geben, ſowohl in dem, was 

in ihr zu bekämpfen, als in dem, was aus ihr für eine praktiſch⸗ 

politiſche Partei zu entnehmen iſt. Eine Reviſion der Parteiprogramme 
und Neu⸗ reſp. Umbildung der Parteien ſcheint uns eine zwingende 
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Nothwendigkeit. Mehr und mehr treten die formal-politifchen Fragen 
in den Hintergrund des Volksintereſſes, während die wirthſchaftlich⸗ 
ſozialen ſich hervordrängen; es wird daher unvermeidlich ſein, künftig 
die Scheidungslinien der Parteien mehr unter Berückſichtigung der 
letzteren, als lediglich nach der bisherigen, politiſchen Parteiſchablone 
zu ziehen. 


Genau dies war auch meine Anſicht, und da die liberalen Blätter, 
die „Voſſiſche Zeitung“, die „National⸗Zeitung“ u. ſ. w. über 
einen früheren Redekampf zwiſchen denſelben Perſönlichkeiten 
Berichte gebracht hatten, welche zu Gunſten des Herrn Hirſch 
entſtellt waren, ſandte ich einen mit meinem Namen unterzeichneten 
Bericht über dieſe zweite Debatte an die „Poſt“, mit deren leitenden 
Redakteur ich damals gelegentlich verkehrte. Herr Kayßler ſchickte 
mir das Manufkript mit dem Ausdrucke feines Bedauerns darüber 
zurück, daß er vor dem Eiutreffen deſſelben bereits einen Reporterbe⸗ 
richt aufgenommen habe; es wäre ihm ſehr erwünſcht, wenn ich meinen 
Bericht in ein kritiſches Reſumé der Debatte umarbeiten wolle, 
das er dann als Leitartikel zu veröffentlichen beabſichtige. Das 
habe ich gethan und da nunmehr meine Ueberſchrift fortfiel, im 
Texte des Artikels ſelbſt einen Vorbehalt in dem Sinne gemacht, daß 
er „von liberaler Seite“ herrühre. Vieles von dem, was der 
Artikel enthielt, kann ich noch heute unterſchreiben; anderem müßte 
ich gegenwärtig mindeſtens eine andere Form geben; wieder 
anderes iſt durch die wiſſenſchaftliche Forſchung — beiſpielsweiſe 
durch Knapps vorzügliches Werk über die preußiſche Bauern⸗ 
befreiung — und die geſchichtliche Entwickelung von dreizehn 
Jahren als gründlicher Irrthum enthüllt worden. Womit ich 
mich denn nun aber wirklich von dieſem Artikel verabſchieden 
und ihn dem Lindau-Ringe zur weiteren Erluſtiruug erb⸗ und 
eigenthümlich vermachen will. 


Wenn ich darnach jede Unterſtellung, als ob es bei meinem 
„Gefinnungswechſel“ mit unrechten Dingen zugegangen ſei, als 
eine nichtswürdige Verläumdung zurückzuweiſen berechtigt bin, jo 
darf ich mich auch darauf berufen, daß ich, als keine gutgläubige 
Illufton mehr möglich war, als ſtatt des Arbeiterſchutzes die 
Schutzzölle, ſtatt der Förderung des Gewerkſchaftsweſens die 
polizeiliche Unterdrückung der arbeitenden Klaſſen u. ſ. w. kamen, 
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alsbald meine Pflicht erkannt und dieſe unheilvolle Sozialpolitik 
erſt in der „Weſer⸗Zeitung“ und dann in der „Volks-Zeitung“ 
ſo andauernd und rückſichtslos bekämpft habe, wie kein anderer 
Publiziſt der bürgerlichen Parteien. Ich wurde ſelbſt ein Opfer 
des Sozialiſtengeſetzes, und wenn mir jetzt ſo ein Herr Stephany, 
der es immer verſtanden hat, den Bären zu waſchen, ohne den 
Pelz naß zu machen, „Geſinnungsloſigkeit“ vorwerfen will, ſo 
habe ich wohl einiges Recht zu der Percy-Stimmung: 

Mich, den die kalt gewordnen Wunden ſchmerzten, 

Nun jo geneckt von einem Papagei! .. 

Aus den Kreiſen der Arbeiterpartei, welche allein einen wirklichen 
Anlaß hätte, ſich über meinen „Geſinnnngswechſel“ zu beſchweren, 
da ich ſte damals oft ungerecht beurtheilt habe, beſitze ich eine 
Fülle von brieflichen, gedruckten und mündlichen Zeugniſſen dafür, 
daß ich meinen Irrthum reichlich wettgemacht habe, und daran 
kann ich mir gegenüber den giftigen Verdächtigungen des Lindau— 
Ringes denn auch reichlich genügen laſſen.“) 


* ** 
* 


*) Man wird es mir in dieſem Zuſammenhange nicht als Eitelkeit 
auslegen, wenn ich wenigſtens ein paar von den gedruckten Zeugniſſen dieſer 
Art hier anführe. Der „Sozialdemokrat“ in London vom 21. März 1889 
nannte die „Volks⸗Zeitung“ ein „unerſchrockenes Blatt“, welches gegen die 
bismärckiſche Reaktion eine Sprache führe, „wie ſie ſeit Jahrzehnten von 
keinem bürgerlichen Blatte in Deutſchland gewagt worden iſt.“ — Das 
„Berliner Volksblatt“ ſchrieb am 13. April 1889 nach Aufhebung des über 
die „Volks⸗Zeitung“ verhängten Verbots: „Das demokratiſche Organ erſcheint 
wieder in ſeiner alten Geſtalt und — was bei der heutigen Charakterloſigkeit 
gerade in den liberalen Parteien mehr bedeuten will — mit ſeiner früheren 
Tendenz. Das Blatt vorübergehend von der Bildfläche zu wiſchen, vermochte 
die herrſchende Richtung, aber ihm das Rückgrat der Geſinnung zu brechen, 
das iſt nicht erreicht worden. Wir ſtehen nicht an, unſere aufrichtige Freude 
auszudrücken, daß die „Volks⸗Zeitung“ den Kampf da wieder aufnimmt, wo 
ſie ihn am 18. März hat aufgeben müſſen. In unſerem Zeitalter des Chau⸗ 
vinismus und des byzantiniſchen Mameluckenthums iſt der Mannesmuth und 
die politiſche Ueberzeugungstreue innerhalb der bürgerlichen Kreiſe eine ſo 
ſeltene Erſcheinung geworden, daß es, wenn dieſe Eigenſchaften irgendwo 
wieder einmal zu Tage treten, ausdrücklich freudig hervorgehoben zu werden 
verdient.“ — Die „Arbeiterzeitung“ in Wien ſchrieb am 7. October 1890 
„Iſt es doch Mehring geweſen, der in den ſchlimmſten Zeiten des Sozialiſten⸗ 
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Damit habe ich die Zeugenausſage des Herrn Stephany in 


allen Punkten zergliedert. Ehrlichen Leuten erſcheint es aber 
doch noch vielleicht unglaublich, daß er rein aus idealer Be⸗ 


geiſterung für den Lindau⸗Ring einen alten Kameraden aus alter 


Zeit, der ihm nie das geringſte Leid zugefügt hat, durch einen 
falſchen Eid um Ehre und Reputation zu bringen verſucht hat. 
Gleichwohl iſt dem ſo. Stephany und ich haben, wenngleich er 
nahezu zwanzig Jahre älter iſt, als ich, bei der „Zukunft“ als 
gute Kameraden mit einander gelebt und oft den letzten Thaler 
getheilt. Er war damals eifriger Sozialdemokrat; er rühmte ſich 
gern, „Laſſalle in das öffentliche Leben von Berlin“ eingeführt 
zu haben; Herr Stephany hatte nämlich zu dem Vorſtande des 
Handwerkervereins gehört, in welchem Laſſalle ſeinen erſten ſozia⸗ 
liſtiſchen Vortrag hielt. Vor ſeinem Eintritt in die „Zukunft“ 
hatte er am Schweitzerſchen „Sozialdemokraten“ mitgearbeitet, und 
wenn er auch gleichzeitig für den „Berliner Börfer - Courier“ 
penny⸗a⸗linerte, jo pflegte er doch zu jagen, hier ſei er nur mit 
ſeiner Feder, dort aber mit ſeinem Herzen thätig geweſen. Auch 
nachdem er das ſinkende Schiff der „Zukunft“ verlaſſen hatte, 
blieben wir in häufigerem Umgange; erſt als ich aus eigenen 
Beobachtungen und aus Mittheilungen, welche mir Kollegen von 
der „Voſſiſchen Zeitung“ machten, erkennen mußte, daß der Tiger 
der Sozialdemokratie ſich mit unheimlicher Anpaſſungsfähigkeit 
an kapitaliſtiſche Lebensbedingungen in eine Hauskatze der Bour⸗ 
geoiſte verwandelt hatte, ließ ich, jo um die Mitte der ſieben⸗ 
ziger Jahre, den Verkehr einſchlafen. Seitdem waren unſere 
perſönlichen Beziehungen, wie Herr Brahm ſagen würde, jenſeits 
von Gut und Böſe. 

Von Herrn Stephanys neuem, ſicherlich in heißer Geiſtes⸗ 
arbeit erklommenen Standpunkte aus begreife ich nun vollkommen, 
geſetzes in der bürgerlichen Preſſe der einzige Publiziſt war, der mit einem 
Muthe und einer geiſtigen Energie ungewöhnlicher Art für die Arbeiter ein⸗ 
trat .... Mehring iſt es auch geweſen, der mit rückſichtsloſer Kühnheit 
gegen das Bismarck'ſche Regiment auftrat, zu einer Zeit, als es in der Blüthe 
ſeiner Macht ſtand und, wie das zeitweilige Verbot der „Volks - Zeitung“ 
bewies, ſetzte er dabei ſeine eigene Exiſtenz furchtlos aufs Spiel. Dieſes 


mannhafte Eintreten für die Sache der Freiheit und für das Recht der Ver⸗ 
folgten und Unterdrückten u. ſ. w.“ 
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daß ihm mein Vorgehen gegen Lindau höchſt zuwider war. Ebenſo 
zuwider, wie mir ſtets die einzige originale Tath ſeines Lebens 
zuwider geweſen iſt: nämlich die Drangſalirung eines politiſchen 
Gegners durch ein paar Ehrenſcheine, die derſelbe als junger 
Offizier in Wucherers Händen gelaſſen und die Herr Stephany 
aufgekauft hatte. Da der Quark vor einigen Wochen erſt wieder 
im Reichstage aufgewühlt worden iſt, ſo möchte ich ungern ver— 
hehlen, daß ich ihn zu dem fatalſten Humbug unſerer kapitaliſtiſch 
verſeuchten Zeit rechne. Meine Mittel erlauben mir glücklicher 
Weiſe, den Antiſemitismus zu bekämpfen, ohne ſeinen perſön⸗ 
lichen Trägern ein perſönliches Pech vorzuwerfen, das ſie vor 
zwanzig Jahren gehabt haben: ein perſönliches Pech, ſage ich, 
denn wenn ein Wucherer zur Sicherung ſeines Raubes von ſeinem 
Opfer Ehrenſcheine erpreßt ſo wird mein Rechtsgefühl durch die 
Ehrloſigkeit des Wucherers jo heftig erregt, daß mir der Bes 
wucherte nur im Lichte eines Geplünderten erſcheint.“) Aber gerade 
weil mir dieſe Heldenthat des Herrn Stephany immer ein Greuel 
war, verſtehe ich recht gut, weshalb ihm mein Vorgehen gegen 
Lindau ein Greuel ſein mußte. Nur für das Weitere verſagt 
meine pſychologiſche Sonde. Denn nach meinen gewiß ſehr alt— 
väteriſchen Anſichten würde ich allerdings verächtlich gehandelt 
haben, wenn ich jenem Antiſemiten aus der in meinem perſönlichen 
Umgange mit Herrn Stephany erworbenen Kenntniß heraus hätte 
mittheilen wollen, durch welche heroiſchen Mittel Herr Stephany 
ſelbſt ſich ſeinerzeit aus Wuchererklauen befreit hat. Und ich 
hätte doch gar keinen falſchen Eid zu leiſten brauchen. 


) Ich weiß ſehr wohl, daß ich mit der obigen Andeutung dem Kalbe 
ins Auge ſchlage und Herrn Eugen Richter die bequeme Verdächtigung an 
die Hand gebe, ich ſei an Herrn Liebermann v. Sonnenberg und ſeinen ver- 
fallenen Ehrenſcheinen zum „Ritter“ geworden. Dieſe fröhliche Ausſicht ſoll 
mich aber nicht abhalten, der Wahrheit die Ehre zu geben und zwar um ſo 
weniger, als gerade „freiſinnige“ und „demokratiſche“, ja ſogar ſelbſt ver- 
einzelte Arbeiterblätter mit jenen Ehrenſcheinen zu krebſen nicht müde werden. 
Perſönlich iſt mir Herr Liebermann v. Sonnenberg ebenſo unbekannt, wie 
politiſch antipathiſch, aber auf die Lage des individuellen Falls kommt auch 
gar nichts an. Ehrenſcheine der erwähnten Art, durch welche ehrloſe Wucherer 
neben dem wechſelmäßigen Anſpruch auf das Vermögen ihrer Opfer ſich auch 
noch einen Freibrief auf das Leben derſelben erpreſſen, ſind im Weſen der 
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Anerkennen muß ich aber wieder, daß Herr Stephany ſich 
ſelbſt beeilt hat, mir zu bezeugen, daß wir uns ſeit langer Zeit 
— wie er ſogar mit einer kleinen Ungenauigkeit ſagt: immer — 
ferngeſtanden haben. Wie ich ſchon erwähnte, ſollte er in meinem 
Prozeſſe gegen die „Volks⸗Zeitung“ als Sachverſtändiger ein Gut⸗ 
achten abgeben: er richtete aber am 21. April eine ſchriftliche 
Eingabe an das Gericht, deren Schluß lautet: 


Im Uebrigen bitte ich, mich von dem Sachverſtändigen⸗Gutachten zu 
entbinden. Der Kläger, der bekanntlich als Wortführer der Schau⸗ 
ſpielerin Schabelsky den Schriftſteller Paul Lindau heftig befehdet hat, 
ſpricht in einem Feuilleton des ſozialdemokratiſchen „Vorwärts“ vom 
25. Februar 1891 von einem „Lindau⸗Ringe“, der ein Komplott gegen 
ihn geſchmiedet habe und zu dem, wie er ſchreibt, auch ich gehören 
ſoll. Das legt mir den Wunſch nahe, den Angelegenheiten des Herrn 
Mehring auch fernerhin ſo fern zu bleiben, wie ich es bisher geweſen bin. 


Das iſt der Herr Stephany, wie er leibt und lebt. Noch immer 
revolutionär in ſeiner Art. Denn wenn die Welt bisher an⸗ 
nahm, daß ein Sachverſtändiger um ſo beſſer für ſein Amt be⸗ 
rufen ſei, je ferner er den Parteien ſtehe, während ſie von einem 
Zeugen, der die Lebensgeſchichte eines Anderen beſchwört, aller⸗ 
dings vorausſetzte, daß er den Angelegenheiten dieſes Anderen 
irgendwie nahe geſtanden habe, ſtellt Herr Stephany die Sache 
einfach auf den Kopf. Er will als Sachverſtändiger nicht die 
Frage begutachten, ob ſo und ſo viel Leitartikel in ſo und ſo 


Sache erzwungene Eide, an welche nach allen Begriffen kirchlicher und weltlicher 
Moral ſittlich Niemand gebunden iſt. Wenn gleichwohl Jahr aus Jahr ein 
ſo viel armes, junges, hoffnungsvolles Blut über derlei Ehrenſcheine mit 
ſeinem Leben quittirt, ſo wird unſer menſchliches Mitgefühl durch dieſen hoch⸗ 
herzigen Wahn zwar viel ſympathiſcher und tiefer berührt, als wenn ein 
anderer Mann im gegebenen Falle den ihm abgepreßten Ehrenſchein einfach in 
den Ofen ſteckt, aber wir haben deshalb nicht das geringſte Recht, einen Stein 
auf den Letzteren zu werfen, denn er hat nicht nur verſtändiger, ſondern auch 
— rein objektiv und ganz abgeſehen von ſeinen ſubjektiven Beweggründen, 
die wir nicht wiſſen können und auch gar nicht zu wiſſen brauchen — ſitt⸗ 
licher gehandelt, als jene. Und wenn die „öffentliche Meinung“ der Herren 
Lindau und Stephany jahrelang hinter ihm als einem ſittlich Beſcholtenen herkeift, 
ſo iſt das eben ein fatalſter Humbug unſerer kapitaliſtiſch verſeuchten Zeit, ein⸗ 
fach, weil dieſe angebliche „ſittliche Entrüſtung“ auf nichts anderes, als auf 
eine Flankendeckung des verwerflichſten Wuchererthums hinausläuft. 
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viel Wochen dieſen oder jenen Anſpruch erfüllen, weil er meinen 
Angelegenheiten bisher fern geſtanden hat, aber obgleich er meinen 
Angelegenheiten bisher fern geſtanden hat, ſchnurrt er als Zeuge 
meinen ganzen Lebenslauf bis auf ſolche Intimitäten herunter, 
die nach ſeiner Behauptung nur in meinem Gehirn und im 
Archive der „Poſt“, thatſächlich aber auch nicht einmal hier 
oder dort beſtanden haben. 

Uebrigens hätte der Herr ſich von meinetwegen die pompöſen 
Airs ſparen können. Ich habe ihn nicht als Sachverſtändigen 
vorgeſchlagen, ſondern die Herren Cohn und Hermes haben es 
gethan, und was kann ich dafür, daß ſein Eid vom 20. Februar 
die ehrenvolle Aufmerkſamkeit dieſer Ehrenmänner auf ihn ge⸗ 
lenkt hat? 


V. 
Perr Schweitzer⸗ Schweiger. 


o unmöglich es mir iſt, perſönliche Rache an Herrn Stephany 
zu nehmen, ſo ſehr bin ich in der Nothwehr gezwungen, ſeinen 
uſurpirten Beruf als Sittenrichter über publiziſtiſchen Anſtand 


gründlich zu beleuchten. Und zwar will ich es noch an ſeiner 


kollegialen Gemeinſchaft mit Herrn Julius Schweitzer thun, dem 
Handelsredakteur der „Voſſiſchen Zeitung“. Ohnehin müßte ich 
auf dieſen Herrn zurückkommen, um die verleumderiſche Behauptung 
des Herrn Eugen Richter, daß ich „hochpolitiſche Artikel“ für die 
nationalliberale „Magdeburgiſche Zeitung“ geſchrieben hätte, durch 
die Feſtſtellung meiner wahren Beziehungen zu dieſem Blatte 
zurückzuweiſen. Zudem hat es Herrn Julius Schweitzer beliebt, 
ſich in den Fall Lindau einzudrängen, indem er als Senior des 
ſogenannten, im pickwickiſchen Sinne ſogenannten „Ehrengerichts“ 
durch die Freiſprechung des Herrn Paul Lindau die Mißhandlung 
wehrloſer Proletarierinnen vermittelſt der Preſſe ſanktionirt und 
mich der Verleumdung zu zeihen die hoffentlich auch nur pick⸗ 
wickiſche Dreiſtigkeit gehabt hat. Ich ſchlage alſo drei Fliegen 
mit einer Klappe, indem ich einige Streiflichter auf die Kultur⸗ 
thaten des Herrn Schweitzer werfe. | 
Herr Schweitzer iſt an und für ſich ein ganz anderer Mann, 
als Herr Stephany. Nicht beſchränkten und engen Geiſtes, ſondern 
von ſchöpferiſcher Genialität, darf er ein Shakeſpeare der Börſe 
genannt werden. Er iſt Dichter und Schauſpieler zugleich, und 
er iſt gleich klaſſiſch im Luſt⸗ wie im Trauerſpiele. Sein Humor 
iſt zwar etwas herber Art, indem er anderen Leuten unmenſchlich 
viel Geld zu koſten pflegt, aber er lächelt doch auch wieder ſo 
ſteghaft über die Dummheit dieſer Leute hin, daß ein Gefühl des 
Mitleids mit den letzteren gar nicht recht aufkommen will. 
Beiſpielsweiſe gründete Herr Schweitzer 1872, damals Handels⸗ 
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redakteur der „National⸗Zeitung“ und eine „hochangeſehene 
Autorität“ in Finanzſachen, die „Staßfurter Chemiſche Fabrik“ 
mit 1 590 000 Mark Aktien und 300 000 Mark Hypotheken. 


Die Gründung verkrachte trotz der fürchterlichen Reklame, welche 


der Handelstheil der „National-Zeitung“ für ſie machte, binnen 
weniger Jahre, und als Herr Julius Schweitzer für angezeigt 
hielt, ſich von dem gen Himmel duftenden Leichnam zu trennen, 
meldete der oben erwähnte, von ihm redigirte Handelstheil am 
2. Oktober 1874 über die Generalverſammlung der Aktien⸗ 
geſellſchaft „Staßfurter Chemiſche Fabrik“: 

An Stelle des ausſcheidenden Aufſichtsrathsmitgliedes, des Herrn 


Dr. Schweiger, wurde Herr Ingenieur Böcker aus Duisburg neu 
gewählt. 


Dagegen iſt Balzacs Mercadet doch nur ein plumper Geſelle. 
Herr Schweitzer betritt die Bühne, daß ihre Bretter unter dem 
gewichtigen Schritt der „hochangeſehenen Autorität“ nur ſo beben; 
er fegt mit gründlichem Beſen die Taſchen des verehrlichen 
Publikums, dann ſagt er mit Shakeſpeare: 
O ſchmölze dieſes allzufeſte Fleiſch! 

und ſiehe da! indem er den Finger des Schweigens auf die einſt 
ſo beredten Lippen legt, ſchmilzt er wahrhaftig und zerfließt wie ein 
Schemen in die Luft, indeß die Bühne das verehrliche Publikum 
angähnt, leer wie ſeine Taſchen. 


* * 
* 


Aber leider! Herr Schweitzer dichtet auch Trauerſpiele. So 
ein Trauerſpiel war die Gründung der „Nienburger Zuckerfabrik, 
vormals H. Zuckſchwerdt“ mit 1 500 000 Mark Aktien und 
600 000 Mark Hypotheken. Indem der von Herrn Schweitzer 
mit unterzeichnete Gründungsproſpekt — veröffentlicht am 
14. Februar 1872 — mit feierlichen Worten verſicherte, 
daß allein der Werth der erworbenen Güter den Betrag des 
Aktienkapitals nahezu erreiche, ſpiegelte er dem Publikum eine 
falſche Thatſache vor, und indem er behauptete, daß die „Unter⸗ 
zeichneten“ (Hermann Zuckſchwerdt, Max Dulon, Guſtav Meißner, 
Julius Müller und Julius Schweitzer) die den Herren Zuckſchwerdt 
und Beuchel „gehörige“ Zuckerfabrik in Nienburg a. S. für den 
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„Kaufpreis“ von 1770000 Mark „erworben“ hätten, verhehlte 
er die Zwiſchenkäuferſchaft des Herrn Geber, der gerade fünf 
Minuten lang Beſitzer geweſen war.“) Die Rolle ſolcher Zwiſchen⸗ 
käuferſchaften bei Gründungen iſt bekannt. Beiſpielsweiſe bei 
Gründung der „Sudenburger Maſchinenfabrik und Eiſengießerei“ 
hatte die Rolle des Zwiſchenhändlers S. A. Levy den gerichtlich 
feſtgeſtellten Zweck, durch ſeine Thätigkeit nach beiden Seiten hin 
den heimlichen Gründergewinn zu verdecken, welcher entſtand aus 
der Differenz zwiſchen dem geringeren Preiſe, den der Vorbeſitzer 
empfing, und dem höheren Preiſe, den der Proſpekt als reellen 
Kaufpreis angab. In dieſer Manipulation hat das Appellations⸗ 
gericht zu Magdeburg den Betrugsparagraphen des Strafgeſetz⸗ 
buchs verletzt gefunden und in Folge deſſen die Sudenburger 
Gründer zu den entſprechenden Gefängniß⸗ und Geldſtrafen ver⸗ 
urtheilt. Die „Nienburger Zuckerfabrik“ verkrachte, nachdem ſie 
am Schluſſe des erſten Geſchäftsjahres eine — nicht verdiente — 
Dividende von 6 Prozent vertheilt hatte, ebenſo fürchterlich, wie 
die „Staßfurter Chemiſche Fabrik“ verkracht war; wie bei dieſer 
Gründung, hatte ſich Herr Schweitzer auch bei jener bei Beginn 
des Krachs zurückgezogen; bis dahin war er Vorſitzender des 
Aufſichtsraths geweſen und in ſeiner Wohnung hatte ſich das 
Geſchäftslokal der „Nienburger Zuckerfabrik“ befunden. 


Was aus dieſer Gründung zunächſt ein Trauerſpiel machte, 
war der äußerliche Umſtand, daß ſie ſich vor den Thoren Magde⸗ 
burgs abſpielte. Herr Wilhelm Splittgerber, der Chefredakteur 
der „Magdeburgiſchen Zeitung“, hatte wie auch ich zu den guten 
Leuten und ſchlechten Mufikanten gehört, die Laskers „Hinaus 
mit ihnen“ auf alle Gründer ohne Unterſchied der Parteiſtellung 
und nicht blos auf ein paar konſervative Gründer bezogen. Dem⸗ 
gemäß war er ſeiner Pflicht wie ſeinem Rechte gemäß — denn 
die „Magdeburgiſche Zeitung“ hatte in erſter Reihe die Wahl 
Laskers zum Landtagsabgeordneten für Magdeburg bewirkt — 
bei demſelben mündlich wie ſchriftlich vorſtellig geworden, aber 


) Näheres darüber ſiehe in dem gerichtlichen Handelsregiſter (Nr. 3591 
und Beiakten Nr. 245), das Kloſterſtr. 76, 2 Treppen, 2. Flur rechts für 
Jedermann zur Einſicht offenliegt. 
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ohne den erſtrebten Erfolg. Denn jo gewiß Lasker ſein: „Hinaus 
mit ihnen!“ in beſter Abficht geſprochen hatte, jo ſicher unterlag 
er ſpäter dem preſſenden Drucke des Kapitalismus. Für Herrn 
Splittgerber verwickelte ſich die Sachlage aber noch bedeutend, ſo— 
bald die Geheimniſſe der „Nienburger Zuckerfabrik“ ſich enthüllten 
und als die Hauptmacher dieſer faulen Gründung einerſeits Herr 
Zuckſchwerdt, der andere Landtagsabgeordnete für Magdeburg, 
andererſeits Herr Schweitzer, der Handelsredakteur des haupt⸗ 
ſtädtiſchen, nationalliberalen Organs, hervortraten. Wie Herr 
Splittgerber ſich mit dem erſteren abfand, werden wir gleich von 
ihm ſelbſt hören; Herrn Schweitzers Gründerthätigkeit aber be— 
leuchtete er in der „Magdeburgiſchen Zeitung“ mit ſcharfen Schlag— 
lichtern, freilich ohne anderen Erfolg, als daß die „National- 
Zeitung“ ſich wieder einmal nach Laſſalles bekanntem Worte als 
„Meiſterin des Todtſchweigens“ bewährte. Herr Splittgerber 
trug Bedenken, die ſtärkſte ſeiner Künſte anzuwenden, denn er 
fürchtete mit Recht, daß ihm bei der Stellung ſeines Blattes zu 
der „National⸗Zeitung“ ein ganz rückſichtsloſes Vorgehen gegen 
Herrn Schweitzer als Konkurrenzneid ausgelegt werden könnte, 
und ſo übergab er mir, der ich damals mit ihm in geſellſchaft— 
liche Beziehung gekommen war, ſein Material mit dem guten 
Zutrauen, daß ich den Fuchs ſchon aus dem Bau räuchern würde. 
In der That gelang mir das durch eine Reihe von Artikeln, 
welche ich Frühjahr 1876 in der „Staatsbürger- Zeitung““) ver⸗ 
öffentlichte, indeſſen zu einer gerichtlichen Feſtſtellung der Vor⸗ 
gänge bei der Gründung der „Nienburger Zuckerfabrik“ kam es 
nicht, da Herr Schweitzer ihr heftig widerſtrebte und gleich in 
ſeiner gegen Herrn Dedo Müller, den verantwortlichen Redakteur 
der „Staatsbürger-Zeitung“, erhobenen Klage „eventualiſſime“ 
ſich mit einer Verurtheilung wegen formaler Beleidigung begnügen 


*) Nicht um der „Staatsbürger-Zeitung“ eins anzuhängen, welcher ich 
vielmehr dafür zu Dank verpflichtet bin, daß ſie mir ihren Jahrgang 1876 
für die Herſtellung dieſer Schrift überlaſſen hat, ſondern um mich vor neuen 
Verdächtigungen zu ſichern, bemerke ich, daß dies Blatt damals auf der 
politiſchen Linken ſtand und in der Vertretung ſeines antikapitaliſtiſchen 
Standpunkts noch nicht jene antiſemitiſche Wendung genommen hatte, welche 
ich für unrichtig halte. Auf meine abweichende Stellung zum Antiſemitismus 
komme ich noch zurück. 
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zu wollen erklärte, die denn auch erfolgt iſt. Weshalb Herr 
Schweitzer einen unbeſiegbaren Widerſtand gegen eine urkundliche 
Feſtſtellung ſeiner Nienburger Kulturthaten hatte, iſt mittelbar 
leicht abzunehmen aus folgendem, am 9. Juni 1876 an mich 
gerichteten Schreiben: | 


Anbei den Wortlaut meiner Verwahrung in Sachen der Zuck chwerdt⸗ 
ſchen Gründung. Welchen Gebrauch Sie davon machen wollen, über⸗ 
laſſe ich Ihrem Gutdünken ganz und gar. Ich werde Sie nicht im 
Stiche laſſen, wenn es auch ſchließlich zur Klage vor Gericht kommen 
ſollte, und erkläre mich bereit, zu beſchwören, daß Zuckſchwerdt mir 
geſagt hat, ſein Name ſei ihm geſtohlen, als ich ihm drohte, 
ich würde, wenn er noch lange beſtreite, daß die Gründung faul ſei, 
von Sachverſtändigen die Angaben des von ihm unterzeichneten Pro⸗ 
ſpekts prüfen laſſen, und als ich ihm dieſen Proſpekt plötzlich vor 
Augen hielt. Zuckſchwerdt hatte mir auch verſprochen, dem Lasker 
Alles zu geſtehen, damit dieſer wiſſe, daß ich kein falſcher, ungerechter 
Ankläger ſei. Dieſes Geſtändniß iſt auch erfolgt und nöthigenfalls 
würde auch Lasker zum Schwure vielleicht herangezogen werden können. 
Lasker hat mir brieflich — den Brief beſitze ich noch — zugeſtanden, 
daß Zuckſchwerdt ihm das betreffende Geſtändniß gemacht. — Seien 
Sie der AEN Schweitzer gegenüber vorſichtig; vermeiden 
Sie, wenn ich mir überhaupt erlauben darf, Ihnen einen freundlichen 
Rath zu geben, jeden Formfehler, hinter welchem er ſich verſtecken könnte. 
Sollten Sie irgend welche weitere Aufklärung wünſchen, ſo ſchreiben 
Sie ſofort an mich. Wir ſtehen Ihnen ſelbſtverſtändlich ganz zur 
Verfügung. — Wie Sie in Anſpruch genommen werden, kann ich mir 
wohl denken. Ich weiß aus meinen früheren Erfahrungen, wie nahe 
Einem ſolche Sachen gehen. Meine Nerven ſind damals ganz zerrüttet 
worden. Leben Sie recht wohl. Ihr Sie herzlich grüßender f 


Splittgerber. 


Neben der Beleuchtung, die dieſer Brief auf Herrn Schweitzers 
Scheu vor einer gerichtlichen Beweisführung über die „Nienburger 
Zuckerfabrik“ wirft, zeigt er auch, wie Herr Splittgerber mit 
Herrn Zuckſchwerdt verfahren iſt. Er brachte den Schuldigen 
zum Geſtändniß, ſchickte ihn dann an Lasker: „Kardinal, ich habe 
das Meinige gethan; thun Sie das Ihre!“ und ließ ſich von dem 
Großinquiſitor in Gründerſachen zu aller Sicherheit eine 
Beſcheinigung über die erfolgte Anmeldung ausſtellen. Dieſer 
Geſchäftsgang hatte unzweifelhaft etwas Angreifendes. Zuckſchwerdt 
ſtarb eines plötzlichen und unerwarteten Todes; Lasker verfiel 
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einer ſchweren Erkrankung, aus welcher er ſich nur zu langſamem 
und unaufhaltſamen Siechthum erholte, und Herrn Splittgerbers 
Nerven waren in der That ſo „zerrüttet“, daß er zuletzt mich 
doch „im Stiche ließ“, zwar nicht in Sachen Schweitzer, aber 
doch in Sachen Sonnemann. Indeß ich mache ihm gar keinen 
Vorwurf daraus, ſo bittere Tage er mir auch geſchaffen hat; ich 
weiß, wie redlich er ſich jahrelang um eine gründliche Sühne des 
himmelſchreienden Unrechts bemüht hat, das in der Gründerzeit 
begangen worden iſt, und wenn meine Nerven in dem 
Kampfe mit dem Kapitalismus ein wenig länger ausgehalten 
haben, als die ſeinigen, ſo ſehe ich darin nur ein Glück und 
keineswegs ein Verdienſt. 

Während wir anderen aber unſere Sünden reichlich büßen 
mußten, ſchwamm Herr Schweitzer - Schweiger immer luſtig auf 
der Höhe der Welle. Er iſt heute noch ein „Ehrenrichter“ über 
das, was in der deutſchen Preſſe ehrbar ſein ſoll. Laskers in 
der Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 29. März 1876 gegen 
ihn geführter Streich: 

Selbſt bei ſolchen hochachtbaren Organen, die in ihrem politiſchen 

Theile unzweifelhaft, und bei denen die Perſonen, welche den politiſchen 

Theil vertreten, ebenſo unzweifelhaft von allen ſchmutzigen Handlungen 

weit entfernt ſich gehalten haben, auch wahrſcheinlich in Unkenntniß 

geweſen ſind —, ſelbſt bei ſolchen Organen haben diejenigen, welche 
die Vermittelung zwiſchen dieſen Organen und jenem anſteckenden 

Platze, den man die Börſe nennt, zu beſorgen hatten, ſich nicht fern 

gehalten, an dem für ſie doppelt unerlaubten Gewinn theilzunehmen 

und das Publikum zu verführen, e 
kitzelte ſeine Nerven höchſtens angenehm. Und als die 
„National⸗Zeitung“ ihn ſatt hatte oder er fie — denn ich bin 
darüber nicht näher unterrichtet —, nahm ihn Herr Stephany 
von der „Voſſiſchen Zeitung“ mit offenen Armen auf. Und 
weshalb denn auch nicht? Dürſten die Proſpekte des Herrn 
Schweitzer doch ebenſo nach dem Eide des Herrn Stephany, wie 
der Eid des Herrn Stephany nach den Proſpekten des Herrn 
Schweitzer hungert! 
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VI. 
Inſpirirt und inſpirirend. 


ach dem Zeugen Stephany ſchwor am 20. Februar der Zeuge 

Stein. Ehe ich ihm das Unrecht nachweiſe, welches er mir 
gethan hat, muß ich ein Unrecht gut machen, das ich ihm gethan 
habe. Aus Gründen, die ſich gleich ergeben werden, war ich ge⸗ 
zwungen, in meiner von der „Kreuz⸗Zeitung“ am 14. Oktober 
v. J. veröffentlichten Erklärung eine am 22. September deſſelben 
Jahres zwiſchen Herrn Stein und mir ſtattgehabte Unterredung 
zu erwähnen. Herr Stein ſchrieb damals an die „Kreuz⸗Zeitung“, 
meine bezügliche Darſtellung bedürfe der „Berichtigung“ und „Er⸗ 
gänzung“. Herr Stein hat nur zu ſehr Recht, und ich beeile 
mich, zu „berichtigen“ wie zu „ergänzen“. 

Jene Unterredung wurde Herrn Stein auf ſeinen ſchriftlich 
ausgeſprochenen Wunſch von mir in meiner Wohnung gewährt. 
Er führte ſich als „guter Freund“ ein, obgleich Niemand beſſer, 
als er wußte, daß er mich eben erſt auf einem Kongreſſe der 
ſüddeutſchen Volkspartei aufs ärgſte verklatſcht hatte; mich be⸗ 
nachrichtigten Theilnehmer des Kongreſſes erſt davon, als der 
Eid des Herrn Stein ſein redliches Treiben vollends enthüllt 
hatte. Als „guter Freund“ theilte Herr Stein mir mit, daß ich 
mich im Falle Lindau ganz und gar verrannt hätte; wie ich mir 
nur einbilden könne, daß Herr Paul Lindau einen umſtändlichen 
Boykott veranſtaltet habe, um Fräulein v. Schabelsky zu ver⸗ 
nichten; wolle er ſo ein Wurm zertreten, dann habe er es doch 
viel leichter; bei ſeinen innigen Beziehungen zu ſeinem Bruder, 
dem Geh. Legationsrathe Rudolf Lindau, und bei den intimen 
Beziehungen, welche ſein Bruder als persona gratissima zu, ich 
entſinne mich nicht mehr, wem habe, koſte es ihn doch nur ein 
Wort, und die Schabelsky flöge als Ausländerin zum Thore 
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hinaus. Da ich Herrn Stein kein Hehl daraus machte, daß mir 
dieſer hypothetiſche Hintertreppen⸗-Roman durchaus nicht einleuch⸗ 
tete, ſo erklärte er dieſen Punkt als für den Zweck ſeines Kommens 
nebenſächlich und ging ſofort zur Sache über, die er mit einer 
Darſtellung ſeiner Beziehungen zu den Gebrüdern Lindau ein⸗ 
leitete. Bruder Paul kenne er weniger, dagegen ſehr gut den 
ungleich „bedeutenderen“ Bruder Rudolf. Da ich wußte, daß 
dieſer Bruder als offiziöſer Nährvater wirkt, ſo drückte ich, mehr 
in Mienen als in Worten, meine Verwunderung über Herrn 
Steins innige Beziehungen zu demſelben aus, worauf er mir in 
der herablaſſend⸗ vertraulichen Art des gewiegten Staatsmannes 
eröffnete, „unter Auguren“ ſtelle ſich das offiziöſe Preßweſen 
natürlich ganz anders dar, als in den donnernden Leitartikeln, 
die „wir“ dagegen ſchrieben; Nachrichten-Korreſpondenten müßten 
mehr oder weuiger offiziös ſein; auch er werde von Herrn Rudolf 
Lindau „inſpirirt“, natürlich in „vollſter Unabhängigkeit“ („Lieber 
Stein, wir wiſſen, Sie find nicht zu haben, aber was wollen 
Sie? Bei Ihrem bedeutenden Einfluſſe auf die Preſſe muß der 
Berg zu Mahomet kommen, wenn Mahomet nicht zum Berge 
kommt, und wenn Sie dieſe ganz harmloſe und neutrale Nach— 
richt lanciren wollten ꝛc.“). Da mir die Lebensbedingungen eines 
Nachrichten⸗Korreſpondenten, einer hoffentlich ebenſo nützlichen, 
wie beſcheidenen Klaſſe des menſchlichen Geſchlechts, unbekannt 
find, jo nahm ich die Eröffnungen des Herrn Stein als eine 
dankenswerthe Bereicherung meiner Menſchen- und Weltkenntniß 
entgegen, und er entwickelte nun weiter, trotz ſeiner näheren Be— 
ziehungen zu Bruder Rudolf komme er doch nur im Auftrage 
von Bruder Paul zu mir. Das weiche Gemüth deſſelben werde 
durch folgenden Umſtand ſchier zu Tode geängſtigt. Bruder 
Rudolf mache ausgezeichnete Witze und Bruder Paul habe — 
Gott, die Familie ſei nun einmal ſo witzig und habe ſolche 
Freude am Witze! — einen oder den anderen dieſer Witze in 
ſeinen Briefwechſel mit Fräulein v. Schabelsky einfließen laſſen; 
wenn aber mit dieſen Witzen Mißbrauch getrieben werde, ſo ſeien 
die Folgen gar nicht auszudenken. Er, Herr Stein, habe zwar 
ſofort erklärt, ich ſei ganz unfähig, irgend etwas zu thun, was 
auch nur mittelbar irgend einen Mitmenſchen in die Ungelegen- 
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heiten, ich entſinne mich nicht mehr, welcher Art von Beleidi⸗ 
gungsprozeſſen verſtricken könne, aber Bruder Paul ſei nun ein⸗ 
mal ganz verſchüchtert, und es würde ſein „im Grunde gutes“ 
und ſo hartgeprüftes Herz erleichtern, wenn etwaige, ſchriftliche 
Zeugniſſe des lindauiſchen Familienwitzes vernichtet werden könnten. 
So Herr Stein. Ich erwiderte ihm, daß ich mich nicht entſinnen 
könne, irgend etwas für Bruder Rudolf Kompromittirliches in 
den Briefen von Bruder Paul geleſen zu haben; wenn ſich gleich⸗ 
wohl etwas derartiges darin fände, ſo könnte ich allerdings nichts 
von den mir nicht gehörigen Papieren vernichten, aber mit dem 
prinzipiellen Falle Lindau hätten ſolche Dinge ja gar nichts zu 
thun, und wenn ſie wirklich vorhanden ſein ſollten, würden ſie 
in der Zukunft ebenſo diskret behandelt werden, wie in der Ver⸗ 
gangenheit. Von dieſer Erklärung war Herr Stein nicht völlig 
befriedigt; mindeſtens wünſchte er, daß ich die betreffenden Papiere 
noch einmal „perluſtrirte“ und meine Abſichten ſchriftlich bekun⸗ 
dete, natürlich nur damit auf dieſe Weiſe ein handgreifliches 
Pflaſter auf die Herzenswunden von Bruder Paul gelegt werden 
könne. So ſonderbar mir dieſes Anſinnen erſcheinen mußte, ſo 
hatte ich mir doch einmal zum Geſetze gemacht, allen perſönlichen 
Wünſchen des Herrn Paul Lindau bis an die äußerſte Grenze 
der Möglichkeit entgegenzukommen; ich „perluſtrirte“ alſo und 
gab am nächſten Tage die gewünſchte Zuſicherung in einem an 
Herrn Stein gerichteten Briefe, deſſen höfliche und ſelbſt freund⸗ 
liche Formen jeder Leſer in der „Kreuz⸗Zeitung“ vom 14. Oktober 
und im Fünften und Sechſten Tauſend meiner Lindau⸗Schrift 
prüfen mag. b f 

Nun bin ich leider ein viel ungeſchulterer Diplomat, als 
Herr Stein, und in der eben geſchilderten Unterredung hatte ich 
mich allzu ſklaviſch an die Vorſchrift des diplomatiſchen Meiſters 
Bismarck gehalten, wonach man von dem do ut des, um welches 
es ſich bei allen diplomatiſchen Verhandlungen handelt, aus 
Höflichkeit nicht ſprechen dürfe. Ich hatte vielmehr nur ſtill⸗ 
ſchweigend vorausgeſetzt, daß als Gegengabe für das Pfand ſüßen 
Troſtes, welches ich der witzreichen Familie Lindau in meiner 
Handſchrift gab, alle weitere Beläſtigung des Fräuleins v. Schabelsky 
durch den Lindau-Ring aufhören würde. Wer beſchreibt alſo 
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mein Erſtaunen, als nach meiner Lahmlegung in der „Volks- 
Zeitung“ die genannte Dame durch Vehmboten des Lindau-Rings 
wieder mit jenem hypothetiſchen Hintertreppen-Roman geängſtigt 
wurde, nach welchem Herr Paul Lindau nur mit der Augen- 
wimper zu zucken brauche, um, ich entſinne mich nicht mehr, auf 
welchem Wege, ihre Ausweiſung zu bewirken! Nunmehr mußte 
ich ſo unhöflich ſein, von dem do ut des zu ſprechen. Ich ver⸗ 
öffentlichte deshalb in der „Kreuz⸗Zeitung“ die Erklärung vom 
14. Oktober, in welcher ich mit ſanften, aber verſtändlichen Worten 
betonte, daß ich, wenn Fräulein v. Schabelsky nicht für immer 
unbehelligt bliebe, mit dem Herrn Geheimen Legationsrathe Rudolf 
Lindau eine öffentliche Unterhaltung anzuknüpfen gezwungen ſein 
würde. Seitdem genießt Fräulein v. Schabelsky eine wahrhaft 
idylliſche Ruhe vor dem Lindau-Ringe und ſo hoffe ich, daß ſich 
auch Herr Stein bei dieſer von ihm herausgeforderten „Berichtigung“ 
und „Ergänzung“ meiner mehrerwähnten Erklärung beruhigen 
wird.“) | 


*) Es iſt kaum nöthig zu jagen, daß die Veröffentlichung meiner Er- 
klärung in der „Kreuz⸗Zeitung“ von dem Lindau-Ringe zu meiner politiſchen 
Anſchwärzung weidlich ausgebeutet worden iſt. Um ſo lieber erkenne ich an, 
daß ich der „Kreuz-Zeitung“ für die Aufnahme verpflichtet bin, ebenſo wie 
für die loyale und taktvolle Haltung, welche das Blatt bei dem Verbot der 
„Volks⸗Zeitung“ gegen mich beobachtete und welche ich damals bei manchem 
„freiſinnigen“ Blatt ſchmerzlich vermißte. Mit überlebten Redensarten von 
dem „Organe der Ohm und Gödſche“ laſſe ich mir nicht imponiren; die 
„Ohm und Gödſche“ ſind für die heutige „Kreuz-Zeitung“ „olle Kamellen“, 
während ſie in ihrer lebenden Geſtalt ganz wo anders ſitzen, als in der 
Königgrätzer Straße. Politiſch gehöre ich nach wie vor zu den ſchroffſten 
Gegnern der „Kreuz⸗Zeitung“ und auch perſönlich habe ich zu ihren Redakteuren 
ganz und gar keine Beziehungen. Höchſtens daß ich für ihren Chefredakteur 
eine gewiſſe, landsmannſchaftliche Sympathie empfinde, ſeitdem wir zwei 
Hinterpommern im Juni 1890 ſechshundert ſchnauzbärtige Magyaren, welche 
auf Einladung der Familie Lindau Berlin unſicher zu machen gedachten, mit 
einem leichten Winke unſerer Federn in wilde Flucht warfen. Ebenſo wenig, 
wie zur „Kreuz⸗Zeitung“, habe ich zur „Germania“, deren loyale und mich 
ebenfalls verpflichtende Behandlung des Falles Lindau gleichfalls politiſch 
gegen mich ausgebeutet worden iſt, ſeit Jahren irgend welche perſönliche Be— 
ziehungen, wenngleich ich mit früheren Redakteuren des ultramontanen Organs 
in freundſchaftlichem Verkehr geſtanden habe. 
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Herr Stein beſchwor nun am 20. Februar Folgendes. Wie 
in journaliſtiſchen Kreiſen erzählt werde, hätte ich als Korreſpondent 
der „Saale⸗Zeitung“ ſtark antiſemitiſche Artikel geſchrieben und der 
Schriftſteller Woth hätte ſeine Stellung bei dieſem Blatte verloren, 
weil er ſich geweigert habe, dieſe Artikel aufzunehmen. Zur 
weiteren Beleuchtung dieſer Thatſache führte Herr Stein aus, 
daß ich mich in der „Volks⸗Zeitung“ als der, wie er wohl ſagen 
dürfe, bedeutendſte Gegner des Antiſemitismus — allzuviel Ehre, 
Herr Stein! — erwieſen hätte. Wann ich Korreſpondent der 
„Saale⸗Zeitung“ geweſen ſei, gab der ſo genau unterichtete Herr 
Stein nicht an, was denn in mehr als einer Beziehung ein 
grelles Licht auf die ſinnreiche Kompoſition lindauiſcher Komplotte 
wirft. Erſtens blieb dabei die angenehme Perſpektive, daß ich 
nicht etwa nur nach, ſondern auch neben einander für und 
gegen den Antiſemitismus geſchrieben habe, und zweitens gewann 
dadurch Herr Rechtsanwalt Jonas den nöthigen Spielraum, eine 
Hand voll verdächtigenden Schmutzes nach mir zu ſchleudern. 
Im Anſchluß an die Ausſage von Stein beantragte dieſe Zierde 
des Berliner Barreaus nämlich, den Woth als Zeugen darüber 
zu vernehmen, daß ich für die „Saale⸗Zeitung“ „Artikel ganz 
anderer Tendenz“, als für die „Volks⸗Zeitung“ geſchrieben hätte. 
Nun iſt Woth ſpäteſtens 1881 aus der „Saale⸗Zeitung“ geſchieden, 
möglicher Weiſe ſogar noch früher, denn aus einem mir vor⸗ 
liegenden Briefe des Verlegers vom Januar 1882 geht hervor, daß 
Woth damals ſchon längere Zeit fort war, während ich den erſten 
Federſtrich für die „Volks⸗Zeitung“ im Frühjahre 1884 that. Man 
erkennt darnach leicht, welche ſtarken Wirkungen der Lindau⸗Ring 
durch das einfache Fortlaſſen einer kleinen Jahreszahl zu erzielen weiß. 
Entweder hatte ich den Woth 1881 von der „Saale⸗Zeitung“ 
fortgebracht, und dann wußte dieſer klaſſiſche Zeuge ungefähr 
ſoviel, wie der Mann im Monde, davon, welche Artikel ich von 
1884 bis 1889 in der „Saale⸗Zeitung“ veröffentlicht hatte. 
Oder aber Herr Woth hatte in dieſen Jahren meine Artikel in 
die ‚Saale = Zeitung“ aufgenommen, und dann konnte ich ihn 
unmöglich im Jahre 1881 aus der Zeitung gebracht haben. 

Grundſätzlich bin ich nun wohl kaum verpflichtet, mich wegen 
einer Beſchuldigung zu rechtfertigen, für welche einzig der Mann 
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im Monde als Zeuge angerufen worden iſt. Aber da ich wirklich 
nur mit lebhafter Genugthuung an meine fieben- oder achtjährige 
Thätigkeit für die „Saale⸗Zeitung“ denken kann, ſo will ich die 
kleine Abſchweifung nicht ſcheuen. Die „Saale-Zeitung“, welche 
heute leider — ich ſelbſt leſe ſie nicht mehr — ein Senſations⸗ 
blatt geworden zu ſein ſcheint, war zu Ende der ſiebenziger Jahre 
ein Hallenſer Lokalblatt ohne beſtimmte, politiſche Färbung. Damals 
erſuchte mich der Verleger um ſozialpolitiſche Artikel und es gelang 
mir, aus dem Blatte ein ſozial⸗liberales Organ zu ſchaffen, das 
binnen weniger Jahre zur geleſenſten Zeitung in Sachſen und 
Thüringen wurde und wohl einiges zum Verſtändniß der Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetzgebung, der Gewerkſchaftsorganiſation ꝛc. auch in bürger⸗ 
lichen Kreiſen beigetragen hat. Ich führte dieſe Thätigkeit bis zum 
März 1889 fort und würde ſie vermuthlich heute noch fortführen, 
wenn nicht die polizeilichen Verfolgungen, denen ich zu der 
genannten Zeit ausgeſetzt war, mich eventuelle Nachtheile für das 
Blatt von meiner Mitarbeiterſchaft hätten fürchten laſſen, ſo daß 
ich es für eine Anſtandspflicht hielt, dieſelbe vorläufig einzuſtellen, 
und wenn ich nicht an ihrer Wiederaufnahme durch meinen völligen 
Eintritt in die Redaktion der „Volks⸗Zeitung“, der mir jede 
weitere Thätigkeit unmöglich machte, verhindert worden wäre. 
Für Leute, denen publiziſtiſche Ehrbegriffe nicht jenſeits von 
Gut und Böſe liegen, brauche ich kaum auseinander zu ſetzen, 
weshalb ich Kampfartikel, die ſtrafrechtliche Folgen nach ſich 
ziehen konnten, in der „Volks⸗Zeitung“ veröffentlichte, wo ich 
ſelbſt für ſie haftete, und nicht in der „Saale-Zeitung“ wo dritte, 
mir größtentheils ganz fernſtehende Perſonen für mich hätten büßen 
müſſen, allein die Artikel „ganz anderer“ oder auch nur „anderer 
Tendenz“, die angeblich der Mann im Monde bezeugen kann, weiſe 
ich als eine frivole Verdächtigung zurück. Will Herr Jonas ſie in 
den alten Jahrgängen der „Saale-Zeitung“ ſuchen, jo wünſche ich 
ihm viel Glück zu dieſer Wilden⸗Gänſe⸗Jagd; für die Leſer dieſer 
Schrift ziehe ich nur zwei urkundliche Beweiſe von, wie ich glaube, 
durchſchlagender Kraft an. Erſtens hat das „Berliner Volksblatt“ 
in den Jahren 1885, 86, 87, als es unter dem Drucke des 
Sozialiſtengeſetzes nur erſt vegetiren konnte, häufig meine ſozial⸗ 
politiſchen Leiter aus der „Saale⸗Zeitung“ zuſtimmend nachgedruckt, 
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und zweitens beſitze ich einen von dem damals in Halle lebenden 
Abgeordneten Haſenclever an meinen Kollegen Treſcher gerichteten 
Brief, in dem Haſenclever beiläufig anfragt, ob die „vernünftigen“ 
Leitartikel der „Saale⸗Zeitung“ nicht aus der Redaktion der 
„Volks⸗Zeitung“ herrührten, an deren Leitartikel ſie in Ausdrucks⸗ 
weiſe, Gedankengang u. ſ. w. lebhaft erinnerten. 

Doch nunmehr zurück zum Zeugen Stein! Er ſchwor alſo, 
daß ich im Gegenſatze zu meinen philoſemitiſchen Artikeln in der 
„Volks⸗Zeitung“ ſtark antiſemitiſche Artikel in der „Saale⸗Zeitung“ 
veröffentlicht und dadurch den Woth um ſeine Stellung bei dieſem 
Blatte gebracht hätte. Was zunächſt dieſen letzten Punkt anbe⸗ 
trifft, jo weiß ich nicht, weshalb Woth die „Saale⸗Zeitung“ ver⸗ 
laſſen hat. Er ſelbſt hat mich nie einer Mittheilung darüber ge⸗ 
würdigt, und wenn mir der Verleger des Blattes gelegentlich 
ſchrieb, er müſſe ſich von dem Woth wegen deſſen Unfähigkeit 5 
trennen, ſo konnte und kann ich die Richtigkeit dieſer einſeitigen 
Behauptung nicht prüfen, wie ich denn auch als auswärtiger 
Mitarbeiter des Blattes weder den Beruf noch die Neigung hatte, 
mich in die etwaigen Händel zwiſchen Verleger und Redakteur zu 
miſchen. Ich muß mich alſo — und kann mich allerdings auch — 
auf den Nachweis beſchränken, daß ich dem Woth jedenfalls nie 
mit meinen „ſtark antiſemitiſchen“ Artikeln einen Gewiſſenszwang 
angethan habe, dem er ſich nur durch Preisgabe ſeiner Stellung 
entziehen konnte. Ich werde dieſen Nachweis erbringen durch ein⸗ 
fache Nebeneinanderſtellung deſſen, was ich in der „Saale⸗Zeitung“, 
der „Weſer⸗Zeitung“, der „Volks⸗Zeitung“ und meiner im Ver⸗ 
lage der „Weſer⸗Zeitung“ erſchienenen Schrift gegen Stöcker über 
den Antiſemitismus veröffentlicht habe. Wenn ſich daraus ergeben 
ſollte, daß ich für die „Saale⸗Zeitung“ nichts anderes der Ten⸗ 
denz nach geſchrieben habe, wie für die „Weſer⸗Zeitung“ und die 
„Volks⸗Zeitung“, ſo glaube ich den Beweis erbracht zu haben, 
daß dem „Liberalismus“ des Woth mit der Zumuthung, Anſichten 
zu vertreten, welche freiſinnige oder demokratiſche Blätter, wie die 
„Weſer⸗Zeitung“ und die „Volks⸗Zeitung“ ohne jeden Anſtand 
veröffentlicht haben, ſicherlich kein Gewiſſenszwang angethan worden 
iſt. Ich gebe zu, daß der Beweis nicht ganz ſchlüſſig iſt. Herrn 
Woths „Liberalismus“ mag von einer ganz ungewöhnlichen Fein⸗ 
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heit und Reizbarkeit ſein. Man kennt jenen amerikaniſchen Ma⸗ 
troſen, der für den General Jackſon ſo begeiſtert war, daß er 
ſich kopfüber ins Meer ſtürzte mit dem begeiſterten Schrei: „Ich 
ſterbe für den General Jackſon“. So mögen meine ganz be⸗ 
ſcheidenen Einwände gegen gewiſſe philoſemitiſche Auswüchſe den 
zartbeſaiteten „Liberalismus“ des Herrn Woth ſo erregt haben, 
daß er fi) die Treppe der „Saale-Zeitung“ mit dem begeiſterten 
Schrei hinabſtürzte: „Ich breche mir das Genick für den Philo- 
ſemitismus“. Ich glaube zwar nicht, daß dem ſo geweſen iſt, 
denn ſonſt würden die Gelehrten des „Berliner Tageblatts“ dem 
Woth ſchon ein Standbild auf Erden errichtet und ein Stern⸗ 
bild am Himmel mit ſeinem Namen getauft haben, aber gleich- 
viel: wenn dem ſo ſein ſollte, ſo bin ich jedenfalls für die 
Schickſale dieſes Märtyrers bei der „Saale-Zeitung“ moraliſch 
und politiſch nur ſo verantwortlich, wie der General Jackſon für 
den Selbſtmord jenes Matroſen. 

Von meinen übrigens nur ſehr ſpärlichen, „ſtark anti⸗ 
ſemitiſchen“ Artikeln in der „Saale⸗Zeitung“ wähle ich denjenigen 
aus, der dem Blatte einen Boykott von jüdiſchen Abonnenten 
und Inſerenten zuzog, der alſo die berechtigte Vermuthung für 
ſich hat, der „ſtärkſt antiſemitiſche“ geweſen zu fein und der zu= 
dem die programmatiſche Haltung des Blattes in der Judenfrage 
kennzeichnet. Es iſt ein mit meinem Namen unterzeichnetes, aus 
Berlin vom 28. September datirtes Feuilleton in Nr. 228 der 
„Saale⸗Zeitung“ vom 30. September 1881. Dasſelbe handelt 
von der „Pommerſchen Judenhetze“, die ich eben mit eigenen 
Augen beobachtet hatte, und es heißt darin nach einer Erwäh— 
nung der antiſemitiſchen Krawalle in Neuſtettin, Schievelbein 
und Stolp: 

Die wirklichen Exzeſſe ſind unentſchuldbar, aber ſie ſind durchaus nur 

lokaler und ſporadiſcher Natur geweſen. Ich hielt mich beiſpielsweiſe 

längere Zeit in dem Städtlein Schlawe auf, wo die vorſorgliche Obrig⸗ 
keit jede leere Mauerecke mit eindringlichen Warnungen gegen die 
ſchweren Folgen des Landfriedensbruchs tapeziert hat, obgleich zwiſchen 
der chriſtlichen und jüdiſchen Bevölkerung das vollkommenſte Ein⸗ 
vernehmen herrſcht und nicht die leiſeſte Reibung vorgekommen war. 

Mitten in dieſem tiefſten Frieden leſe ich zufällig eines Morgens das 

„Berliner Tageblatt“, in welchem mit der höchſten, ſittlichen Ent⸗ 
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rüftung „Judenkrawalle“ aus Schlawe berichtet wurden. In der That 
Herr Virchow hat Recht: niemals iſt ſo viel gelogen worden, wie in 
dieſer Zeit. Die philofemitifche Hetze der hieſigen Blätter trägt übrigens 
ein gerüttelt und geſchüttelt Theil der Schuld an den wirklich vor⸗ 
gekommenen Ausſchreitungen. So war wochenlang von Stolp berichtet 
worden, die Stadt befinde ſich in höchſter Aufregung und man warte 
nur den Ausmarſch der Truppen zum Manöver ab, um gegen die 
dortigen Juden loszugehen. Ich war auch in Stolp und fand die 
Stadt in tiefſter Todtenſtille; Jedermann lachte über die Prophe⸗ 
zeihungen der hieſigen Blätter und war nur neugierig, was beim 
Ausrücken der Garniſon geſchehen würde. Dieſes Ereigniß trat zwei 
Tage ſpäter ein; natürlich ſammelten ſich ſtarke Haufen müßiger und 
neugieriger Gaffer, und nun entſtanden aus dieſem Gedränge die 
bekannten Krakehle, die zwar auch ſtark übertrieben, von dem Magiſtrat 
der Stadt ſelbſt nur „unbedeutend“ genannt, aber immerhin beklagens⸗ 
werth genug geweſen ſind ... Wahrlich, jeder ernſthafte und wirk⸗ 
liche Patriot ſollte ſich freuen, daß die Dinge auf dieſem Gebiete nicht 
ſo ſchlimm liegen, wie man gemeiniglich annimmt. Die „Saale⸗ 
Zeitung“ hat, gemäß ihrer ernſten und ſachlichen, den gewiſſenloſen 
Hetzern auf beiden Seiten rückſichtslos entgegentretenden Haltung 
ſchon vor Jahr und Tag darauf hingewieſen, daß, wenn dieſe häßliche 
Frage nicht eine unbefangene und wiſſenſchaftliche Erörterung fände, 
ſondern durch wüſtes Lärmen und Toben zu beſeitigen verſucht würde, 

die allertraurigſten Folgen entſtehen müßten. Nun mit der „pommer⸗ | 
ſchen Judenhetze“ ift es noch ziemlich gnädig abgegangen, aber ernſt 
genug ſind dieſe Vorgänge doch, um den Hetzern und Lügnern auf 
beiden Seiten ein warnendes Mene Tekel! zuzurufen ... Hoffentlich 
bleibt die „Saale⸗Zeitung“, wie bisher, ſo auch fortan ihrem alten, 
reinen Banner treu, jeden ehrlichen und ſauberen Menſchen zu achten, 
gleichviel ob er Chriſt, Jude, Türke oder was ſonſt iſt, aber auch 
jede Lüge, Schwindel, jeden Wucher zu brandmarken, nicht nur 
wenn ſie von deutſcher oder türkiſcher, ſondern auch wenn ſie von 
jüdiſcher Seite betrieben werden. Weder Judenhetze, noch Juden⸗ 
herrſchaft: die gleiche Berechtigung aller Staatsbürger iſt das einfache 
und klare, mit dem Liberalismus ſelbſt zuſammenfallende Bekenntniß, 
welches ebenſo die philo- wie die antiſemitiſchen Hetzereien verurtheilt. 


Ueber die „Pommerſche Judenhetze“ ſchreibe ich dann noch in 
meiner Schrift gegen Stöcker, Bremen 1882, S. 67: 


Was die Judenkrawalle angeht, ſo hielt ich mich gerade in meiner 
hinterpommerſchen Heimath auf, als dieſelben vorfielen. Ich habe mich 
einigermaßen um dieſe Vorgänge gekümmert und kann nur ſagen, daß 
die Nachrichten darüber theils unglaublich übertrieben, theils völlig 
erlogen waren und daß in mehr als einem Städtchen der Unfug erſt 
dadurch entſtand, daß ſoviel Lärm von der Sache gemacht wurde. 
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Und in einem vom 27. Januar datirten, mit F. M. unterzeich⸗ 
neten und in Nr. 12 236 der „Weſer⸗Zeitung“ vom 30. Januar 
1881 veröffentlichten Feuilleton heißt es: 
Aber auch die ernſthafte, liberale und ſpeziell fortſchrittliche Preſſe 
in Berlin — im Reiche liegen die Dinge ja vielfach anders und 
erfreulicher — hat in der antiſemitiſchen Bewegung eine Haltung 
beobachtet, über welche ein offenes Wort gerade in den Spalten einer 
liberalen Zeitung wohl am Platze iſt. Auf dieſer Seite hat man, um 
es kurz zu ſagen, in dem „geiſtigen Kampfe“ die aus den Tagen der 
Landrathskammer und der Konfliktzeit noch ſo wohl bekannten Haus⸗ 
mittelchen der Reaktion mit einer Unverfrorenheit angewandt, von 
welcher man nicht weiß, ob ſie mehr entrüſten oder erſtaunen ſoll. 
Dieſe Sucht zu diszipliniren und zu denunziren; dies Schreien nach 
der Polizei, wenn es einmal in einer Volksverſammlung etwas lärmend 
herging; dies Aufbauſchen jedes geringfügigen Straßenſkandals zu 
einer revolutionären Haupt: und Staatsaktion; dieſe unverhohlene 
Schadenfreude, wenn durch förmliche Verſchwörungen politiſchen Gegnern 
der bürgerliche Erwerb zu vernichten geſucht wurde ze. — Alles dies 
und wie vieles andere wird immer eine ſehr unerquickliche Seite in 
der Geſchichte des hieſigen Liberalismus füllen. 
Endlich — von den wiederum wenig zahlreichen Artikeln, die ich 
in der „Volks⸗Zeitung“ über den Antiſemitismus veröffentlicht 
habe, will ich hier nicht denjenigen heranziehen, der dem Blatte 
1886 einen Boykott jüdiſcher Abonnenten und Inſerenten zuzog, 
denn er war nicht von mir, ſondern von einem Mitgliede der frei⸗ 
finnigen Partei geſchrieben, und ich hatte ihn nur aufgenommen, 
vielmehr — um meine eigene Anſicht klarer ins Licht zu ſtellen 
und zugleich den angeblichen Gewiſſenszwang, den ich Herrn 
Woth zugefügt haben ſoll, näher zu beleuchten — führe ich einen 
Artikel an, den ich geſchrieben habe und den mein Kollege Hold⸗ 
heim, der ſelbſt ein Jude und mit ehrenhafter Treue ſeinen 
Glaubens- und Stammgenoſſen zugethan iſt, ohne jeden Anſtoß 
aufgenommen hat. In demſelben (Nr. 261 der „Volks⸗Zeitung“ 


vom 9. November 1890) ſchreibe ich: 
Unſere vorgeſtern ausgeſprochene Hoffnung, daß nicht allzu zahlreiche 
Gegner des Hofpredigers Stöcker ſo thöricht ſein würden, über ſein 
„Sturz“ zu jubiliren, hat ſich nur in beſchränktem Maße erfüllt. Ins⸗ 
beſondere in einem gewiſſen Theile der „liberalen“ Preſſe feiert bei 
dieſem Anlaſſe wieder einmal jene blinde und verwerfliche Rachſucht, 
welche man in ähnlicher Weiſe weder bei den konſervativen, noch den 
ultramontanen, noch den ſozialdemokratiſchen Blättern findet, ihre ſinn⸗ 


loſen Orgien. Man kann ſich gar nicht fatt genug in dem Gedanken 


ſchwelgen, daß ein verhaßter politiſcher Gegner eine empfindliche 


Schädigung ſeiner perſönlichen Stellung erlitten hat, und wenn man 
dieſen Biedermännern glaubt, wird Stöckers antiſemitiſche Agitation 
mauſetodt geſchlagen ſein, ſobald er den Talar ausgezogen hat. Es 
iſt gar nicht zu ſagen, welche Zauberwirkungen dieſem prieſterlichen 
Kleide zugeſchrieben werden von Leuten, die ſonſt in religiöſer Be⸗ 
ziehung den freiſten oder überhaupt gar keine Anſichten huldigen. 
Ueber die grundſätzliche Unzuläſſigkeit eines derartigen Standpunktes 
haben wir uns ſchon ausgelaſſen. Man braucht einem politiſchen 
Gegner, der ſeiner Ueberzeugung wegen gemaßregelt worden iſt, noch 
gar keine Liebeserklärungen zu machen oder „Sympathien“ auszu⸗ 
ſprechen; unſertwegen mag man ihn im Augenblicke ſeines Sturzes ſo 
heftig befehden, wie man es immer auf dem Höhepunkte ſeiner Macht 
gethan hat, obgleich dies nicht gerade unſer perſönlicher Geſchmack iſt; 
aber man darf unter keinen Umſtänden ſeine Eier an einem Feuer 
kochen wollen, das auf einem reaktionären Herde brennt. Und ſo 
ſchleudere man alle ſeine Zornesblitze auf Stöcker, aber man täuſche 
das Volk nicht über die Urſachen und Wirkungen ſeines „Sturzes“; man 
ſtelle denſelben namentlich nicht als einen Erfolg der Volksſache dar; 
man behaupte nicht, daß es nunmehr mit der antiſemitiſchen Agitation 
vorbei ſei; kurzum, man wiege das Volk nicht wieder in jene Illuſionen 
ein, von denen jede den Intereſſen der Maſſen zehnmal gefährlicher 
iſt und ſein muß, als zehn Stöcker zuſammen genommen nur immer 
ſein können ... Daß der „Sturz“ Stöckers die antiſemitiſche Agi⸗ 


tation nicht im Geringſten ſchädigen, ſondern ſie — wenn Stöcker ſich 


nur halbwegs auf ſeinen Vortheil verſteht — eher noch fördern wird, 


brauchen wir nach alledem nicht nochmals darzulegen. Und diejenigen 


Blätter, welche ſo thun, als ob Stöcker von wegen der „moraliſchen 
Genugthung“ ꝛc. „geſtürzt“ worden ſei, arbeiten aus beſten Kräften 
und mit ſchönſtem Erfolge daran, dem antiſemitiſchen Agitator, falls 
er wirklich Schaden genommen haben ſollte, wieder auf die Beine zu 
helfen. Auf daß ſich hier von neuem das Dichterwort erfülle: „Den 
Teufel fpürt das Völkchen nie, und wenn er ſie beim Kragen hätte!“ 


Man ſieht: es iſt überall — und irgendwo anders, als an dieſen 


vier Stellen habe ich mich über den Antiſemitismus nicht ge⸗ 
äußert — derſelbe Faden, den ich ſpinne, und auch dieſelbe 


Nummer. Nach meiner Erkenntniß der Dinge iſt der Antiſemi⸗ 


tismus ſeinem inneren Weſen nach der erbitterte Verzweiflungs⸗ 
kampf des Kleinbeſitzes gegen die ihn erwürgende und immer ge⸗ 
waltiger anſchwellende Macht des Großkapitals. Unfähig, den 
inneren Zuſammenhang der ökonomiſchen Entwickelung zu ver⸗ 
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ſtehen, welcher fie mehr und mehr erliegen, richten Bauer und 
Handwerker ihren Widerſtand nicht gegen die unſichtbare Sache, 
ſondern gegen die ſichtbaren Träger derſelben, und da die Juden 
in ganz unverhältnißmäßiger Ueberzahl Beſitzer des Kapitals ſind 
— nicht durch ihre perſönliche Schuld, ſondern vielmehr, ſoweit 
in ſolchen Dingen von perſönlicher Schuld überhaupt geſprochen 
werden kann, durch die perſönliche Schuld derer, welche ſie jahr⸗ 
hundertelang unterdrückt und von anderen Berufen ausgeſchloſſen 
haben —, ſo entſteht der Judenhaß, der dann noch theils an 
verjährten Religions- und Raſſengegenſätzen neue Nahrung findet, 
theils von Leuten, die gern im Trüben fiſchen möchten, künſtlich 
geſchürt wird. Ein ſchärferer, grundſätzlicher Gegenſatz gegen deu 
Antiſemitismus, als dieſe Auffaſſung, iſt nun aber gar nicht 
denkbar. Darnach iſt der Antiſemitismus einerſeits ſinnlos, denn 
ſelbſt wenn er ſein Ziel erreichen könnte und wenn ſämmtliche 
Juden chriſtianiſirt, germaniſirt, expatriirt oder auch exſtirpirt ſein 
würden, ſo würde ſeine Urſache, der wachſende Druck des Groß⸗ 
kapitals, noch nicht um das Gewicht einer Federflocke geſchwächt 
ſein. Andererſeits aber iſt er verwerflich, nicht nur weil er eine Reihe 
von, ſei es noch ſo häufig noch ſo unſympathiſchen Perſonen 
bei Leib und Leben verantwortlich macht für eine geſchichtliche 
Entwickelung, deren Opfer dieſe Perſonen doch auch nur ſind, 
ſondern auch und noch viel mehr, weil er eine andere Reihe von 
Perſonen, welche in ehrlicher Weiſe ſchaffen oder ſelbſt in hervor⸗ 
ragender Weiſe den edelſten und höchſten Zwecken der Menſchheit 
dienen, nur um ihrer Abſtammung oder ihres Glaubens willen 
in blinder Wuth verfolgt.“) Genug, als geſchichtliche Erſcheinung 


*) Die beſte, hiſtoriſch⸗pſychologiſche Beleuchtung der Judenfrage, welche 
ich kenne, iſt ein im Januarheft der „Neuen Zeit“ von 1890 anonym 
erſchienener Aufſatz: „Das Judenthum“. Beſonders lehrreich iſt darin der 
Nachweis von der gänzlichen Unhaltbarkeit eines unüberbrückbaren „Raſſen⸗ 
gegenſatzes“ zwiſchen „Ariern“ und „Semiten“ und ferner der Nachweis, wie 
das einſeitig ſtädtiſche Leben der Juden den Charakter des urſprünglichen, 
ackerbautreibenden Gebirgsvolks zu ſeinen heutigen Licht⸗ und Schattenſeiten 
entwickelt hat. Es heißt da u. A.: „Die Maſſe der Juden beſteht aus 
extremen Charakteren, denen gegenüber Neutralität unmöglich iſt, die ent⸗ 
weder das Bedürfniß erregen, ſich mit ihnen zu befreunden, oder das, ſie 
ſchleunigſt hinauszuwerfen. Im Judenthum ſind alle erfreulichen und uner⸗ 
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iſt der Antiſemitismus die beſtimmte Wirkung beſtimmter Ur⸗ 
ſachen; als ſolche iſt er „der Sozialismus des dummen Kerls“, 
wie der öſterreichiſche Abgeordnete Kronawetter treffend, wenn 
auch allzu grob ſagt, denn „dumme Kerle“ ſind die ſehr ehren⸗ 
werthen Bevölkerungsſchichten, welche dieſen tragiſchen Ver⸗ 
zweiflungskampf führen, eben nur, ſoweit es auf ihre ſozial⸗ 
politiſche Einſicht ankommt, aber als ſozialpolitiſche Parteirichtung 
iſt er in ſeinen Mitteln wie in ſeinen Zwecken gleich verkehrt.“) 


Aus der eben entwickelten Auffaſſung der Judenfrage ergiebt 
ſich dann aber ferner, daß ihre Löſung nur möglich iſt durch 
ſoziale Reformen, welche die Uebermacht des Kapitalismus ein⸗ 


freulichen Ergebniſſe unſerer Kulturentwickelung auf die Spitze getrieben; wir 
finden unter den Juden die liebenswürdigſten und die abſtoßendſten Charak⸗ 
tere; der größte Heroismus und die erbärmlichſte Feigheit, die hingebendſte 
Selbſtloſigkeit und die ſchuftigſte Niedertracht, das kühnſte, ſchärfſte Denken 
und die verſtockteſte Bornirtheit ſind im Judenthum zu finden“. Ganz ähnlich 
ſchrieb ſchon Liebknecht vor zwanzig Jahren in ſeiner „Grund⸗ und Boden⸗ 
frage: „An den Juden hat ſich das umgekehrte „Wunder“ vollſtreckt wie an 
den Katzen. Wie dieſe im Laufe der „hiſtoriſchen Entwickelung“ aus kurz⸗ 
därmigen fleiſchfreſſenden Raubthieren in langdärmige, Pflanzenkoſt und Fleiſch 
freſſende Hausthiere verwandelt worden ſind, ſo die Juden aus ackerbau⸗ 
treibenden Kommuniſten in raubgierigſte Privateigenthumswütheriche. Freilich, 
es fehlt auch nicht an zahlreichen Ausnahmen und während wir für die 
Sünden des Judenthums die chriſtlichen Unterdrücker verantwortlich machen 
müſſen, wollen wir mit Freuden dem jüdiſchen Stamme das Verdienſt laſſen, 
zu dem Heere der Menſchheitsvorkämpfer im 17., 18. und 19. Jahrhundert 
relativ das bedeutendſte Kontingent geſtellt zu haben.“ 

*) Bezeichnend dafür iſt u. A. ein Aufſatz, den das Probeheft der 
antiſemitiſchen, von einem gewiſſen Erwin Bauer herausgegebenen Monatsſchrift 
„Das zwanzigſte Jahrhundert“ über den Fall Lindau bringt. Da wird zwar 
der Boykott der Cohn und Hermes getadelt, aber da werden Herrn Lindaus 
„Verdienſte um unſere Literatur“ gefeiert; da werden die Ehrenzeugniſſe von 
Barnay und L'Arronge als unantaſtbar hingeſtellt; da wird von dem Pickwick⸗ 
Urtheile des „Ehrengerichts“ geſagt, es ſei „nach beſter Einſicht und reiflicher 
Erwägung gefällt“; da werde ich als der „Hereingefallene“ verhöhnt, wobei 
denn auch der obligate Hieb auf den „Wandel meiner Geſinnungen“ nicht 
fehlt. Dagegen ſucht beſagter Erwin Bauer das „literariſche Berlin“ in einem 
zwölf Seiten langen Geſchwafel zu verſpotten, deſſen „Witz“ darin beſteht, 
daß es in mauſchelnder Tonart abgefaßt iſt. Dieſe Sorte von Antiſemitismus, 
die ſich um den ernſthaften Konflikt muthig herumdrückt und in einer gaſſen⸗ 
jungenhaften Höhnerei ihre Stärke ſucht, richtet ſich ſelbſt. 


880 


ſchränken, wobei die Frage, ob und inwieweit ſolche Reformen 
auf dem Boden der heutigen Produktionsweiſe ausführbar ſind 
oder nicht, hier dahingeſtellt bleiben kann, und daß wer ſolche 
Reformen vom Standpunkte des Kapitalismus aus verſchmäht, 
für immer zur gänzlichen Ohnmacht gegenüber dem Antiſemitismus 
verurtheilt iſt. In der That kann man von der geſicherten Warte 
ökonomiſcher Erkenntniß aus heutzutage keinen tragikomiſcheren 
Froſchmäuſekrieg beobachten, als den Kampf des Kapitalismus, 
ſei er nun „freiſinnig“ friſirt oder nicht, gegen den Antiſemitismus. 
Kapitaliſtiſch betrachtet iſt der letztere allerdings nichts, als eine 
unbegreifliche Geiſtes- und Herzensverwirrung, die man mit 
Zitaten aus „Nathan dem Weiſen“ wegzupredigen oder mit 
Drohen und Schimpfen, mit Denunziren und Diszipliniren weg⸗ 
zuwiſchen verſuchen muß. Jenes gehört nur leider, um ein vom 
Dichter des „Nathan“ an anderer Stelle gebrauchtes Wort zu 
benutzen, zu den froſtigen Scherzen, die Einem gleich das kalte 
Fieber zuziehen können; dieſes aber treibt den Antiſemitismus nur 
immer tiefer in das Volk hinein, ſintemalen daſſelbe glücklicher 
Weiſe noch immer mit allen, um ihrer noch ſo verkehrten Ueber⸗ 
zeugung willen Geſchädigten und Verfolgten die lebhafteſten 
Sympathien zu empfinden pflegt. Das Ergebniß des zehnjährigen 
Froſchmäuſekrieges iſt denn auch kein anderes geweſen, als ein 
unaufhörliches Erſtarken des Antiſemitismus; ich ſtehe den Dingen 
nahe genug, um wiſſen zu können, daß ſelbſt unter den ariſchen 
Elementen der freiſinnigen Partei mindeſtens der dritte Mann 
ſchon im Herzen Antiſemit iſt, d. h. ſich nur noch auf dem 
Wege einer mühſamen und weitläufigen Verſtandesoperation über 
die Unrichtigkeit des Antiſemitismus klar werden kann. Darnach 
begreift ſich leicht, weshalb ich als grundſätzlicher Gegner dieſer 
verkehrten Richtung die philoſemitiſche Hetze verurtheile und ſtets 
verurtheilt habe. Und wenn Herr Stein hierin nur einen „ſtarken 
Antiſemitismus“ zu erblicken vermag, ſo befindet ſich dieſer „in⸗ 
ſpirirte“ Mann auf demſelben Holzwege, wie jene „inſpirirten“ 
Männer, die es „ſtark ſozialdemokratiſch“ fanden, wenn grund⸗ 
ſätzliche Gegner der Sozialdemokratie dieſelbe nicht durch das 
Sozialiſtengeſetz, ſondern durch ſoziale Reformen bekämpfen wollten, 
mit welchem Vergleiche ich ſelbſtverſtändlich den Antiſemitismus 
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und die e ee ſonſt in keiner Weiſe in dieſelbe Reihe 
ſtellen will. 

Aber mag doch a Stein über meine Auffaſſung der 
Judenfrage immer denken, wie er will, mag er ſte bei jeder ihm 
wünſchenswerthen Gelegenheit als blödſinnig beeidigen, das ſoll 
ihm ganz unbenommen ſein. Am 20. Februar that er ganz 
etwas Anderes; er ſchwor, daß ich für und gegeu den Anti⸗ 
ſemitismus ſchriebe und zieh mich damit einer Zweizüngigkeit, die 
in keiner Frage des öffentlichen Lebens ſo niederträchtig ſein 
würde, wie gerade in dieſer. Als gewiegter Staatsmann ſchwor 
er allerdings nicht aus eigener Kenntniß, ſondern nur vom Hören⸗ 
ſagen, aber ich weiß nicht, ob er dadurch ſeine Sache anders, 
als ſtrafrechtlich verſchönert hat. Mich packte, als ich dieſe Klauſel 
„wie man ſich in journaliſtiſchen Kreiſen erzählt“ von ſeinen be⸗ 
redten Lippen hörte, eine unnennbare Sehnſucht nach den Abruzzen. 
Die Gentlemen, die dort darnach trachten, ihren Mitmenſchen 
ein Leid zu thun, ſind doch in ihrer Art offene Leute; ſie feiern 
Galgen und Rad, wie ſie fallen, und wenn Herr Stein ſich durch 
jene Klauſel vor den ſtrafrechtlichen Folgen eines falſchen Eides 
ſchützte, ſo vermag ich darin wirklich nur ein minderwerthiges 
Ergebniß der höheren Kultur zu erblicken, welche der Lindau⸗ 
Ring ſicherlich vor den geſinnungsverwandten Elementen der 
Abruzzen zu befiten beanſprucht. | 


* * 
* 


Leider kann ich den Staatsmann Stein damit noch nicht 
entlaſſen. „Inſpirirt“, wie er iſt, wünſcht er auch wieder zu 
„inſpiriren“, begreiflich genug, denn er muß doch das Gleich⸗ 
gewicht ſeiner Seelenkräfte herſtellen. In einem Schriftſatze, den 
der Rechtsanwalt Jonas am 4. Januar d. J. dem Gerichtshofe 
einreichte, beantragte derſelbe 

a) den Direktor des Leſſing-Theaters, Dr. Oskar Blumenthal, Roon⸗ 

ſtraße 15, zur Hauptverhandlung als Zeugen zu laden. Derſelbe wird 

bekunden, daß er ſeiner Zeit, veranlaßt durch herbe Kritiken des 

Privatklägers über Blumenthal'ſche Stücke, ſowohl bei der „Voſſiſchen“, 

als bei der „Frankfurter Zeitung“ den Privatkläger denunzirt hat 

wegen der in der „Frankfurter Zeitung“ enthaltenen Notiz über das 

Wallner⸗Theater. Blumenthal wird ferner bezeugen, daß er nicht be⸗ 

haupten kann, auch den gedachten Zeitungen gegenüber nicht be⸗ 
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hauptet hat, der Privatkläger ſei nach feiner Ausweiſung heimlich im 
Wallner⸗Theater geweſen. 
Der Gerichtshof ging auf dieſen Antrag ein, und Herr Blumen⸗ 
thal wurde als Zeuge geladen. Ueber das Weſentliche ſeiner 
Ausſage habe ich ſchon berichtet; ergänzend füge ich hier hinzu, 
daß er auf eine entſprechende Frage erhärtete, den Brahm weder 
bei der „Voſſiſchen Zeitung“ noch bei der „Frankfurter Zeitung“ 
„denunzirt“ zu haben; er habe ſich nur des Thatbeſtandes ver⸗ 
gewiſſert, da ihm der von Brahm betriebene Mißbrauch der 
Kritik anfangs „ganz unglaublich“ erſchienen ſei. Der Zeuge 
Stein dagegen bekundete, er habe, als Herr Blumenthal im 
hieſigen Bureau der „Frankfurter Zeitung“ die betreffenden 
Nummern eingeſehen habe, den Eindruck gewonnen, als ob der⸗ 
ſelbe dem Brahm eins auszuwiſchen beabſichtige. Dieſer „Ein⸗ 
druck“ des Herrn Stein wirkt als „Inſpiration“ auf den Herrn Jonas 
ſo erleuchtend, daß derſelbe friſchweg Herrn Dr. Blumenthal eine 
aus ehrloſen Beweggründen begangene ehrloſe Handlung andichtet! 
Herr Stein „inſpirirt“ aber noch weiter. Er iſt bekanntlich 
der hiefige, politiſche Vertreter der „Frankſurter Zeitung“, und ſo 
beantragte Herr Jonas in jenem Schriftſatze vom 4. Januar 1891: 
b) vom Königlichen Amtsgericht Frankfurt a./ M. die Akten des Be⸗ 
leidigungsprozeſſes Mehring⸗Sonnemann (Jahrgang 1876) einzufordern. 
Aus denſelben ergiebt ſich der für die Charakteriſirung des Angeklagten 
wichtige Umſtand, daß der letztere von Sonnemann der „frivolen Ver⸗ 
leumdung“ bezichtigt und daß Sonnemann freigeſprochen wurde, da 
der von Mehring verſuchte Wahrheitsbeweis völlig mißlang. 
Herr Jonas iſt ein gar rhadamantiſcher Herr. Er ſteht, wie ſein 
Freund Brahm, jenſeits von Gut und Böſe, und er weiß als 
Juriſt, daß ſogar ein Raubmord nach fünfzehn Jahren beinahe 
ſchon verjährt iſt, aber eine vor fünfzehn Jahren von mir be⸗ 
gangene „Verleumdung“ ſoll noch jetzt zu meiner Charakteriſirung 
„wichtig“ ſein. In Wirklichkeit hatte dieſer Antrag den Zweck, 
ein Vorurtheil des Gerichtshofes gegen mich zu erwecken, denn 
daß derſelbe nicht auf dieſes, gelinde geſagt, kindliche Anſinnen 
eingehen würde, wußte Niemand beſſer, als Herr Jonas. Aber 
weßhalb ſollte ich ihm nicht gefällig ſein und die Sehnſucht ſtillen, 
die ihn und ſeine „inſpirirenden“ Elemente nach den Akten des 
Prozeſſes Mehring⸗Sonnemann verzehrt? i 


VII. 
Der Prozeß Sonnemann. 


ie Akten des Prozeſſes Sonnemann beſtehen zunächſt in fol⸗ 
genden Urkunden, deren Echtheit gerichtlich feſtgeſtellt iſt: 


I. Brief der Deutſchen Vereinsbank. 


Frankfurt a. M., 25. Januar 1872. An die Anglo⸗Oeſterreichiſche 
Bank in Wien. Wir beſitzen Ihre Depeſche, ſowie Ihre geehrte Zuſchrift 
vom 22. d. M., und indem wir Ihnen unſere Depeſche, lautend: 
Bitten dringend Preßbetheiligung zu gewähren, ſofern Ihnen 
an Einführung und Einbürgerung der Aktien gelegen. Brieflich 
Näheres — 
beſtätigen, erlauben wir uns, Ihnen zu bemerken, daß uns Ihre Re⸗ 
klamation nicht erklärlich iſt. — Es iſt hier gebräuchlich, die „Frank⸗ 
furter Zeitung“, um ſie für Unternehmungen zu gewinnen, mit ein 
Prozent am Emiſſionskapital zu betheiligen, und nahmen wir daher 
keinen Anſtand, dem Redakteur die verlangten 150/ M. zu bewilligen. 
Daß dieſe Zeitung das bedeutendſte finanzielle Organ üddeutſchlands und 
deren Redakteur gleichzeitig Correſpondent der, Times“ und der „Semaine 
financiere“ iſt, haben wir Ihnen ſchon mitgetheilt. Herr X. kann 
Ihnen nähere Aufſchlüſſe über denſelben (Bernhard Doctor) geben. — 
Wir legen Ihnen hier einige Exemplare bei, aus welchen Sie ſelbſt 
erſehen können, wie unangenehm die Oppoſition dieſes Blattes werden 
kann. Daß wir die übrigen hieſigen Blätter, auf deren Stimme wir 
wenig Werth legen, ſo billig abgelohnt haben, dürfte Ihnen ein Be⸗ 
weis ſein, daß wir dem Syndikate keine unnützen Koſten aufbürden 


wollen ꝛc. 
gez Hohenemſer und Lion. 


II. Brief der Deutſchen Vereins bank. 
Frankfurt a. M., 30. Januar 1872. An die Anglo-Defterreichifche 
Bank in Wien. In Erwiederung Ihres Geehrten vom 27. bemerken 
wir uns, daß Sie die Betheiligung der „Frankfurter Zeitung“ nicht 
gutheißen und für dieſelbe nur Franes 75 000 beſtimmen. Es bleibt 
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uns ſomit nichts übrig, als den Reſt aus unſerer eigenen kleinen 
Betheiligung darauf zu legen, indem wir eher ſelbſt den Schaden tragen 
wollen, als Sie und uns durch Nichterfüllung der gegebenen Zuſage 
der betreffenden Redaktion gegenüber zu kompromittiren und auf dieſe 
Weiſe ein wenig wohlwollendes Entgegekommen herauszufordern. 

gez. Hohenemſer und Lion. 


III. Effekten⸗ und Wechſelbank. 
Frankfurt, 31. Dezember 1872. 
Herrn Leopold Sonnemann! 
Nachdem mit dem Heutigen ſämmtliche Operationen des rubr. Syndikats 
ihren Abſchluß gefunden haben, beehren wir uns, Ihnen hierdurch 
mitzutheilen, daß ſich bei der Schlußabrechnung ein Netto⸗Gewinn von 
Fl. 25.26 ½ per Aktie ergeben hat. Auf Ihre Betheiligung von 
500 Stück Aktien entfallen demnach à Fl. 25.26 / Fl. 12,720.50 
abzüglich 5% Zinſen auf nicht geleiſtete 
30% Einzahlung Fl. 26,250 vom 1. Se 


bis 30. Dezember Fl. 656.15 
Fl. 12,064.35 
welche wir in unſerer Kaſſe zu Ihrer Verfügung halten. 
Hochachtungsvoll 


Deutſche Vereinsbank 
Hohenemſer und Wolfskehl. 


Gleichlautende Briefe, nur mit anderen Ziffern, waren ergangen an: 
Dr. Wagner!) . . Ertrag: Fl. 18,096.52 


R RER ER AGNE 7 „ 2,412.55 
Oſterbeg N „ 2,412.55 
o 1 „ 3,619.22 
or; 7 „ 1,206.27 
Bernhard Doctor . 1 „ 12,064.35 
edwe nik 15 „ 2,412.55 
Alex. Günther . . A „ 2,412.55 


IV. Syndikat für Dresdener Bankaktien. 
Frankfurt, 31. Juni 1873. 
Herrn Leopold Sonnemann! 
Nachdem nunmehr ſämmtliche Operationen rubr. Syndikats ihren Ab⸗ 
ſchluß gefunden haben, beehren wir uns, Ihnen hierdurch mitzutheilen, 
daß ſich bei der Schlußabrechnung ein Netto-Gewinn von Fl. 20.25 
per Aktie ergeben hat. Auf Ihre Betheiligung von 


*) Wagner und Peißer waren Handelsredakteure des „Frankfurter 
Journals“, welches dieſelben nach Veröffentlichung der obigen Urkunden ſofort 
entließ. 
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200 Stück Aktien entfallen demnach Fl. 20.25 = Fl. 4116.40 
abzüglich 50% Zinſen an nicht geleiſteten 
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gez. Hohenemſer und Lion. 
Gleichlautende Briefe waren ergangen an: 
Wagner, Mitarbeiter des „Aktionär“ Fl. 2021.52 
und des „Frankfurter Journals“ „ 2021.52 
Heßdörf n 
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Auf Grund der vorſtehenden Urkunden erhob ich in zwei 
Leitartikeln der „Staatsbürger⸗Zeitung“ öffentlich „die Anklage, 
daß der Reichstagsabgeordnete Sonnemann während der Schwindel⸗ 
periode ſeine öffentliche Vertrauensſtellung als Beſitzer und Leiter 
der „Frankfurter Zeitung“ benutzt habe zu heimlichen Gewinnſten 
aus Gründungen, über welche das Publikum in ſeinem Blatte 
ein unbeſtochenes und unparteiiſches Urtheil zu erwarten berechtigt 
war“. Sonnemann erklärte betreffs der Urkunden J und II, er 
könne nicht für das, was Dritte an Dritte ſchrieben, verantwortlich 
gemacht werden, betreffs der Urkunden III und IV, er habe ſich 
als Kapitaliſt in völlig legitimer Weiſe mit ſeinem „Kapitalver⸗ 
mögen, unter Einzahlung und voller Haftung für den Betrag“ 
an reellen Unternehmungen betheiligt. Einen von mir angebotenen, 
gerichtlichen Austrag der Sache lehnte er ab, obgleich derſelbe 
von zahlreichen Organen der Preſſe gewünſcht, insbeſondere aber 
von der „Magdeburgiſchen Zeitung“ befürwortet wurde, mit 
welcher gemeinſam ich auch dieſen Vorſtoß gegen das Gründer⸗ 
thum unternommen hatte. Herr Splittgerber nannte am 22. Juli 
die mitgetheilten Urkunden „Quittungen über ſcham⸗ und ehrloſen 
Gelderwerb“ und erklärte, daß die gegen Sonnemann erhobenen 
Anſchuldigungen „Wort für Wort wahr“ ſeien. Er fügte hinzu: 

Wir wiſſen jetzt auch, warum Herr Sonnemann, der doch ſonſt ſchon 

wegen recht geringfügiger Dinge gerichtliche Klage erhoben hat, dies⸗ 

mal durchaus nicht wegen Verleumdung ſich an das Gericht wenden 
will. Weil er nämlich ſeinen Prozeß gerade ſo verlieren würde, 


wie er den in ähnlicher Sache angeſtrengten, zu welchem ihn Volck⸗ 
hauſen zwang, verloren hat. 
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Und als Sonnemann ſcherzhafter Weiſe meinte, nur die „Furcht“ 
vor ihm erkläre ſolche Angriffe, erwiederte Herr Splittgerber in 
bitterem Ernſte: 

Ein Bürſchchen, welches eben vor ganz Deutſchland Peitſchenhiebe be- 

kommen hat, ſagt, man fürchte es! Schließlich zur Sache, die ja an und 

für ſich gar ſo ernſt und traurig iſt, noch ein Wort: Die bekannten 

Quittungen über ſchamloſen Gelderwerb find ächt, wirklich und wahr⸗ 

haftig ächt. 

Noch mehr: jenen Artikel vom 22. Juli ſandte Herr Splittgerber 
durch einen Angeſtellten der„Magdeburgiſchen Zeitung“ in ſechstauſend 
Exemplaren nach Frankfurt a. M. und ließ ihn daſelbſt durch 
Dutzende von Dienſtmännern vertheilen. Aber alle dieſe Anſtren— 
gungen halfen nichts; Sonnemann, der in der That vor- wie 
nachher die Gerichte mit den geringſten Quisquilien behelligt 
hat, erklärte hartnäckig, nicht klagen zu wollen. Nunmehr ent- 
ſchloß ich mich im Einverſtändniß mit Herrn Splittgerber, meiner⸗ 
ſeits den Verſuch zur gerichtlichen Klarſtellung der Sache zu 
machen, indem ich Sonnemann wegen des „notoriſchen Ver⸗ 
leumders“, den er mir in einer an die „Magdeburgiſche Zeitung“ 
geſandten Erklärung an den Kopf geworfen hatte, gerichtlich be⸗ 
langte. 

Die Hauptverhandlung fand am 14. Dezember 1876 vor 
der Strafkammer des Stadtgerichts zu Frankfurt a. M. ſtatt. 
Nach — unvereidigter — Vernehmung der Herren Hohenemſer, Hahn, 
v. Rothſchild, v. Erlanger, Bär und Sulzbach, welche die be— 
deutendſten Emiſſionshäuſer Frankfurts leiten oder damals leiteten, 
und — vereidigter — Vernehmung der Herren Volckhauſen, 
Cnyrim und Prior über die Konſortialbetheiligungen Sonnemanns, 
wies der Gerichtshof meine Klage ab. Abgeſehen davon, daß er 
dem Beklagten den Schutz von $$ 193 und 199 des Strafgeſetz⸗ 
buchs (Wahrung berechtigter Intereſſen und Kompenſation wechjel- 
ſeitiger Beleidigungen) zubilligte, erkannte er im Weſen der Sache, 
daß Sonnemann berechtigt geweſen ſei, mich einen „Verleumder“ 
zu nennen. Ich gebe dieſen entſcheidenden Theil des Urtheils im 
aktenmäßigen Wortlaute wieder: 

Durch die Ausſagen der genannten Zeugen, welche theils vereidigt, 


theils im Einverſtändniß mit den Parteien unvereidigt vernommen 
wurden, iſt nun aber in keiner Weiſe der dem Beklagten in dem 
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fraglichen Artikel gemachte ſchwere Vorwurf, daß er ſeine öffentliche 
Vertrauensſtellung als Beſitzer und Leiter der „Frankfurter Zeitung“ in 
der angegebenen Weiſe ausgenützt habe, erbracht worden. Es geht vielmehr 
aus den Ausſagen dieſer Zeugen nur hervor, daß dem Beklagten Betheili⸗ 
gungen an ſolchen Emiſſionen und Gründungen angeboten worden, daß er 
ſie manchmal angenommen, manchmal abgelehnt hat, daß aber der Be⸗ 
klagte immer, wenn er Betheiligungen angenommen, in gleicher Weiſe 
behandelt worden iſt, wie jede andere Privatperſon; daß er für den 
etwaigen Verluſt verhaftet war und daß er ſeine Einzahlung geleiſtet 
oder auch nicht geleiſtet hat, je nachdem dieſes eben bei dem betreffen⸗ 
den Geſchäfte üblich war. So hat Zeuge Hahn bekundet, daß Be⸗ 
klagter ihm gegenüber für ſeine Betheiligung bei Gründung der 
„Effekten⸗ und Wechſelbank“ die Baareinzahlung geleiſtet habe, während 
Zeuge Hohenemſer Namens der Vereinsbank dieſe Einzahlung nicht 
verlangt hat, wie auch anderen Betheiligten gegenüber nicht geſchah. 
— Keiner der vernommenen Zeugen konnte ausſagen, daß er die Be⸗ 
theiligung gegeben, um den Beklagten oder deſſen Zeitung hierdurch 
zu beeinfluſſen oder daß Beklagter eine Betheiligung aus dieſem 
Grunde von ihm verlangt habe. — Auch der verſuchte Nachweis, daß 
indirekt durch dieſe Betheiligungen eine Beeinfluſſung auf den handels⸗ 
politiſchen Theil der Zeitung ſtattgefunden, muß für vollſtändig miß⸗ 
lungen erachtet werden, denn abgeſehen davon, daß ſämmtliche Zeugen 
ſich anerkennend über die ſelbſtſtändige und korrekte Stellung, welche 
die Zeitung in dieſer Zeit des Gründerthums eingenommen, ausge⸗ 
ſprochen haben, ſo wurden ſogar einzelne Fälle kouſtatirt, in welchen 
die Zeitung ſich ungünſtig über Unternehmungen ausgelaſſen hat, ob⸗ 
gleich der Beklagte an denſelben betheiligt war. So war Zeuge Hahn 
ſeiner Ausſage nach „ſehr böſe“ darüber, daß die Zeitung keinen 
empfehlenden Artikel über die Gründung der Effektenbank enthielt, 
bei welcher der Beklagte zugegebenermaßen ſtark betheiligt war; 
Zeuge Sulzbach hat ſich, wie er ſich ausdrückte, oft darüber geärgert, 
daß die „Frankfurter Zeitung“ manche Unternehmungen ungünſtig be⸗ 
urteilt habe, bei welchen er den Beklagten betheiligt hatte; durch Ver⸗ 
leſung des betreffenden Artikels der „Frankfurter Zeitung“ iſt dieſes 
insbeſondere auch hinſichtlich der Dresdener Bank nachgewieſen, für 
welche der Beklagte zugegebenermaßen eine Betheiligung genommen 
hatte; Zeuge Hahn hat ferner beſtätigt, daß er wiſſe, daß Beklagter 
eine ihm von Auswärts zugekommene, pekuniär ſehr vortheilhafte 
Offerte, in ſeinem Blatte die ſogenannten Türkenlooſe günſtig zu be⸗ 
urtheilen, abgelehnt habe. — Durch die Ausſagen des Zeugen Hohen⸗ 
emſer in Verbindung mit dem vom Beklagten produzirten Brief der 
Vereinsbank an die Redaktion der Zeitung iſt endlich erwieſen, daß 
die in dem erſten Leitartikel der Klägers erwähnten Vorfälle bezüglich 
einer italieniſchen Baubank lediglich Herrn Bernhard Doctor, welcher 


FOL 


damals als Korreſpondent für die Zeitung ſchrieb, betreffen, während 
ein Nachweis dafür, daß Beklagter von dieſer Betheiligung Wiſſen⸗ 
ſchaft gehabt habe, nicht vorliegt. — Zeuge Volckhauſen hat nun zwar 
ausgeſagt, daß er es mit der Stellung des Beklagten als Eigen⸗ 
thümer und Leiter der „Frankfurter Zeitung“ nicht für vereinbar halten 
könne und gehalten habe, daß ſich Beklagter überhaupt an ſolchen 
Gründungen betheilige und daß er aus dieſem Grunde ſeine Stellung 
bei der „Frankfurter Zeitung“ aufgegeben habe, welche Anſicht Zeuge 
Cnyrim, welcher bei den damals in der Redaktion entſtandenen 
Differenzen als Vertrauensmann zugezogen wurde, auch als die ſeinige 
aufgeſtellt hat; mag nun aber auch dieſe Anſicht die richtigere ſein 
oder nicht, worüber ſich auszuſprechen für das Gericht keine Veran⸗ 
laſſung gegeben iſt, ſo lag keinesfalls für den Kläger ein genügender 
Grund vor, in der angegebenen gehäſſigen Weiſe gegen den Beklagten 
vorzugehen, und zwar um ſo weniger, als Kläger ſeine Wiſſenſchaft 
über dieſe Vorfälle hauptſächlich vom Zeugen Volckhauſen herleitete“) 
und Letzterer eidlich bekundet hat, daß er dem Kläger nur einen Theil 
der Thatſachen, welche auch bei der jetzigen Verhandlung konſtatirt wurden, 
mitgetheilt, nie aber behauptet habe, daß Beklagter ſeine Zeitung in 
der vom Kläger angegebenen Weiſe zu ſeinem Vortheile ausgenutzt 
habe. Es liegen ſomit verleumderiſche Behauptungen des 
Klägers vor und muß Beklagter für ſtraffrei erklärt werden, wenn er in 
Wahrung ſeiner Intereſſen und in Vertheidigung ſeiner ſchwer ange⸗ 
griffenen Ehre den Verbreiter dieſer Nachrichten einen „Verleumder“ 
genannt hat. 


Die Schöpfer dieſes Urtheils waren der Stadtrichter Leykauf und 
die Aſſeſſoren v. Knyphauſen und Colberg. 


* * 
* 


) Im Intereſſe eines dritten, verehrten Mannes bemerke ich, daß Volck⸗ 
hauſen bereits im Jahre 1873 von der politiſchen Leitung der „Frankfurter 
Zeitung“ zurückgetreten war, weil es ihm, wie er als Zeuge ſagte, un⸗ 
möglich geweſen ſei, mit der einen Hand auf das Gründerthum à la 
Wagener zu ſchlagen und mit der andern Hand das Gründerthum à la 
Sonnemann zu ſchützen. Mir theilte im Jahre 1876 der Generalkonſul Sturz 
die Sache zur Veröffentlichung mit; als ich genauere Nachforſchungen anſtellte, 
wurde ich von einer, der „Frankfurter Zeitung“ befreundeten Seite an Volck⸗ 
hauſen gewieſen, der mir erſt auf mein ausdrückliches Erſuchen den Einblick 
in die oben mitgetheilten Urkunden gewährte mit dem Bemerken, daß er keinen 
Anlaß habe, die Gründe ſeines Rücktritts von der „Frankfurter Zeitung“ zu 
verſchweigen, aber ebenſo wenig einen Anlaß, dieſelben zu veröffentlichen, da er 
ſich davon keinen Nutzen fürs Allgemeine verſpreche. 
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Nach Veröffentlichung des Urtheils erklärte die „Staats⸗ 
bürger⸗Zeitung“, daß ſie ein gerichtliches Erkenntniß erſter In⸗ 
ſtanz, das den Stempel der juridiſchen, logiſchen und moraliſchen 
Unzulänglichkeit an der Stirn trage, nicht als für ſich maßgebend 
erachten könne, dagegen erklärte die „Magdeburgiſche Zeitung“ 
am 23. Dezember 1876: 

Wir können uns der Ehrenerklärung, welche in dieſem Erkenntniſſe für 

Herrn Sonnemann enthalten iſt, nach allem, was wir über die Ergeb⸗ 

niſſe der Beweisaufnahme in Erfahrung gebracht haben, nur rückhalt⸗ 

los anſchließen. 

und ſandte dieſe Erklärung an Sonnemann. Ich theilte die An⸗ 
ſicht der „Staatsbürger⸗Zeitung“ und ging an die zweite Inſtanz. 
Ich entſchloß mich auch, vor derſelben meine Sache allein zu 
führen, da ich Anlaß hatte, auf die weiteren Dienſte meines 
Rechtsbeiſtandes in der erſten Inſtanz zu verzichten, obgleich ſie 
mir freundlicher Weiſe auch für die zweite Inſtanz angeboten 
wurden. Demgemäß entwarf ich eine Appellationsrechtfertigung, 
die juridiſch gewiß ſehr mangelhaft war, aber des geſunden 
Menſchenverſtandes deshalb vielleicht noch nicht gänzlich entbehrte; 
ich gebe ſie in ihren weſentlichen Stellen, wie folgt: 

1. Es iſt unrichtig, wenn das Urtheil erſter Inſtanz als durch die 
Zeugenausſagen feſtgeſtellt angiebt, daß Beklagter Betheiligungen an 
Emiſſionen und Gründungen „manchmal angenommen, manchmal 
abgelehnt“ habe. Es iſt vielmehr durch die Zeugen Hohenemſer, Hahn, 
v. Erlanger, Bär und Sulzbach ausgeſagt, daß ſie Beklagten an den 
von ihnen ausgehenden Emiſſionen betheiligt haben, dagegen hat keiner 
dieſer Zeugen auch nur einen einzigen Fall anzugeben vermocht, in 
welchem Beklagter eine ihm angebotene Betheiligung abgelehnt habe. 
Ihre Ausſagen in dieſer Beziehung beſchränkten ſich auf perſönliche 
Vermuthungen, welche ſie auch nicht durch ein einziges, thatſäch⸗ 
liches Moment zu erhärten vermochten. 

2. Es iſt zwar an ſich richtig, daß die genannten Zeugen als ihre 
ſubjektive Meinung ausſprachen, daß Beklagter für etwaigen Verluſt 
verhaftet war, aber es iſt thatſächlich durch ihre Ausſagen erwieſen, 
daß eine derartige Haftbarkeit in geſchäftlichem und juriſtiſchem Sinne 
meiſtentheils nicht beſtand, ſondern einzig und allein von dem ſub⸗ 
jektiven Ermeſſen der Betheiligenden bezw. des Betheiligten abhängig 

war. Eine reelle Haftbarkeit war erſt vorhanden, wenn Beklagter 

eingezahlt hatte, was nach den Ergebniſſen der Beweisaufnahme in 
einem einzelnen, bezw. in einzelnen Fällen, gewöhnlich aber nicht 
geſchehen iſt. 
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3. Es iſt deshalb ferner unrichtig, wenn das Urtheil als durch die 
Zeugenausſagen feſtgeſtellt angiebt, daß Beklagter „ſeine Einzahlung 
geleiſtet und ſelbſt auch nicht geleiſtet hat, je nachdem dies eben bei 
dem betreffenden Geſchäfte üblich war“. Aber ganz von der thatſäch⸗ 
lichen Seite der Sache abgeſehen, ſo iſt die juridiſche Würdigung dieſes 
Moments gänzlich unzutreffend. Erſtens ignorirt das Urtheil völlig 
die Ausſage des Zeugen v. Rothſchild, der, weil er nicht in jener 
eigenthümlichen Verbindung der gewerbsmäßigen „Betheiligung“ mit 
dem Beſitzer der „Frankfurter Zeitung“ geſtanden hat, als der 
wichtigſte Zeuge in dieſem Betrachte angeſehen werden muß. Derſelbe 
ſagte, von reellen Zeichnungen auf neue Emiſſionen ſprechend: 
„Die Einzahlung iſt die einfache Deduktion der Unter: 
ſchrift“ und antwortete auf die Frage, ob Beklagter von ſeinen 
Emiſſionen Betheiligungen bekommen habe: „Das Wort „Beſtechlich— 
keit“ ſteht nicht in meinen Büchern“. Zweitens aber iſt die 
Einzahlung nach § 2094 des Handelsgeſetzbuchs ein geſetzliches Er- 
forderniß, und es muß billig Wunder nehmen, daß das Urtheil eine 
Uebertretung der Reichsgeſetze für geſühnt erachtet durch die Geſchäfts⸗ 
praxis von Häuſern, welche gewerbsmäßig Gründergeſchäfte betreiben. 

4. Es iſt weiter unrichtig, wenn das Urtheil in Bezug auf den 
ſpeziellen Fall, auf Grund deſſen ich meine Anſchuldigungen gegen 
den Beklagten erhob, in Bezug auf die Betheiligung deſſelben durch 
die Vereinsbank bei Gründung der „Deutſchen Effekten und Wechſel— 
bank“ von dem Zeugen Hohenemſer die Ausſage erwähnt, daß „der— 
ſelbe dieſe Einzahlung nicht verlangt habe, wie dies auch anderen Be— 
theiligten gegenüber nicht geſchah.“ Zeuge Hohenemſer hat 
vielmehr ausgeſagt, daß er wohl von einer Betheiligung 
des Beklagten durch Zeuge Hahn aus dieſem Anlaſſe, aber 
von einer Betheiligung ſeinerſeits überhaupt nichts wiſſe, 
daß er nach gewiſſenhafter und genauer Durchſicht ſeiner 
Bücher nichts davon gefunden habe. Erſt im weiteren Ver— 
lauf der Verhandlungen wurde durch die eidliche Ausſage des Zeugen 
Volckhauſen feſtgeſtellt, daß derſelbe das bezügliche, von Hohenemſer 
abgeleugnete Schreiben in den Originalbüchern der „Deutſchen Vereins⸗ 
bank“ ſelbſt eingeſehen habe, und daß genau in derſelben Weiſe, d. h. 
ohne Einzahlung ſämmtliche Börſenreporter der Frankfurter Blätter, 
darunter der aktenmäßig der Beſtechlichkeit überführte Handelsredakteur 
der „F. Z.“, Bernhard Doctor, genau mit derſelben Summe, wie der 
Beklagte, betheiligt worden ſeien. Der Beklagte hat auch ſeine Be— 
theiligung durch Hohenemſer, welche dieſer ſelbſt beſtritt, zuge 
geben. Wie hiernach das Urtheil dazu kommt, die Ausſage des Zeugen 
Volckhauſen, nach welcher ſich auf Grund aktenmäßiger Zeug— 
niſſe die ſpeziell von mir dem Angeklagten vorgeworfene Betheiligung 
als eine ſogenannte „Preßbetheiligung“ in ſchlüſſigſter Form darſtellt, 
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einfach zu ignoriren, dagegen den Beklagten zu entlaſten auf Grund 
einer Ausſage des Zeugen Hohenemſer, welche dieſer garnicht ge⸗ 
macht hat, iſt unerfindlich. 

5. Es iſt weiter unrichtig, daß von mir oder meinem Anwalte der 
„Nachweis verſucht“ und „vollſtändig mißlungen“ ſei, daß indirekt 
durch „dieſe Betheiligungen eine Beeinfluſſung auf den handelspolitiſchen 
Theil der Zeitung ſtattgefunden“ habe. Dieſe Frage iſt von mir 
ſowohl in meinen publiziſtiſchen Angriffen, wie in meiner gerichtlichen 
Klage völlig bei Seite gelaſſen worden. Ich habe den Beklagten 
deshalb getadelt, weil er ſich überhaupt gewohnheitsmäßig von Gründern, 
zu deren Unternehmungen er ſich als Zeitungsbeſitzer in der Lage 
eines Kritikers befand, müheloſe Gewinnſte in den Schooß werfen ließ 
unter Verletzung nicht nur der einfachſten Ehrbegriffe, ſondern auch 
geſetzlicher Beſtimmungen (§ 209 A des Handelsgeſetzbuchs). Hierauf 
allein kam es mir an. Ein „Nachweis“ darüber, in welcher Weiſe 
ſich der Beklagte dankbar erwieſen habe, für die moraliſch unerlaubten 
Gewinnſte, die ihm zu Theil wurden, iſt erſtens an ſich für die ſitt⸗ 
liche Beurtheilung ſeiner Handlungsweiſe völlig gleichgiltig, zweitens 
aber deshalb unmöglich, weil der Zweck ſolcher „Betheiligungen“, wie 
der Zeuge Hohenemſer mit klaſſiſcher Deutlichkeit in ſeinem Schreiben 
an die Anglo-⸗Oeſterreichiſche Bank angiebt, der iſt, eine „unangenehme 
Oppoſition“ und ein „wenig wohlwollendes Entgegenkommen“ zu 
hindern und ſich für den negativen Erfolg des Schweigens niemals 
poſitive Beweiſe beibringen laſſen. 

6. Es iſt aber weiter unrichtig, wenn das Urtheil als erwieſen an⸗ 
nimmt, daß der Beklagte den von ihm allerdings verſuchten Nachweis, 
daß er ſich über einzelne Unternehmungen, an denen er ſelbſt betheiligt 
war, in ſeiner Zeitung „ungünſtig ausgelaſſen“, geführt habe. Das 
Urtheil führt in dieſer Beziehung als Beweismomente das „Böſe ſein“ 
und den „Aerger“ der Zeugen Hahn und Sulzbach darüber an, daß 
Beklagter Unternehmungen, an denen ſie ihn betheiligt hatten, nicht 
in der von ihnen gewünſchten Weiſe beſprochen habe. Abgeſehen nun 
davon, daß die beiden Zeugen ſich in allgemeinſten Redensarten be⸗ 
wegten, ohne dieſelben auch nur im Geringſten durch aktenmäßige und 
eingehende Angaben zu unterſtützen, ſo hatten beide Zeugen ausgeſagt, 
daß ſie den Beklagten als „Freund“, als „ehrenwerthen Mann“ 
betheiligt hatten, und nicht als Zeitungsbeſitzer. Nach allen Begriffen 
der Logik mußten ſie ſich deshalb freuen, und nicht „ärgern“ und 
„böſe ſein“, wenn er ſich in der That als „ehrenwerther Mann“ be⸗ 
währte und nach ſeiner eigenen Ueberzeugung und nicht nach den 
Wünſchen intereſſirter Geſchäftsleute über ihre Unternehmungen 
urtheilte. Es bleibt darnach völlig unerfindlich, wie das Urtheil ſo 
irrationelle, und aller Logik hohnſprechende Gemüths⸗ 
bewegungen von Gründern als motivirende Momente eines ge⸗ 
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richtlichen Entſcheides anführen kann. Dergleichen facta interna laſſen 
ſich überhaupt nicht durch Ausſagen von Zeugen feſtſtellen, welche über 
die Motive, aus denen ſie gehandelt haben, ſich gar nicht mehr klar 
zu ſein brauchen und in dieſem Falle, wie ihr „Aergern“ und „Böſe 
ſein“ beweiſt, auch nicht mehr klar geweſen ſind; vielmehr laſſen ſie 
ſich nur aus dem objektiven Thatbeſtande der Handlung ſelbſt 
entnehmen. Der einzige wirkliche Verſuch jenes Nachweiſes aber iſt 
dem Beklagten miß lungen und nicht gelungen, wie das Urtheil ſehr 
irrthümlicher Weiſe angiebt. Dies iſt der von dem Urtheile angeführte 
Artikel der „Frankfurter Zeitung“ vom 9. Dezember 1872 über die 
Einführung der Dresdener Bankaktien an der Frankfurter Börſe. In 
der Verhandlung wurde feſtgeſtellt — und ich provozire in dieſer Be⸗ 
ziehung auf den Wortlaut des bei den Akten befindlichen Artikels —, 
daß derſelbe die Art der bereits geſchehenen Einführung der 
betreffenden Aktien tadelt, mit welcher bekanntlich das Konſortial⸗ 
unternehmen beendet iſt. Da nun der Beklagte nach eigenem Zu: 
geſtändniß aus ſeiner Betheiligung an Dresdener Bankaktien einen 
beträchtlichen Gewinn gezogen hat, ſo kann daraus, daß er nachträglich 
die Art und Weiſe tadelt, wie dieſer Gewinn auf Koſten des Publi⸗ 
kums gemacht iſt, keine Folgerung für ſeine Moralität, ſondern höchſtens 
für ſeinen Zynismus gezogen werden. 

7. Es iſt ferner unrichtig, daß das Urtheil keine „Veranlaſſung“ haben 
will, ſich darüber auszulaſſen, ob die Anſicht der Zeugen Volckhauſen 
und Cnyrim, daß die gewerbsmäßige Konſortialbetheiligung unverein- 
bar ſei mit der Stellung eines Zeitungsbeſitzers und Reichstagsab⸗ 
geordneten unrichtig ſei oder nicht. Um dieſe Frage drehte ſich 
nicht weniger, als die ganze Prozeßſache. Wie das Urtheil, 
indem es ſelbſt darauf verzichtet, die Streitfrage zu würdigen, gleich 
darauf eine Würdigung derſelben als eine „verleumderiſche Behauptung“ 
bezeichnen kann, iſt unerfindlich. 

8. Die Begründung der mir ſchuld gegebenen „Verleumdung“ iſt ebenſo 
unlogiſch wie unrichtig. Das Urtheil erkennt ſelbſt an, daß ich die 
mir vom Zeugen Volckhauſen im Jahre 1876 mitgetheilten Thatſachen 
in Bezug auf die Konſortialbetheiligungen des Beklagten in der „Staats⸗ 
bürger⸗Zeitung“ richtig wiedergegeben habe und daß die Richtigkeit 
dieſer Thatſachen ſelbſt durch die gerichtlichen Verhandlungen feſtgeſtellt 
ſei. Die „Verleumdung“ erkennt es in folgender, von mir auf Grund 
jener Thatſachen in der „Staatsbürger-Zeitung“ veröffentlichten 
Schlußfolgerung: 

Somit erheben wir die Anklage gegen den Reichstags⸗ 
abgeordneten zu Frankfurt a. M., Herrn Leopold Sonnemann, 
daß er während der Schwindelperiode ſeine öffentliche Ver⸗ 
trauensſtellung als Beſitzer und Leiter der „Frankfurter Zeitung“ 
benutzt hat zu heimlichen Gewinnſten aus Gründungen, über 
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welche das Publikum in feinem Blatte ein unbeftochenes und 
unparteiiſches Urtheil zu erwarten berechtigt war. 


Zunächſt kann hierin nun und nimmermehr eine „Verleumdung“ er⸗ 
kannt werden, deren entſcheidendes Merkmal die wiſſentliche Entſtellung 
von Thatſachen iſt. Hier handelt es ſich aber, wie ſchon aus dem 
Wortlaute hervorgeht („Somit erheben wir die Anklage“), nur 
um ein ſubjektives Urtheil, geſtützt auf an ſich, wie das Urtheil ſelbſt 
anerkennt, richtig wiedergegebene Thatſachen. Das vom Urtheil an⸗ 
gezogene Moment, daß der Zeuge Volckhauſen mir zwar die That⸗ 
ſachen, aber nicht jene Schlußfolgerung als ſeine Anſicht mitgetheilt 
habe, iſt völlig gleichgiltig. Denn ich war wohl verpflichtet, die That⸗ 
ſachen ſo wiederzugeben, wie ich ſie erfahren hatte, aber keineswegs, 
die ſubjektive Beurtheilung des Zeugen Volckhauſen — die ſich übrigens 
nur im Grade, aber keineswegs in der Art von der meinigen unter⸗ 
ſchied, denn aus der „Unvereinbarkeit“ von Konſortialbetheiligungen 
mit der Stellung eines Zeitungsbeſitzers folgt naturgemäß, daß wo 
dieſe „Unvereinbarkeit“ mißachtet wird, ein Mißbrauch jener Stellung 
vorliegt — auch zur meinigen zu machen. Es läge hier alſo höchſtens, 
wenn meine Folgerung unrichtig wäre, eine Beleidigung des Be⸗ 
klagten vor. Aber auch davon kann keine Rede ſein, denn aus den 
durch die Beweiserhebung feſtgeſtellten Thatſachen, 
daß der Beklagte, der nichts als Zeitungsbeſitzer iſt, bei den 
allerverſchiedenſten Gründungen der allerverſchiedenſten Häuſer 
betheiligt worden iſt, 
daß dies meiſtentheils geſchah, ohne daß bei der mangelnden 
Einzahlung, die ſogar eine Geſetzesverletzung involvirte und 
nach der Ausſage des Zeugen Rothſchild unreelle „Betheili⸗ 
gungen“, die beſagter Zeuge „Beſtechungen“ nannte, von reellen 
Zeichnungen unterſcheidet, von einer Kapitalanlage oder auch 
nur Spekulation, am wenigſten aber von einer juridiſchen oder 
materiellen Haftbarkeit für etwa entſtehenden Verluſt die Rede 
ſein kann, 
daß bei dem von mir ſpeziell angezogenen Falle der Betheili⸗ 
gung des Beklagten durch die Vereinsbank bei Gründung der 
„Deutſchen Effekten und Wechſelbank“ derſelbe betheiligt 
worden iſt genau in derſelben Weiſe, wie ſämmtliche Börſen⸗ 
reporter der Frankfurter Blätter, wie die Zeitungsinftitute 
„Neue Frankfurter Preſſe“ und „Beobachter“, ja ſogar genau 
mit derſelben Summe, wie ſein aktenmäßig der Beſtechlichkeit 
überführte Handelsredakteur Bernhard Doctor, 
folgt mit logiſcher Nothwendigkeit, daß es ſich in allen dieſen Fällen, 
beſonders aber in dem von mir ſpeziell angezogenen, um „Preß⸗ 
betheiligungen“ im verwerflichſten Sinne des Worts handelt, um den 
Mißbrauch einer öffentlichen Vertrauensſtellung zu heimlichen Ge⸗ 
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winnſten aus Gründungen, denen der Angeklagte in der delikaten und 
verantwortlichen Stellung eines dem Publikum für die abſolute, auch 
jeden böſen Schein meidende Integrität ſeines Urtheils bei ſeiner Ehre 
verantwortlichen Kritikers gegenüberſtand. 

Gegenüber jenen Thatſachen kann es nicht das geringſte Ge⸗ 
wicht haben, wenn die Zeugen Hohenemſer, Hahn, v. Erlanger, Bär 
und Sulzbach den Beklagten durch ihre ſubjektiven Lobſprüche ſeiner 
Haltung zu entlaſten ſuchten. Denn abgeſehen davon, daß ſie nicht 
das geringſte aktenmäßige Material für ihre allgemeinen Redensarten 
beigebracht haben, ſo würden ſie entgegengeſetzten Falls ſich als Mit⸗ 
ſchuldige der Korruption ſelbſt denunzirt haben; ſie waren ſomit, 
ſoweit ſich ihr Zeugniß nicht auf die Thatſache der Betheiligung 
ſelbſt beſchränkte, ſondern darüber hinaus ihre Abſicht bei der Be⸗ 
theiligung und ihre Auffaſſung derſelben wiedergab, auch Zeugen 
in eigener Sache, ein Umſtand, dem vom Gerichtshofe, ſowie von 
beiden Parteien darin Rechnung getragen wurde, daß allſeitig auf ihre 
Vereidigung verzichtet ward. Die an ſich ſchon widerſinnige Unter⸗ 
ſtellung, daß die verſchiedenſten Häuſer bei den verſchiedenſten Emiſſionen 
aus den rein ideellen Motiven der „Freundſchaft“ und der Ehr— 
furcht vor ſeinen bürgerlichen Tugenden demſelben Individuum, das 
Beſitzer einer einflußreichen Handelszeitung iſt, freiwillig erhebliche 
Theile ihres Gründergewinns abtreten, wird vollends dadurch ins 
rechte Licht geſetzt, daß zwei jener Zeugen, als ſich nach ihrer Be⸗ 
hauptung der Beklagte wirklich als „ehrenwerther“ Charakter ihnen 
gegenüber bewies, „böſe“ und „ärgerlich“ wurden. Ich habe ſomit 
dem Beklagten bezüglich ſeiner Konſortialbetheiligungen nicht das ge⸗ 
ringſte Unrecht gethan, dagegen hat er ſich einer verleumderiſchen Be⸗ 
leidigung ſchuldig gemacht, indem er mich anläßlich meiner wahren 
Anſchuldigungen gegen ihn, von denen er wußte und wiſſen mußte, 
daß ſie wahr ſeien, einen „Verleumder“ nannte. 


* * 
* 


Die Verhandlung vor der Berufungskammer des Appellations⸗ 
gerichts zu Frankfurt a. M. fand am 15. Juni 1877 ſtatt. Ich 
beantragte, das Beweisverfahren zu wiederholen; Sonnemann be⸗ 
antragte dagegen, das Urtheil erſter Inſtanz zu beſtätigen, even⸗ 
tuell zur Begründung des mir gemachten Vorwurfs „notoriſcher 
Verleumder“ Herrn Eugen Richter als Zeugen zu vernehmen; 
auch bezog er ſich darauf, daß die „Magdeburgiſche Zeitung“ mir 
als einem Verleumder nach dem Urtheile erſter Inſtanz den Lauf⸗ 
paß gegeben habe. Der Gerichtshof erkannte, daß der Beklagte 
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der Beleidigung für ſchuldig, aber für ſtraffrei zu erklären ſei, 
da wechſelſeitige, auf der Stelle erwiederte Beleidigungen vorlägen. 
In der ſchriftlichen Ausfertigung des Erkenntniſſes heißt es nach 
einer Rekapitulation des Thatbeſtandes, des erſten Urtheils und 
meiner Appellationsrechtfertigung: 


Auf Grund dieſer Ausführungen beantragt der Kläger nach Wieder⸗ 
holung des Beweisverfahrens auf Strafe gegen den Beſchuldigten zu 
erkennen Von dem Beſchuldigten iſt die Beſtätigung des erſten 
Urtheils in Antrag gebracht, und nur eventuell hat derſelbe neue 
Thatſachen zur Begründung des dem Kläger gemachten Vorwurfs 
„notoriſcher Verleumder“ unter Beweis geſtellt. Bei Prüfung der 
von dem Kläger erhobenen Beſchwerden läßt ſich nicht ver⸗ 
kennen, daß die Begründung des angefochtenen Urtheils nach Lage 
der Akten ſowohl in thatſächlicher, wie auch in rechtlicher Be⸗ 
ziehung zu erheblichen Bedenken Anlaß giebt. Was insbe⸗ 
ſondere die Frage betrifft, ob der Beſchuldigte ſeine Stellung bei der 
„Frankfurter Zeitung“ zu heimlichen Gründergewinnſten ausgebeutet 
habe, ſo iſt bei der zu Gunſten der Beklagten ausgefallenen Beantwortung 
derſelben eine Reihe aktenmäßiger und nicht unerheblicher 
Thatumſtände unberückſichtigt geblieben; andere für die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage erhebliche Thatſachen ſind durch das keines⸗ 
wegs erſchöpfende Beweisverfahren nicht genügend klar geſtellt. 
Das Berufungsgericht würde daher nicht in der Lage ſein, ſich die 
erſtrichterliche Beurtheilung der Sachlage ohne Weiteres anzueignen. 
Daſſelbe iſt jedoch genöthigt, zu der angeregten Streitfrage ſelbſt ſich 
auf den allgemeinen Satz zu beſchränken, daß ein hervorragendes 
Handels⸗ und Börſenblatt, deſſen Eigenthümer und Leiter ſich in 
umfaſſender Weiſe perſönlich an den verſchieden artigſten in⸗ 
duſtriellen und finanziellen Unternehmungen betheiligt, den Anſpruch, 
ſeine auf derartige Unternehmungen bezüglichen Urtheile und Be⸗ 
ſprechungen von dem Publikum als durchaus unparteiiſche anerkannt anzu⸗ 
ſehen, ſelbſt dann nicht erheben kann, wenn es ſich der größten Objektivität 
befleißigt. Das Intereſſe des Kapitaliſten (welch es ſelbſtverſtändlich 
dadurch nicht vermindert wird, daß ſeine Betheiligungen für ihn et wa 
mit perſönlichem Riſiko verbunden ſind) muß hierbei nothwendig mit 
den Pflichten der unparteiiſchen Berichterftattung und Kritik in eine 
Kolliſion gerathen, deren allſeitig befriedigende Löſung der Leſerkreis 
der Zeitung zu bezweifeln berechtigt iſt. Daß hieran die un⸗ 
beſtrittene, formelle Befugniß des Zeitungsunternehmers, ſich als 
Kapitaliſt an allen möglichen Unternehmungen zu betheiligen, nichts 
ändern kann, liegt auf der Hand. Die ſpeziellen Fragen dagegen, ob 
der Beſchuldigte thatſächlich ſogenannte Preßbetheiligungen (mit oder 
ohne perſönliches Riſiko) angenommen, ob ihm irgend welche Be⸗ 
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theiligungen mit ausgeſprochener oder ſtillſchweigender Rückſicht auf ſeine 
Stellung als Herausgeber der „Frankfurter Zeitung“ zugewendet 
worden ſind, ob die Objektivität der letzteren durch derartige Bezie⸗ 
hungen ihres Eigenthümers irgendwie beeinflußt worden iſt, alle dieſe 
Fragen würden nur auf Grund einer umfaſſenden, neuen Be» 
weiserhebung zu beantworten ſein, und für dieſe bietet das gegen⸗ 
wärtige Verfahren keinen Raum. Der gegen den Kläger gerichtete 
Schlußſatz der Sonnemannſchen Erklärung vom 13. Juni 1876: 
Wenn ich die Provokation des Herrn Mehring, eine gericht⸗ 
liche Klage anzuſtellen, unberückſichtigt laſſe, ſo geſchieht dies 
nur, weil ich mit Ihnen darin übereinſtimme, daß notoriſchen 
Verleumdern gegenüber nur das Schweigen der Verachtung 
am Platze iſt, 
enthält nicht, wie die Strafkammer annimmt, die Behauptung von 
Thatſachen. Die Bezeichnung eines Menſchen als notoriſchen Ver⸗ 
leumders ſetzt zwar zu ihrer Begründung das Vorhandenſein einer 
Reihe von Thatſachen voraus; ſie ſelbſt iſt aber nur das aus ſolchen 
Thatſachen geſchöpfte Urtheil. Da dieſem Urtheile zu Grunde liegende 
Thatſachen in der Erklärung des Beſchuldigten auch nicht einmal 
angedeutet ſind, ſo würde der Satz in keinem Falle unter die 
SS 186 oder 187, ſondern immer als einfache Beleidigung nur unter 
den § 185 des Strafgeſetzbuchs fallen. Bei der einfachen Beleidigung 
aber iſt der Beweis der Wahrheit von ſelbſt ausgeſchloſſen. Wenn 
es dem Beſchul digten darum zu thun war, ſich durch ein 
gerichtliches Verfahren von den ihm gemachten Vorwurf 
zu reinigen, ſo war ihm hierzu nach dem Erſcheinen der 
Artikel des Klägers Anlaß und Gelegenheit geboten; in 
der vorliegenden Sache kann er nicht dazu verſtattet werden. Nur 
bezüglich der Strafabmeſſung würden die von ihm angebotenen Beweiſe 
allenfalls von Erheblichkeit geweſen ſein, und dies führt zu der Frage, 
ob der Beſchuldigte eine Strafe überhaupt verwirkt habe. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß der Beſchuldigte bei Veröffentlichung 
feiner Erklärung vom 13. Juni v. J. ſich in der Wahrnehmung be— 
rechtigter Intereſſen befunden hat. Er war in verſchiedenen Blättern 
öffentlich angegriffen worden, und das Recht, ſich auch der Oeffentlich— 
keit gegenüber zu vertheidigen, kann ihm nicht abgeſprochen werden. 
Inſoweit kann der Beſchuldigte ſich auf den Schutz von § 193 des 
Strafgeſetzes berufen. Abweichend von der Auffaſſung des erſten 
Richters iſt jedoch, nachdem die Erklärung vom 13. Juni v. J. zum 
Zwecke erneuter Beweisaufnahme heute verleſen worden, aus der Form 
derſelben bezüglich des oben mitgetheilten Schlußſatzes die Abſicht, zu 
beleidigen, gegen den Beſchuldigten feſtzuſtellen. Wenn derſelbe, ſtatt 
ſich auf eine ſachliche Widerlegung einzulaſſen, den Kläger 
als notoriſchen Verleumder der öffentlichen Verachtung preisgiebt, ſo 
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kann hierbei die beleidigende Abſicht nicht füglich bezweifelt werden. 
Der Beſchuldigte würde daher aus § 185 des Strafgeſetzbuchs zu 
beſtrafen ſein, wenn ihn nicht der eventuell geltend gemachte Einwand 
der Kompenſation ſchützte“. Das Urtheil geht hierauf die von Seiten 
Sonnemanns vorgebrachten Kompenſationsartikel durch und kommt zu 
dem Ergebniſſe, daß in einem derſelben, in welchem der Kläger den 
Beklagten einen „bubenhaften Verleumder“ nennt, die Wahl der Aus⸗ 
drücke an der beleidigenden Abſicht des Klägers, welchem an ſich 
gleichfalls der 8 193 des Strafgeſetzbuches zur Seite ſtehen 
würde, keinen Zweifel laſſe. Nachdem ſich derſelbe aber in dieſer 
maßloſen Form ſelbſt Recht zu verſchaffen geſucht habe, könne er nicht 
außerdem eine gerichtliche Sühne für die ihm von Seiten des Be⸗ 
ſchuldigten widerfahrene, jedenfalls nicht ſchwerere Beleidigung fordern. 


Dies iſt das rechtskräftige Erkenntniß in dem Prozeſſe Mehring⸗ 
Sonnemann. Sonnemann, welcher das Urtheil erſter Inſtanz, 
ſoweit es ſich auf ſeine Konſortialbetheiligungen bezog, in akten⸗ 
mäßigem Wortlaute veröffentlicht hatte — nur mit Ausnahme 
des Relativſatzes, welcher die Nichtvereidigung eines Theils der 
Zeugen erwähnt —, veröffentlichte das rechtskräftige Urtheil in 
folgender Form: 


Das Urtheil ſchloß ſich in ſeinem erſten Theile ganz den Ausführungen 
der erſten Inſtanz an und bemerkte, bei Prüfung des der Klage zu 
Grunde liegenden Thatbeſtandes hätten ſich verſchiedene Bedenken 
ergeben, eine Reihe aktenmäßiger Thatumſtände ſeien nicht berückſichtigt 
worden und andere erhebliche Thatumſtände ſeien durch das keineswegs 
erſchöpfende Beweisverfahren nicht genug klar geſtellt worden. Das 
Berufungsgericht ſei daher nicht in der Lage, ſich dem erſtrichterlichen 
Urtheile ohne Weiteres anzuſchließen, ſei jedoch genöthigt, zu der 
allgemeinen Streitfrage auf den allgemeinen Satz ſich zu beſchränken, 
daß ein ſo hervorragendes Handelsblatt, deſſen Herausgeber ſich an ſo 
verſchiedenartigen finanziellen und induſtriellen Unternehmungen be⸗ 
theiligt, nicht den Anſpruch machen könne, ſein Urtheil als völlig 
unparteiiſch anerkannt zu ſehen, ſelbſt dann nicht, wenn es ſich der 
größten Objektivität befleißige; die Intereſſen des Kapitaliſten müßten 
nothwendig mit den Pflichten des unparteiiſchen Berichterſtatters in 
Konflikt und Kolliſion gerathen. Ferner führt das Urtheil aus, daß 
in den Worten „notoriſcher Verleumder“ eine einfache Beleidigung 
enthalten ſei, in welcher der Beweis ausgeſchloſſen ſei; es komme 
jedoch dabei den Beſchuldigten der § 193 zu Gute, indem er zur 
Wahrung ſeiner Intereſſen ſofort auf die geſchehenen Angriffe erwiedert 
habe. Der Beklagte würde jedoch nach § 185 zu beſtrafen ſein, wenn 
er nicht den Einwand der Kompenſation erhöbe ꝛc. 
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Noch kürzer faßte fich das Wolffſche Telegraphenbureau, welches 
in alle Winde telegraphirte, das Urtheil erſter Inſtanz ſei einfach 
beſtätigt worden. Auf eine deutliche Note, welche ich an das 
Bureau richtete, erſchien einer ſeiner Redakteure bei mir und 
ſprach mir das Bedauern des Bureaus aus, daß es von Frank— 
furt her in „ſchändlicher Weiſe“ getäuſcht worden ſei; es würde 
ſofort jede Berichtigung aufnehmen, welche ich wünſchte. Die 
Berichtigung erfolgte, aber die kapitaliſtiſchen Blätter, welche die 
erſte Meldung natürlich in geſperrten Lettern gebracht hatten, 
ſchwiegen die Berichtigung kurzweg todt. Dagegen nahm die 
„Magdeburgiſche Zeitung“ fie auf und verbat es ſich im Anz 
ſchluſſe daran als eine „Beleidigung“, daß Sonnemann ſich in 
zweiter Inſtanz auf ihre Ehrenerklärung berufen habe. Sie er⸗ 
läuterte die letztere zugleich dahin: 
Wir haben erklärt, daß nach Allem, was wir über die Ergebniſſe der 
Beweisaufnahme erfahren haben, Herr Sonnemann nichts gethan hat, 
was gerichtlich zu verfolgen geweſen wäre. Wir wollten dies aus⸗ 
drücklich konſtatiren, und auch Herrn Sonnemann ſelbſt, dem wir das 
betr. Exemplar der Zeitung zugeſandt haben, kundthun, weil vielfach 
und auch im Laufe der betr. Prozeßverhandlungen der Fall wiederholt 
ſo gedreht und gedeutet wurde, als würden gegen Herrn Sonnemann 
ſolche Anſchuldigungen erhoben. 
Mir iſt von ſolchem „Drehen und Deuten“ nichts bekannt ges 
worden, aber da die „Magdeburgiſche Zeitung“ bis zum Urtheile 
erſter Inſtanz dem „Falle“ einen größeren Eifer widmete, als 
ich, ſo mögen ihr die begleitenden Umſtände auch wohl bekannter 
geworden ſein, als mir. 


* * 
** 


So die Akten. Und wenn daraus der Rechtsanwalt Jonas 
die Behauptung ſchöpft, daß Sonnemann von dem mir gemachten 
Vorwurfe der „frivolen Verleumdung“ freigeſprochen worden ſei, 
weil mir der Wahrheitsbeweis völlig mißlang, ſo ergiebt ſich der 
für die „Charakteriſirung“ des Jonas „wichtige Umſtand“, daß 
ſich dieſes Mitglied des Berliner Anwaltſtandes in Ausübung 
ſeines Berufes als ein frivoler Verleumder erwieſen hat. 


VII. 


Der Rapifalismus in der Politik, 


o ausgezeichnet die Leiſtungen der Zeugen Stephany und 

Stein in ihrer Art waren, ſo gab es doch noch Jemanden 
in Deutſchland, den ſie nicht völlig befriedigten. Herr Eugen 
Richter hielt ſie nicht für ausreichend, und dieſer „Führer“ der 
freiſinnigen Partei beeilte ſich, den Apportenträger für die, wie er 
in ſeiner kapitaliſtiſchen Sprache ſagte: „Intereſſenten“ oder zu 
deutſch: den Lindau⸗Ring zu machen. 

Seit zwanzig Jahren habe ich das Unglück, in der Un⸗ 
gnade des Herrn Eugen Richter zu ſtehen. Das macht: wir 
wollen zwar beide die politiſche Freiheit, aber er will ſie im Intereſſe 
des Kapitalismus und ich will fie im Intereſſe der arbeitenden Klaſſen. 
Unſere Wege gehen eine Strecke zuſammen, um dann deſto weiter 
auseinanderzugehen. Dazu kam während der letzten Jahre ſein 
gewöhnlicher Konkurrenzneid auf die „Volks-⸗Zeitung“, die in 
demſelben Maße gedieh, in welchem ſeine „Freiſinnige Zeitung“ 
mühſam von einem Jahre ins andere forthumpelte. | 

Dieſes Konkurrenzmüthchen zu kühlen, erſchien ihm vor zwei 
Jahren das polizeiliche Verbot der „Volks-Zeitung“ als die 
paſſendſte Gelegenheit. In den öffentlichen Abonnementseinla⸗ 
dungen ſeiner Zeitung führte er ſeine verſteckten Falſtaff⸗Hiebe 
gegen das mundtodte Blatt und in heimlichen Rundſchreiben, die 
er durch das Reich verbreitete, — mir ſelbſt wurde ein ſolches 
von einem freiſinnigen Reichstagsabgeordneten eingeſandt, — 
ſuchte er der unbequemen Nachbarin während ihrer polizeilichen 
Unterdrückung die Abonnenten wegzukapern. Dieſe anſtändige 
und würdige Haltung des Herrn Eugen Richter hinderte mich 
indeſſen nicht, ein Jahr ſpäter, als er in der Patſche ſaß, zwar 
nicht für ſeine Perſon, aber doch für ſeine Politik inſoweit ein⸗ 
zutreten, als dieſelbe von rechts her, von den ehemaligen Sezeſſioniſten 
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der freifinnigen Partei angegriffen wurde. Wenigſtens hatte ich 
damals die Ueberzeugung und ich habe ſie auch heute noch, daß 
es ſich im Frühjahr 1890 bei dem Pronunziamento der ehe⸗ 
dem ſezeſſioniſtiſchen Elemente gegen Richter um die Abſicht einer 
politiſchen Rechtsſchwenkung handelte, welche ſehr vom Uebel ge⸗ 
weſen wäre. Freilich war dieſe Ueberzeugung damals nicht un⸗ 
beſtritten; ein freiſinniger Leſer der „Volks⸗Zeitung“ ſchrieb mir 
u. A. in etwas bitterer Stimmung: 

Ich muß es aufgeben, Sie von Ihrer vorgefaßten Meinung zu be⸗ 

kehren, aber eine vorgefaßte Meinung iſt es, daß die Oppoſition ſich 

gegen Richters politiſchen und nicht vielmehr gegen ſeinen perſön⸗ 
lichen, durch und durch ſchofeln Charakter richtet. Ich dächte, Sie 
hätten über denſelben doch auch reichliche Erfahrungen machen können. 

Ich will Ihnen nicht wünſchen, daß Sie dieſelben noch vermehren, 

aber wenn Sie einmal wieder ins Gedränge kommen ſollten, wird ſich 

Rickert wieder wie ein Gentleman benehmen und wird Richter trotz 

Ihres jetzigen Eintretens für ihn nur die Stelle ſuchen, wo er Ihnen 

den Nagel ins Gehirn treiben kann. Dann werden Sie an mich denken. 

Und allerdings habe ich oft an den alten Herrn denken 
müſſen. Zwar nicht in Sachen der „vorgefaßten Meinung“, 
welche heute wie damals meine Ueberzeugung iſt, aber wohl, 
weil die Haltung der „Danziger Zeitung“ einer- und der „Frei⸗ 
ſinnigen Zeitung“ andererſeits gegenüber dem Falle Lindau ſeiner 
Sehergabe ein treffliches Zeugniß ausſtellt. 

Zunächſt freilich tadelte Herr Eugen Richter das Treiben 
des Herrn Lindau, nämlich ſo lange derſelbe nur als literariſcher 
Typus des Syſtems Bismarck ins Spiel kam. Aber um ſo jäher 
war der Umſchlag, je mehr der ſozial⸗typiſche Untergrund des 
Falles Lindau hervortrat, und als ich gar in meiner Lindau— 
Schrift die Schabelsky einen „ſozialen Typus“ genannt hatte, 
da riß Herr Eugen Richter meine Schrift mit ſchnöden und 
wiſſentlichen Entſtellungen ihres Inhalts, wie nur er ſie leiſten 
kann, ſo herunter, daß ein mir ſonſt fern ſtehender freiſinniger 
Abgeordneter ſich gedrungen fühlte, am 29. Sept. v. J. folgende 
Zeilen an mich zu richten: 

Der Umſtand, daß ich am Freitag in der „Freiſinnigen Zeitung“ die 

Beſprechung Ihrer Schrift las, war für mich Veranlaſſung, ſofort in 

dem nächſten Buchladen der Friedrichſtraße den „Fall Lindau“ zu 

kaufen. So erregte mich die Beſprechung, mit der die „Freiſinnige 
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Zeitung“ wieder mal ihre Unfähigkeit, objektiv zu prüfen und ſub⸗ 
jektiv die richtige Empfindung zu fühlen, bethätigt hat Was weiß 
denn die „Freiſinnige Zeitung“ von der Angefreſſenheit der geſellſchaft⸗ 
lichen Zuſtände, von der eklen Hohlheit einer gewiſſen Bourgeoiſie? 
Jedes Kind kennt die ſoziale Lage der Schauſpielerinnen und für die 
„Freiſinnige Zeitung“ iſt die Schabelsky noch kein „ſozialer Typus“! 

Wie werden ſich Barnay und Lindau 2c. freundlich angeblickt haben! 

Beide können nun auch an die „Freiſinnige Zeitung“ ſchreiben: „Ihr 

Sie wahrhaft verehrender alter Freund!“ Nun, die Hauptſache iſt, daß 

man ſelbſt zufrieden iſt. Das ſind Sie und dürfen es mit Recht 

ſein u. ſ. w. 

Inzwiſchen hatte mich Herr Otto Hermes, der polttiſche 
Intimus des Herrn Eugen Richter, von der „Volks-Zeitung“ 
weggeboykottet; ich war politiſch mundtodt und wehrlos, und ich 
war perſönlich in arger Bedrängniß, was einem Andern vielleicht 
als eine genügende Sühne für die von mir dem Moloch des 
Kapitalismus zugefügte Majeſtätsbeleidigung erſchienen wäre, 
Herrn Eugen Richter aber erſchien es nicht ſo. Ueber die Pro⸗ 
zeßverhandlung Brahm-Mehring berichtete er zunächſt in der an 
ihm bekannten und deshalb hier nicht weiter zu beleuchtenden 
hämiſchen Weiſe, indem er über die Kritikerthaten des Herrn 
Brahm mit einigen flüchtigen Zeilen hinweghüpfte, die gegen mich 
gerichteten Zeugenausſagen der Stephany und Stein ausführlichſt 
und vielfach mit geſperrten Lettern wiedergab, und meine pro⸗ 
teſtirenden Aeußerungen durch Streichungen, Umdichtung meiner 
Worte ꝛc. möglichſt abſchwächte. Dann aber fügte er hinzu: 

Es ſcheint den Intereſſenten bei dieſem Prozeſſe nicht bekannt zu ſein, 

daß Herr Mehring in früheren Jahren auch ſchon für national⸗ 

liberale Blätter und zwar hochpolitiſche Artikel geſchrieben hat, ſo 
beiſpielsweiſe für die „Elberfelder Sl und für die „Magde⸗ 
burgiſche Zeitung“). 
Man ſieht: Herr Eugen Richter vermißt an den falſchen Eiden 
der Stephany und Stein noch die rechte Blume und Kraft, und 


) Im Vorbeigehen will ich erwähnen, daß dieſe wahrhaftigen Behaup⸗ 
tungen des Herrn Eugen Richter mit begieriger Luſt vom „Berliner Tage⸗ 
blatt“ und vom „Fränkiſchen Kurier“ nachgedruckt wurden, von dem letzteren 
noch mit der dreiſten Lüge verſchönert, daß ich auch für die „Kölniſche 
Zeitung“ geſchrieben hätte. Mit dieſem kleinen, wie der alte Fritz zu ſagen 
pflegte, „Kroop“ des Kapitalismus mich näher zu befaſſen, fehlt es mir aber 
an Neigung, Raum und Zeit. 
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jo füllt er fie geſchwind mit jenen neuen Verdächtigungen auf. 
Mit einer „hochpolitiſchen“ Thätigkeit für die „Elberfelder Zeitung“ 
hatte es nämlich folgende Bewandtniß. Ich weiß nicht, ob dem 
noch ſo iſt, aber als ich von 1871 bis 1873 Mitarbeiter der 
Oldenbergſchen Kammerkorreſpondenz war, wünſchten mehrere 
Zeitungen, welche auf dieſelbe abonnirt waren, außer dem eigent⸗ 
lichen Berichte über die Parlamentsſitzungen auch noch kurze 
Ueberſichten über dieſelben zu beziehen, welche den Leſern gewiſſer⸗ 
maßen als Leitfaden durch die weitläufigen Verhandlungen dienen 
ſollten. Herr Oldenberg pflegte dieſe Nebenarbeiten an ſeine 
Mitarbeiter zu vertheilen und ſo fiel mir die „Elberfelder Zeitung“ 
zu. Ob dieſelbe damals noch fortſchrittlich oder ſchon national— 
liberal war, weiß ich heute nicht mehr, und wenn ich es damals 
gewußt habe, ſo war das eine wie das andere für die Art 
meiner Thätigkeit ganz ohne Belang, wie denn einen damaligen 
Kollegen von mir ſeine ſozialdemokratiſche Geſinnung nicht hinderte 
und auch gar nicht zu hindern brauchte, dieſe zuſammenfaſſende 
Ueberſicht über die Tagesordnung, die Reden, die Anträge ꝛc. der 
einzelnen Reichs⸗ und Landtagsſitzungen für den „Reichs- und 
Staatsanzeiger“ zu liefern. Hätte ich aber wirklich irgend welche 
Skrupel gehabt, ſo wären ſie dadurch beſchwichtigt worden, daß 
ein ſo unentwegter Charakter, wie Herr Eugen Richter, damals 
politiſcher Korreſpondent der „Elberfelder Zeitung“ entweder'noch war 
oder eben geweſen war. Ueberhaupt iſt es mir etwas ſchleier⸗ 
haft, woher dieſer Herr, der die kapitaliſtiſche Ausbeutung ſeines 
publiziſtiſchen Berufs ſo gründlich betreibt, daß er von den 
„Preußiſchen Jahrbüchern“ bis zur welfiſch-partikulariſtiſchen 
„Deutſchen Volks⸗Zeitung“, von der „nationalliberalen „Poſener 
Zeitung“ bis zur volksparteilichen „Neuen Badiſchen Landes— 
zeitung“, einer Unzahl von anderen Blättern der verſchiedenſten 
Parteiſchattirungen bis hinauf zum „Kottbuſer Anzeiger“ zu ge⸗ 
ſchweigen, mit ſchöner Unparteilichkeit feine politiſchen „Waſch— 
zettel“ vertheilt hat, unausgeſetzt ein ſo heiſeres Gekrächze darüber 
erhebt, daß ich, der ich ein Fraktionspolitiker weder jemals ge— 
weſen bin, noch auch nur habe ſein wollen, vor anderthalb bis 
zwei Jahrzehnten für ein paar nationalliberale Blätter ein paar 
Dutzend Feuilletons, für die „Preußiſchen Jahrbücher“ eine Reihe 
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wiſſenſchaftlicher Aufſätze und für die „Poſt“ zwei ſozialpolitiſche 


Gelegenheitsartikel geſchrieben habe. Und was meine „politiſchen 
Wandlungen“ anbetrifft, ſo ſollte Herr Eugen Richter doch lieber 
erſt vor ſeiner eigenen Thüre kehren, und wenn er in ſeiner 
eigenen Fraktion alle diejenigen beſeitigt hat, welche ganz andere 
„politiſche Wandlungen“ hinter ſich haben, als ich, ſo will ich 
mich ſeinem Mordſtahle auch als geduldiges Opfer darbieten. 

Was nun aber die „Magdeburgiſche Zeitung“ anbetrifft, ſo 
ſprach ich bereits von dem Kampfe, den ich 1876 mit dieſem 
Blatte gemeinſam gegen das Gründerthum führte. Auf Wunſch 
von Herrn Splittgerber habe ich in jenem Jahre auch gelegentlich 
einmal einen Artikel für ſeine Zeitung geſchrieben. Glücklicher 
Weiſe beſitze ich dieſe „hochpolitiſchen“ Artikel noch: es ſind ein 
paar Feuilletons über die Vorſtellungen der Meininger und die 
Berliner Kunſtausſtellung von 1876, ein humoriſtiſches Feuilleton 
über eine Fahrt nach Merſeburg, je ein Feuilleton über Felix 
Dahns „Kampf um Rom“, Freytags „Markus König“, Spiel- 
hagens „Sturmfluth“, Wuttkes Buch „Die deutſche Tagespreſſe“ 
und ein Feuilleton über — Franz Ziegler. Die Wittwe und 
Tochter des alten im Oktober 1876 verſtorbenen Fortſchritts⸗ 


manns dankten mir brieflich wie mündlich für dies Feuilleton, 


welches ſie unter allen, ihrem Gatten und Vater gewidmeten Nach⸗ 


rufen am meiſten gefreut habe, und ſie boten mir die Heraus⸗ 


gabe ſeines literariſchen Nachlaſſes an. Ich nahm anfangs an, 
aber durch eine Indiskretion von dritter Seite wurde die Sache 
ruchbar, und Herr Richter, dem Zieglers ſozialpolitiſche Anſichten 
ebenſo ein Abſcheu waren, wie Ziegler Herrn Richters Mancheſter⸗ 
thum verachtete und wie! verachtete, fiel in einer Weiſe über mich 
her, die mich veranlaßte, den mir gewordenen Auftrag zurück⸗ 
zugeben, da ich die Perſon des Herausgebers nicht zu einem 
Hinderniſſe für die Verbreitung von Zieglers Nachlaſſe unter 


ſeinen Parteigenoſſen werden laſſen wollte. U. A. behauptete Herr 


Richter damals ſchon, daß ich heimlich ein politiſcher Mitarbeiter 
der „Magdeburgiſchen Zeitung“ ſei, aber obgleich Herr Splittgerber 
dieſe Lüge ſofort als ſolche aufdeckte, bringt ſie Herr Eugen Richter 
heute nach fünfzehn Jahren mit echt kapitaliſtiſcher Schonung des 
vorhandenen Materials neu aufgemuntert auf den Markt. 
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Allein damit iſt die Leiſtungsfähigkeit dieſes dreifach geaichten 
Baſilio noch nicht erſchöpft. Er hatte mit geſperrtem Drucke die 
Ausſage des Zeugen Stephany hervorgehoben, wonach ich für 
die „Poſt“ einen jo überſchwänglichen Kaiſer⸗Geburtstags⸗Artikel 
geſchrieben haben ſollte, daß ihn dies Blatt nur als bpzantiniſche 
Merkwürdigkeit in ſeinem Archive habe aufbewahren können. Am 
nächſten Tage erklärte Herr Groddeck von der „Poſt“, auf deſſen 
angebliche Autorität hin Herr Stephany geſchworen hatte, weder 
ſei die beſchworene Thatſache wahr, noch auch habe er ſie dem 
Stephany mitgetheilt. Dagegen behauptete Herr Groddeck, ich 
hätte die Anfänge der Sozialreform unter Kaiſer Wilhelm I. 
in der „Poſt“ huldigend begrüßt. Es begreift ſich, daß Herr 
Eugen Richter dieſe inzwiſchen von mir auch als irrig nachge— 
wieſene Behanptung mit gierigem Eifer den Spalten der „Frei— 
ſinnigen Zeitung“ einverleibte, aber nahm er nun wenigſtens 
auch die Berichtigung des Herrn Groddeck auf? O, Gott be— 
wahre! Er leitete die neue Behauptung deſſelben mit folgenden 
Worten ein: 

Zu den vielfachen politiſchen Wandlungen des Herrn Mehring bemerkt 

die „Poſt“ aus Anlaß des geſtern erwähnten Leitartikels unter Be⸗ 

richtigung einer etwas anders lautenden Zeugenausſage. 

„Eine etwas anders lautende Zeugenansſage“, das iſt alles, was 
Herr Eugen Richter zur Berichtigung eines falſchen, für ehr⸗ 
abſchneideriſche Zwecke geleiſteten und ſofort in ſeinem Nichts ent- 
hüllten Eides zu jagen hat. Er, der ſeit, ich weiß im Augen— 
blicke nicht, wie vielen Jahren in gichtiſchen Zuckungen über den 
ſachlich harmloſen Falſcheid Stöckers liegt. Das nenn' ich in 
der That einen Verſuch, Einem den Nagel ins Gehirn zu treiben. 
Es iſt das kaltblütigſte Niedermeucheln vermittelſt der bewußteſten 
und gewollteſten Unwahrheit. 


* * 
* 


Gleichwohl iſt es höchſt ungerecht, Herrn Eugen Richter einen 
„durch und durch ſchofeln“ Charakter zu nennen. Das iſt er 
gewiß nicht; im Gegentheile glaubte ich es gern, als Herr Stein 
— der als Nachrichten⸗Korreſpondent wie mit anderen großen 
Männer ſo auch mit Herrn Eugen Richter „intim“ iſt — ihn 
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„„ 


mir als edlen, ſanften, weichen und zarten Charakter pries. Die 


Perſon und der Politiker ſind eben zwei gänzlich verſchiedene 


Dinge. Irr' ich nicht, ſo war es Clauſewitz, der den General 
Rüchel eine konzentrirte Säure des Altpreußenthums nannte; nun 


wohl, in dieſem Sinne iſt Herr Eugen Richter die konzentrirte 


Säure des Kapitalismus. Die Sonderintereſſen des Kapitals 
ſind die Achſe, um welche ſich ſein ganzes politiſches Denken, 
Reden und Thun dreht. | 

Er ſelbſt verriet ſeines „Weſens Weſenheit“ vor einigen 
Jahren, indem er die Arbeiterſchutzgeſetzgebung einen Firlefanz 
nannte, welcher der freiſinnigen Partei gar kein Kopfzerbrechen 
machen dürfe; dieſe Partei habe nur in zwei Fragen einig und 
geſchloſſen vorzugehn: in der Frage des parlamentariſchen Geld⸗ 
bewilligungsrechts und in der Abwehr der agrariſch⸗ſchutzzöllneriſchen 
Beſtrebungen. Damals erlaubte ich mir ſchon in der „Volks⸗ 
Zeitung“ die Bemerkung, daß eine bürgerliche Oppoſition, welche 
ſich auf dieſe beiden Punkte beſchränke und mit ihnen eine ab⸗ 
lehnende Haltung gegenüber dem geſetzlichen Arbeiterſchutze ver⸗ 
binde, eben nur eine Intereſſenvertretung des mobilen Kapitals 
ſei, die als ſolche weit mehr einen rück- als fortſchrittlichen 
Charakter trage. Was war es denn anderes als eine traurige 
Rückwärtſerei, wenn Herr Eugen Richter im Reichstage einen 
Antrag auf Erhöhung gewiſſer Hungergehälter von Beamten mit 


dem famoſen Grundſatze bekämpfte, es widerſpreche allem konſtitu⸗ 


tionellen Gebrauche, der Regierung Ausgaben anzubieten, welche ſie 
gar nicht verlange? Und was iſt es denn anderes, als eine arbeiter⸗ 
feindliche Finte, wenn Herr Eugen Richter zu behaupten nicht 
müde wird, die Beſeitigung der Getreidezölle ſei für die arbeiten⸗ 


den Klaſſen eine unendlich viel größere Wohlthat, als die ſchönſten 


Arbeiterſchutzgeſetze nur immer ſein könnten? In dem Kampfe 
gegen die Getreidezölle gehen die mancheſterliche und die ſozial⸗ 
politiſche Auffaſſung eben auch eine Strecke zuſammen, um 
dann deſto weiter auseinanderzugehen. Denn erſt durch 
den geſetzlichen Arbeiterſchutz und die damit geſicherte Lebens⸗ 
haltung der Arbeiter wird billiges Brot zu einer wirklichen Wohl⸗ 
that für dieſelben, indem fie nunmehr, was fie an dem Preiſe des 


wichtigſten Nahrungsmittels ſparen, auf Veredelung und Verfeinerung 
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ihres Daſeins verwenden können. Aber in einem ſich ſelbſt 
überlaſſenen Verkehre, wie er das Ideal des Herrn Eugen Richter 
iſt, kann billiges Brot ebenſo gut eine Quelle ſozialen Elends 
werden, wie theures Brot. Herr Eugen Richter iſt ſtolz darauf, 
Marx nicht geleſen zu haben, — und es iſt nicht nur ſein Stolz, 
ſondern auch ſein Glück, denn ſonſt wäre er hoffentlich der Erſte, 
welcher ſeine komiſchen „Irrlehren der Sozialdemokratie“ ins 
Feuer würfe — aber als bürgerlicher Oekonom wird er doch 
den größten aller bürgerlichen Oekonomen, nämlich Ricardo, und 
aus deſſen Principles folgende Stelle kennen: „Wenn wir, anſtatt 
bei uns Getreide zu ernten, einen neuen Markt entdeckten, wo wir 
es uns zu einem billigerem Preiſe verſchaffen könnten, ſo würden 
in dieſem Falle die Löhne ſinken und die Profite ſteigen. Das 
Fallen des Preiſes der landwirthſchaftlichen Produkte reduzirt die 
Löhne nicht nur der in der Landwirthſchaft beſchäftigten Arbeiter, 
ſondern auch all derer, die in der Induſtrie arbeiten oder im 
Handel beſchäftigt find.” Nach alledem: wenn Herr Eugen 
Richter zwar die Getreidezölle des Fürſten Bismarck bekämpfte, 
aber zugleich den abgeſchmackten Tiraden deſſelben Fürſten Bis⸗ 
marck gegen den geſetzlichen Arbeiterſchutz ſeinen huldvollen Bei⸗ 
fall ſpendete, ſo bewies er damit klipp und klar, daß er die 
agrariſch-ſchutzzöllneriſchen Beſtrebungen nicht verwirft, weil ſie 
die Lebensſtellung der Arbeiter niederdrücken, ſondern uur, weil 
ſie die Profite des Kapitals ſchmälern, die mit der Steigerung 
der Grundrente ſinken und mit der Senkung der Grundrente 
ſteigen. 

Und ähnlich wie um die ökonomiſchen ſteht es um die hiſto⸗ 
riſchen und politiſchen Anffaſſungen des Herrn Eugen Richter. 
Bei aller geriebenen Pfiffigkeit, die ihm als kapitaliſtiſchem Typus 
beiwohnt, verſteht er eben um dieſer Eigenſchaft willen die ſozial⸗ 
demokratiſche Bewegung jo wenig, daß er ihr heute noch „Theilungs““ 
gelüſte vorwirft und ihren Urſprung darin ſucht, daß Bismarck ſie mit 
dem Welfenfonds großgezogen habe, um ſolche Recken, wie ihn 
und ſeinesgleichen, vernichten zu können. Gegen das Sozialiſten⸗ 
geſetz hat er zwar lange Reden gehalten, aber gegen die konkreten 
Fälle ſeiner Handhabung hat er ſich nie mit derjenigen Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit uud Schärfe erklärt, welche die verdammte Pflicht 
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und Schuldigkeit der bürgerlichen Oppoſition geweſen wäre; er 
hat im Gegentheile die „Volks⸗Zeitung“ als ein „gemäßigt ſozial⸗ 
demokratiſches Blatt“ zu verketzern geſucht, als ſie in dieſer Be⸗ 
ziehung ihre politiſche Pflicht zu erfüllen bemüht war, und er 
hat das einzige Mal, da er möglicher Weiſe dem Sozialiſtenge⸗ 
ſetze einen Stein iu den Weg werfen konnte, bekanntlich „ab⸗ 
kommandirt“. Die geheimpolizeilichen Praktiken empörten ihn 
höchſtens akademiſch, als ſie ſich wirklich gegen die Arbeiter, 
aber ſie entflammten ihn zu loderndem Zorne, als ſie ſich 
angeblich gegen den Kornwucher an der Börſe kehrten. 
Von der Thronbeſteigung Kaiſer Friedrichs erwartete Herr 
Eugen Richter dann, ich weiß nicht mit welchem und ich 
hoffe, mit gar keinem Rechte, die goldene Aera des Kapitalis⸗ 
mus. Ich ſehe ihn noch vor mir, den Herrn Otto Hermes, 
wie er am Morgen des 14. März 1888, ſchlohweißen Antlitzes 
und ſchlotternden Gebeins, der Redaktion der „Volks⸗Zeitung“ 
den Zorn des Generalgewaltigen verkündete, weil ſie in den Re⸗ 
gierungs⸗Erlaſſen Kaiſer Friedrichs zwar das dankenswertheſte 
Wohlwollen, aber gar wenig von Liberalismus erblickt hatte. 
Bekanntlich ſtellte ſich ein halbes Jahr ſpäter heraus, daß der 
hochkonſervative Profeſſor Geffcken die Erlaſſe verfaßt hatte 

Und wie um die politiſchen Anſichten, ſo ſteht es um die 
politiſche Moral des Herrn Eugen Richter. Am 3. Dezember 
1873 nannte er im preußiſchen Abgeordnetenhauſe die „pen⸗ 
ſionirten Beamten“, die ihre „hohen Amtstitel“ auf Gründungs⸗ 
proſpekte ſetzten, „Schlepper im Bauernfang“; als aber andere 
Leute dieſe Charakteriſtik auf die liberalen Parlamentarier an⸗ 
wandten, die ihre Mandate an Gründungsproſpekte geheftet hatten, 
nannte er dieſe Leute am 29. März 1876 an derſelben Stelle: 
„Agrarier, Schutzzöllner und Sozialdemokraten, literariſche Beutel⸗ 
ſchneider und Buchmacher“, ſowie „Bauernfänger in ſchlimmſter 
Geſtalt“. Man ſieht, welche ungeahnte Tiefe ſein kapitaliſtiſches 
Senkblei noch in dem einfachen und ſchlichten Begriffe des 
Bauernfanges zu entdecken vermag. In die gleiche Kerbe hieb 
er, als er 1869 die Beſeitigung der Seehandlung als einer „Spar⸗ 
kaſſe für Staatsſtreiche“ verlangte — damals nämlich machte die 
Seehandlung die Regierung bis zu einem gewiſſen Grade vom 
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Großkapitale unabhängig — und als er 1876 gegen einen An⸗ 
trag auf Beſeitigung der Seehandlung ſtimmte, weil er ihre 
„zeitweilige Geſchäftsführung“ nicht mißbilligen wollte — in den 
Jahren vorher hatte ſich nämlich die Seehandlung mit groß⸗ 
kapitaliſtiſchen Banken in Transaktionen von ſehr zweifelhaftem 
Werthe eingelaſſen. Genug, Geſchichte wie Volkswirthſchaft, 
Moral wie Politik ſind für Herrn Eugen Richter wächſerne Naſen, 
die er knetet und dreht, juſt wie es ihm in ſeinen kapitaliſtiſchen 
Raritätenkram paßt. Wer ihn noch in heiterer Verbieſterung als 
einen Vorkämpfer der Volksfreiheit auffaßt, entdeckt in ſeinem 
öffentlichen Treiben eine „politiſche Wandlung“ nach der andern, 
aber wer ihn als das nimmt, was er iſt, als den leider! nicht 
einzigen, aber vollendetſten Typus des Kapitalismus in der 
Politik, der wird die eherne Konſequenz ſeines Denkens und 
Handelns neidlos anerkennen müſſen. 

Eben deshalb darf man es ihm aber nicht als perſönliche 
Verſchuldung anrechnen, wenn er in ſeiner Polemik ſo gar wenig 
von dem edlen, ſanften, weichen und zarten Charakter verräth, 
den er nach der glaubwürdigen Verſicherung des Herrn Stein be⸗ 
ſitzt. Als politiſcher Träger des Kapitalismus iſt er zugleich 
deſſen Opfer, das man bemitleiden kann, aber das man nicht 
anklagen darf. Der Kapitalismus an und für ſich freilich iſt ſo 
boshaft wie feige, ſo grauſam wie rachſüchtig. Bismarck war 
ein ſehr nachtragender Mann, aber er konnte verzeihen, wie 
mindeſtens Herr Otto Hermes erfahren hat, als er einer gegen 
ihn wegen Bismarckbeleidigung eingeleiteten Anklage — unter Zu⸗ 
ſtimmung des Herrn Eugen Richter — durch eine Abbitte bei 
dem angeblich „Beleidigten“ die Spitze abbrach. Der Kapitalis⸗ 
mus aber verzeiht nie. Er kennt für alle ſeine Gegner nur die 
Loſung Karls IX. aus der Bartholomäusnacht, den eintönigen 
Schrei: Tödte, tödte! 

Da ich übrigens meines Wiſſens der einzige Publiziſt im 
deutſchen Reiche bin, der im Laufe von kaum zwei Jahren hinter⸗ 
einander die äußerſte Schärfe ſowohl des reaktionären wie des 
kapitaliſtiſchen Preßſyſtems zu erfahren gehabt hat, ſo wird mir 
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der Leſer hoffentlich eine vergleichende Parallele zu Gute halten. 
Es iſt richtig: behaglich war die Lage nicht, als die „Volks⸗ 
Zeitung“ wider Geſetz und Recht verboten wurde, als ich das 
Ziel eines Zeugnißzwangverfahrens war, nach deſſen Gelingen 
mir die wohlwollende Abſicht der Staatsanwaltſchaft, wie ſie 
nach dem Mißlingen ſelbſt bekundete, eine Gefängnißſtrafe von 
fünf Jahren zugedacht hatte, als ich mehrere Wochen lang jeden 
Morgen meiner Ausweiſung gewärtig ſein durfte. Aber immerhin 
— das Verbot der „Volks⸗Zeitung“ war eine raſche That des Zorns, 
die aus einem falſchen, aber begreiflichen Gefühle der Pietät 
hervorgegangen war; wie meine Kollegen Oldenburg, Ledebour 
und Holdheim, habe ich damals meinen Mann geſtanden, und 
wenn ich unterlegen wäre, jo wäre es auch noch jo geweſen. 
Denn mir wäre immer geblieben, was dies Leben noch dreimal 
lebenswerth macht: ehrlicher Haß und offener Kampf. 

Dagegen: ſieben Jahre hatte ich mit redlichem Willen auf 
dem äußerſten Poſten der bürgerlichen Oppoſition geſtanden; da 
wage ich es zu tadeln, daß ein kapitaliſtiſcher Soldſchreiber ver⸗ 
möge ſeines öffentlichen Einfluſſes eine wehrloſe Proletarierin 
mißhandelte, und ſofort fallen, die angeblich Schulter an Schulter 
mit mir geſtanden hatten, wie losgelaſſene Kettenhunde über mich 
her. Sie bellen ihre falſchen Eide und blaffen ihre Verleum⸗ 
dungen, und mit den Zähnen ſuchen ſie mir die Ehre vom Leibe 
zu reißen. Und nun da ich mir die Meute abgeſchüttelt habe, 
empfinde ich gar kein Gefühl der Befriedigung, ſondern nur des 
Ekels, und einzig mit dem Stoßſeufzer: Pfui Teufel! hänge ich 
die Peitſche wieder an den Nagel 

Von dem Walfiſch der „Freifinnigen Zeitung“ will ich mich 
aber nicht verabſchieden, ohne ihm eine Tonne hinzuwerfen, mit 
welcher ſpielend er ſeine gereizten Nerven beruhigen kann. Gäbe 
es auf der weiten Welt kein anderes Preßſyſtem, als das Preß⸗ 
ſyſtem Bismarck⸗Puttkamer hier und das Preßſyſtem Eugen Richter 
dort, und ſtellte man mich zur ſchrecklichen Wahl, „zur Linken iſt 
Jammer, zur Rechten iſt Qual“: ich ginge zum Doria. 


IX. 


Zur Philoſophie und Poeſie des Papitalismus. 


unmehr bleibt mir noch übrig, das Banner zu zerſtören, 

unter welchem der Lindau-Ring ſeinen glorreichen Kampf 
gekämpft hat — das Banner, auf welches Herrn Otto Brahms 
geiſtreiche Hand geſchrieben hatte: Jenſeits von Gut und Böſe 
— und das zerfetzte Fahnentuch wie den zerbrochenen Fahnen⸗ 
ſtock der angenehmen Geſellſchaft nachzuwerfen. 

Der Wahlſpruch des Lindau-Ringes iſt einer Schrift von 
Friedrich Nietzſche entnommen,“) und ich beſtreite nicht, daß er 
mit feinſtem Inſtinkte gewählt worden iſt. Denn Nietzſche iſt 
nicht, wie Herrn Lindaus „Nord und Süd“ glauben machen will, 
der „Sozial⸗Philoſoph der Ariſtokratie“, ſondern der Sozial⸗ 
Philoſoph des Kapitalismus. Es gehört zu den bedeutungs⸗ 
vollſten Erſcheinungen der deutſchen Geſchichte, daß zwar die ar⸗ 
beitenden, aber leider nicht die bürgerlichen Klaſſen ihren geiſtigen 
Zuſammenhang mit dem klaſſiſchen Zeitalter der deutſchen Bildung 
zu bewahren gewußt haben. Wenn dieſe Bildung in Hegels 
Philoſophie ihren höchſten, zuſammenfaſſenden Ausdruck fand, ſo 
ſind deren revolutionäre Elemente in Laſſalle und noch weit 
ſchärfer in Engels und Marx zur klarſten Entwicklung gelangt, 
während die konſervativen Elemente derſelben Philoſophie eine 
ebenbürtige Ausbildung vielleicht nicht finden konnten und jeden⸗ 
falls nicht gefunden haben. Das Jahr 1848 war der Sünden⸗ 
fall, welcher den herrſchenden Klaſſen die Augen öffnete über den 
Pferdefuß der „Preußiſchen Staatsreligion“, zu welcher das Miß⸗ 
verſtändniß des Satzes: „Alles was wirklich iſt, iſt vernünftig, 
und alles was vernünftig iſt, iſt wirklich“ die Philoſophie Hegels 


*) Friedrich Nietzſche, Jenſeits von Gut und Böſe. Vorſpiel einer 
Philoſophie der Zukunft. Zweite Auflage. Leipzig 1891. 
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in den dreißiger und vierziger Jahren gemacht hatte. Man warf 
ſie als altes Eiſen bei Seite, unbekümmert darum, ob ihr re⸗ 
volutionärer Rückſchlag dadurch nicht vielleicht nur um ſo empfind⸗ 
licher werden würde, und man warf ſich ſelbſt in die Arme 
Schopenhauers, der als Philoſoph des rentenbeziehenden Spieß⸗ 
bürgerthums, das ſei' Ruh' haben will, einen dreißigjährigen 
Schimpfkrieg gegen Hegel geführt hatte und in der duckmäuſerigen und 
katzenämmerlichen Stimmung, welche die bürgerlichen Klaſſen nach 
1848 ergriffen hatte, endlich das heißerſehnte Verſtändniß ſeiner 
duckmäuſerigen und katzenjämmerlichen, obzwar in ihrer Art mit⸗ 
unter ganz amüſanten Philoſophie fand. An Schopenhauer aber 
bildete ſich Nietzſche heran, ein treuer Schüler ſowohl im Schimpfen 
auf Hegel, als auch im bourgeoiſen Klaſſenbewußtſein, nur daß 
er, gemäß dem Fortſchritte der Zeiten, nicht mehr die ſpießbürger⸗ 
liche Rente, ſondern das ausbeutende Großkapital mit ſeinen 
Lorbeeren umkränzte.“) 


Es iſt nun vollkommen richtig: in ſeiner Schrift „Jenſeits 
von Gut und Böſe“ macht Nietzſche eine gewiſſe Wendung zu 


) Ueber den inneren Zuſammenhang zwiſchen Hegels Philoſophie und 
der heutigen Arbeiterbewegung vergleiche Friedrich Engels, Ludwig Feuer⸗ 
bach und der Ausgang der klaſſiſchen deutſchen Philoſophie, Stuttgart 1888; 
über Schopenhauer Karl Kautskys Abhandlungen in der „Neuen Zeit“, 
Februar⸗ und Märzheft von 1888. 


Ein Bourgeoisſchriftſteller, der als ſolcher ein Verehrer von Schopen⸗ 
haner und ein Gönner von Nietzſche war, aber der mit den erſten, entſcheidenden 
Eindrücken ſeiner geiſtigen Bildung bis vor 1848 zurückreichte, nämlich Karl 
Hillebrand, ſchreibt in ſeinen „Zeiten, Völkern und Menſchen“ II, 354 über 
eine Erſtlingsſchrift Nietzſches trotz allen ſonſtigen Lobes, daß „Herr Nietzſche 
weit über ſein Ziel hinausſchießt und ſich der ſchreiendſten Ungerechtigkeit 
gegen den deutſchen Gedanken, namentlich gegen den einflußreichſten Repräſen⸗ 
tanten desſelben, Hegel, ſchuldig macht. Seine Abſicht iſt offenbar die beſte, 
aber um ſich mit Erfolg gegen die Herrſchaft der Autorität aufzulehnen, muß 
man ſelbſt nicht ſo vollſtändig unter der infallibeln Autorität des Meiſters 
ſtehen, wie es mit ihm, Schopenhauer gegenüber, der Fall iſt. Nicht einſehen 
wollen, daß Hegel eigentlich den Grundgedanken der deutſchen Bildung in ein 
Syſtem gebracht, — folglich auch zuweilen ad absurdum getrieben — heißt ent⸗ 
weder die geiſtige Entwickelung Deutſchlands von Herder bis auf Feuerbach 
ignoriren oder Deutſchlands Beitrag zur europäiſchen Civiliſation als werthlos 
darſtellen!“ 
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Hegel zurück. Er ſpricht darin nicht nur von Schopenhauers 
„unintelligenter Wuth auf Hegel“, welche es „dahin gebracht habe, 
die ganze letzte Generation von Deutſchen aus dem Zuſammen⸗ 
hange mit der deutſchen Kultur herauszubrechen“, ſondern Titel 
wie Inhalt dieſer Schrift klingen auch mannigfach an Hegels 
Worte an: „Man glaubt etwas ſehr Großes zu ſagen, wenn 
man ſagt: der Menſch iſt von Natur gut, aber man vergißt, daß 
man etwas weit Größeres ſagt mit den Worten: der Menſch iſt 
von Natur böſe.“ Und Nietzſche tritt denn auch — ohne Hegel 
zu zitiren — Hegels Gedanken, daß gerade die ſchlechten Leiden⸗ 
ſchaften des Menſchen, wie Habſucht und Herrſchſucht, zu Hebeln 
der geſchichtlichen Entwicklung werden, mit ermüdender Weit— 
ſchweifigkeit breit; er thut ſo, als ob ihm damit eine noch nie 
gemachte Entdeckung in „dieſem ungeheuren faſt noch neuen Reiche 
gefährlicher Erkenntniſſe“ gelungen ſei und man kann kaum den 
nöthigen philoſophiſchen Ernſt bewahren, wenn er an die feier— 
liche Aufſtellung eines ſeit Hegel zum Gemeinplatze gewordenen 
Satzes die Apoſtrophe knüpft: „Iſt man einmal mit ſeinem 
Schiffe hierher verſchlagen, nun! wohlan! jetzt tüchtig die Zähne 
zuſammengebiſſen! die Augen aufgemacht! die Hand feſt am 
Steuer! — wir fahren geradewegs über die Moral weg; wir 
erdrücken, wir zermalmen vielleicht dabei unſeren eigenen Reſt 
Moralität, indem wir dorthin unſere Fahrt machen und wagen, 
— aber was liegt an uns!“ Allerdings nicht viel, wenn „wir“ 
ſolche phiſoſophiſche Kapriolen ſchneiden über Dinge, welche „wir“ 
entweder nicht verſtehen können oder nicht verſtehen wollen. 
Denn jenes „Böſe“, in welchem Hegel die Triebkraft der 
geſchichtlichen Entwickelung erblickte, hat nach ſeiner dialektiſchen 
Methode mit ihrer konſervativen und revolutionären Seite noch 
einen zweiten Sinn. Er meint damit auch, daß jeder neue Fort⸗ 
ſchritt auftritt als ein Frevel gegen ein Heiliges, als Rebellion 
gegen die alten, abſterbenden, aber durch die Gewohnheit gehei— 
ligten Zuſtände. Weil Nietzſche den Gedanken von Hegel nicht zu 
Ende denken konnte oder wollte, nennt er die franzöſiſche Re— 
volution, von welcher Hegel ſtets mit hoher Begeiſterung ſprach, 
eine „ſchauerliche und, aus der Nähe beurtheilt, überflüſſige Poſſe“ 
und ſchimpft er die revolutionären Denker, welche die dialektiſche 


„„ 


Methode Hegels erſt fruchtbar gemacht haben, indem ſie dieſelbe 


aus der Region des unfindbaren „abſoluten Geiſtes“ auf das 


Gebiet der ökonomiſchen Zuſtände überleiteten, eine „ſehr enge, 
eingefangene, an Ketten gelegte Art von Geiſtern, welche ungefähr 
das Gegentheil von dem wollen, was in unſern Abſichten und 
Inſtinkten liegt“, — vermuthlich! — „fälſchlich genannte „freie 
Geiſter“, beredte und ſchreibfingrige Sklaven des demokratiſchen 
Geſchmacks“, „unfrei und zum Lachen oberflächlich, vor allem mit 
ihrem Grundhange, in den Formen der bisherigen alten Geſellſchaft 
ungefähr die Urſache für alles menſchliche Elend und Mißrathen zu 
ſehen: wobei die Wahrheit glücklich auf den Kopf zu ſtehen kommt“. 
Es gehört in dieſelbe Reihe der tragikomiſchen Purzelbäume, aus 
denen die Philoſophie Nietzſches beſteht, wenn er das Chriſten⸗ 
thum befehdet, nicht wegen des Mißbrauchs kirchlicher Formen 
für weltliche Habſuchts⸗ und Herrſchſuchtszwecke — das iſt ihm 
vielmehr der einzige, wahre Zweck der Religion — ſondern wegen 


der „Heerdenthier⸗-Moral“, mit welcher das Chriſtenthum die 


Nächſtenliebe als die höchſte menſchliche Tugend hingeſtellt hat. 
Die dialektiſche Methode Hegels zerſtörte alle feſten Begriffe; 
ihr konſervativer Charakter beſtand darin, daß ſie die Berechtigung 
gewiſſer Erkenntniß⸗ und Geſellſchaftsſtufen je nach Zeit und 
Umſtänden anerkannte, aber ihr revolutionärer Charakter faßte 
die geſchichtliche Entwicklung als einen ununterbochenen Prozeß 
des Werdens und Vergehens auf, in welchem ſich trotz aller ſchein⸗ 
baren Zufälligkeiten und zeitweiliger Rückſchläge doch eine fort⸗ 
ſchreitende Entwickelung vom Niederen zum Höheren vollzieht. 
Sie kannte deshalb ſo wenig eine endgiltige und vollkommene 
Moral, wie einen endgiltigen und vollkommenen Staat. Die 
Moral war ihr auch nur das Erzeugniß des hiſtoriſchen Geiſtes, 


und die Begriffe „Gut“ und „Böſe“ galten für ſie nicht abſolut, 


ſondern relativ. Aber ein „Abſolutes“ kannte Hegel doch, näm⸗ 
lich den „abſoluten Geiſt“ ſeines Syſtems, den geheimen und 


unſichtbaren Leiter ſeines weltgeſchichtlichen Prozeſſes von Werden 


und Vergehen, wodurch er ſich die Konſequenzen ſeiner Denk⸗ 
methode verſperrte. Dieſe Konſequenzen zogen erſt Engels und 
Marx, indem ſie dem „abſoluten Geiſte“ den Laufpaß gaben und 
indem ſie fanden, daß die wirklichen Dinge nicht die Abbilder 
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unſerer Begriffe, ſondern vielmehr unſere Begriffe nur die Ab⸗ 
bilder der wirklichen Dinge ſind, mit anderen Worten, daß die 
Menſchen erſt eſſen, trinken und wohnen müſſen, ehe ſie denken 
und dichten können. Damit verſchwinden, wie die „abſoluten 
Wahrheiten“ aus der Philoſophie, der Politik ꝛc., auch die für 
alle Völker und alle Zeiten giltigen Vorſchriften aus der Moral; 
es giebt keine abſolut giltige Moraltheorie mehr, ſondern nur 
noch relative Moralſyſteme, die ſich je nach den ökonomiſchen 
Lebensbedingungen der einzelnen Völker und der einzelnen Klaſſen 
ſehr verſchieden geſtalten. Ein Unterſchied, der ſich übrigens in 
ſo heftigen Klaſſenkämpfen, wie fie heute herrſchen, jeden Tag 
an den merkwürdigſten Proben von „Klaſſenmoral“ mit Händen 
greifen läßt. 0 

Aus der Relativität der Moral, welche im Keime ſchon bei 
Hegel vorhanden iſt, folgert Nietzſche nun aber nicht, wie Engels 
und Marx, die hiſtoriſche Bedingtheit der Moral, ſondern die 
unbedingte Nichtigkeit jeder Moral. Er kommt zu dieſem Schluſſe 
durch die einſeitige Auffaſſung des „Böſen“, welches nach Hegel 
die Triebfeder der geſchichtlichen Entwicklung iſt. Er fieht nur 
in Neid, Haß, Habſucht, Herrſchſucht lebenzeugende Affekte, das 
„Grundſätzliche und Grundweſentliche“ im Geſammthaushalte der 
Geſchichte, und wenn dieſe Affekte „böſe“ genannt werden, ſo iſt 
das nur der „pöbelmänniſchen Feindſchaft gegen alles Bevor— 
rechtigte und Selbſtherrliche“ geſchuldet, wie es eine unverſchämte 
Selbſtüberhebung des „Heerdenthieres“ Menſch iſt, die ihm be— 
quemen Eigenſchaften: Mitleiden, Aufopferungsfähigkeit, Hin⸗ 
gebung u. ſ. w. „gut“ zu nennen. Nietzſche kennt zwar auch 
einen Klaſſenkampf und eine ihm entſprechende „Herren-“ und 
„Sklavenmoral“, aber er kennt ihn nicht als einen dialektiſchen 
Prozeß der Weltgeſchichte, in welchem ſich eine Entwicklung von 
Niederem zu Höherem vollzieht, ſondern als ein unerſchütterliches 
und unverrückbares Naturgeſetz. In dieſem Kampfe beſitzen die 
Herrſcher und Unterdrücker, die „freien Geiſter“, immer die Macht 
und alſo auch das Recht, während die Beherrſchten und Unter⸗ 
drückten, das „Heerdenvieh“, immer zur Ohnmacht und alſo auch 
zum Unrecht verurtheilt ſind. Die einzige und wirkliche Moral 
iſt für Nietzſche die „Lehre von den Herrſchaftsverhältniſſen“, aus 


e en, 


denen das geſchichtliche Leben entſteht; in dieſe Moral die „mo⸗ 
raliſchen“ Begriffe von „Gut“ und „Böſe“ eingeſchmuggelt zu 
haben, iſt nur ein verſchmitzter Schabernack, durch den ſich das 
„Heerdenthier“ an den „freien Geiſtern“ zu rächen ſucht und durch 
den es freilich — ſiehe beiſpielsweiſe das Chriſtenthum! — gräu⸗ 
lichen Unfug in der Geſchichte angeſtiftet hat. Aber die Zeiten 
des Wahns ſchwinden dahin und die „Philoſophen der Zukunſt“ 
kommen herauf, die „freien“, die „ſehr freien“, die „feinen“ und 
„vornehmen Geiſter“. Sie ſtehen „jenſeits von Gut und Böſe.“ 

Begreiflicher Weiſe iſt der Gedankeninhalt dieſer anmuthigen 
und erhebenden Philoſophie ein ſehr dürftiger, und um überhaupt 
zu einer Art von „Weltanſchauung“ ausgereckt zu werden, be⸗ 
darf er einer Unmaſſe ideologiſchen Aufputzes. Nach Wegſäuberung 
deſſelben ergeben ſich etwa folgende Hauptſätze, die ich der . 
„Jenſeits von Gut und Böſe“ entnehme: 


Wo das Volk ißt und trinkt, ſelbſt wo es verehrt, da pflegt es zu ſtinken. 
Man ſoll nicht in Kirchen gehen, wenn man reine Luft athmen will. S. 42. 
Es hilft nichts: man muß die Gefühle der Hingebung, der 


Aufopferung für den Nächſten, die ganze Selbſtentäußerungs⸗ 


Moral erbarmungslos zur Rede ſtellen und vor Gericht führen. 
Es iſt viel zu viel Zauber und Zucker in jenen Gefühlen des „für 
Andere“, des „nicht für mich“, als daß man nicht nöthig hätte, hier 
doppelt mißtrauiſch zu werden und zu fragen: „ſind es nicht vielleicht — 
Verführungen?“ Seien wir alſo vorſichtig! ... S. 45. 

Der Philoſoph, wie wir ihn verſtehen, wir freien Geiſter, . . wird 
ſich der Religionen zu ſeinem Züchtungs⸗ und Erziehungswerke be⸗ 
dienen, wie er ſich der heutigen politiſchen und wirthſchaftlichen Zu⸗ 
ſtände bedienen wird. — Für die Starken, Unabhängigen, zum Be⸗ 
fehlen Vorbereiteten und Vorbeſtimmten, in denen die Vernunft und 
Kunſt einer regierenden Raſſe leibhaft wird, iſt Religion ein Mittel 
mehr, um Widerſtände zu überwinden, um herrſchen zu können: als 
ein Band, das Herrſcher und Unterthanen gemeinſam bindet und die 
Gewiſſen der letzteren, ihr Verborgenſtes und Innerlichſtes, das ſich 
gerne dem Gehorſam entziehen möchte, den Erſteren verräth und über⸗ 


antwortet .. . Zuletzt freilich, um ſolchen Religionen auch die ſchlimme 


Gegenrechnung zu machen und ihre unheimliche Gefährlichkeit ans Licht 
zu ſtellen: — es bezahlt ſich immer theuer und fürchterlich, wenn 
Religionen nicht als Züchtungs⸗ und Erziehungsmittel in der Hand 
des Philoſophen, ſondern von ſich aus und ſouverän walten, wenn 
ſie ſelber nur letzte Zwecke und nicht Mittel neben andern Mitteln ſein 
Wollen tt ff 
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Die ſeltſame Beſchränktheit der menſchlichen Entwicklung. 
beruht darauf, daß der Heerden⸗Inſtinkt des Gehorſams am beſten und 
auf Koſten der Kunſt des Befehlens vererbt wird. Denkt man ſich 
dieſen Inſtinkt einmal bis zu ſeinen letzten Ausſchweifungen ſchreitend, 
ſo fehlen endlich geradezu die Befehlshaber und Unabhängigen, oder 
fie leiden innerlich am ſchlechten Gewiſſen und haben nöthig, ſich ſelbſt 
erſt eine Täuſchung vorzumachen, um befehlen zu können: nämlich 
als ob auch ſie nur gehorchten. Dieſer Zuſtand beſteht heute that⸗ 
ſächlich in Europa: ich nenne ihn die moraliſche Heuchelei der Be⸗ 
fehlenden. Sie wiſſen ſich nicht anders vor ihrem ſchlechten Gewiſſen 
zu ſchützen, als dadurch, daß ſie ſich als Ausführer älterer oder höherer 
Befehle geberden (der Vorfahren, der Verfaſſung, des Rechts, der 
Geſetze oder gar Gottes) oder ſelbſt von der Heerden-Denkweiſe her 
ſich Heerden⸗Maximen borgen, zum Beiſpiele als „erſte Diener ihres 
Volkes“ oder als „Werkzeuge des gemeinen Wohls“. Auf der andern 
Seite giebt ſich heute der Heerdenmenſch in Europa das Anſehen, als 
ſei er die einzig erlaubte Art Menſch, und verherrlicht ſeine Eigen⸗ 
ſchaften, vermöge deren er zahm, verträglich und der Heerde nützlich 
iſt, als die eigentlich menſchlichen Tugenden, alſo Gemeinſinn, Wohl⸗ 
wollen, Rückſicht, Fleiß, Mäßigkeit, Beſcheidenheit, Nachſicht, Wohl⸗ 
wollen ... S. 119 u. ff. 

Moral iſt heut in Europa Heerdenthier⸗Moral .. . Ja, mit Hilfe 
einer Religion, welche den ſublimſten Heerdenthier⸗Begierden zu Willen 
war und ſchmeichelte, iſt es dahin gekommen, daß wir ſelbſt in den 
politiſchen und geſellſchaftlichen Einrichtungen einen immer ſichtbareren 
Ausdruck dieſer Moral finden: die demokratiſche Bewegung macht die 
Erbſchaft der chriſtlichen. Daß aber deren Tempo für die Ungeduldigeren, 
für die Kranken und Süchtigen des genannten Inſtinkts noch viel zu 
langſam und ſchläfrig iſt, dafür ſpricht das immer raſender werdende 
Geheul, das immer unverhülltere Zähnefletſchen der Anarchiſten-Hunde, 
welche jetzt durch die Gaſſen der europäiſchen Kultur ſchweifen: an⸗ 
ſcheinend im Gegenſatze zu den friedlich-arbeitſamen Demokraten und 
Revolutions⸗Ideologen, noch mehr zu den tölpelhaften Philoſophaſtern 
und Brüderſchafts⸗-Schwärmern, welche ſich Sozialiſten nennen und 
die „Freie Geſellſchaft“ wollen, in Wahrheit aber eines mit ihnen 
allen in der gründlichen und inſtinktiven Feindſeligkeit gegen jede 
andere Geſellſchaftsform, als die der autonomen Heerde (bis hinauf 
zur Ablehnung ſelbſt der Begriffe „Herr“ und „Knecht“ — ni dieu 
ni maitre heißt eine ſozialiſtiſche Formel) ... S. 125 u. f. 

Korruption iſt, je nach dem Lebensgebilde, an dem ſie ſich zeigt, 
etwas Grundverſchiedenes. Wenn zum Beiſpiele eine Ariſtokratie 
wie die Frankreichs am Anfange der Revolution, mit einem ſublimen 
Ekel ihre Privilegien wegwirft und ſich ſelbſt einer Ausſchweifung 
ihres moraliſchen Gefühls zum Opfer bringt, ſo iſt dies Korruption. 


as 


Das Weſentliche an einer guten und gefunden Ariſtokratie iſt, daß 3 
fie mit gutem Gewiſſen das Opfer einer Unzahl Menſchen hinnimm, 
welche um ihretwillen zu unvollſtändigen Menſchen, zu Sklaven, zu 
Werkzeugen herabgedrückt und vermindert werden müſſen ... S. 226. 

Hier muß man gründlich auf den Grund denken und ſich aller 
empfindſamen Schwächlichkeit erwehren: Leben ſelbſt iſt weſentlich 
Aneignung, Verletzung, Ueberwältigung des Fremden und Schwächeren, 
Unterdrückung, Härte, Aufzwängung eigener Formen, Einverleibung 
und mindeſtens, mildeſtens, Ausbeutung, aber wozu ſollte man immer 
gerade ſolche Worte gebrauchen, denen von Alters her eine ver⸗ 
leumderiſche Abſicht eingeprägt iſt? ... In keinem Punkte iſt aber 
das gemeine Bewußtſein der Europäer widerwilliger gegen Belehrung, 
als hier; man ſchwärmt jetzt überall, unter wiſſenſchaftlichen Ver⸗ 
kleidungen ſogar, von kommenden Zuſtänden der Geſellſchaft, denen 
der „ausbeuteriſche Charakter“ abgehen ſoll: — das klingt in meinen 
Ohren, als ob man ein Leben zu erfinden verſpräche, welches ſich 
aller organiſchen Funktionen enthielte ... S. 227 u. f. 

Auf die Gefahr hin, unſchuldige Ohren mißvergnügt zu machen, 
ſtelle ich hin: der Egoismus gehört zum Weſen der vornehmen Seele, 
ich meine jenen unverrückbaren Glauben, daß einem Weſen, wie „wir 
ſind“, andere Weſen von Natur Unterthan ſein müſſen und ſich ihm 
zu opfern haben. Die vornehme Seele nimmt dieſen Thatbeſtand 
ihres Egoismus ohne jedes Fragezeichen hin, auch ohne ein Gefühl 
von Härte, Zwang, Willkür darin, vielmehr wie Etwas, das im 
Urgeſetz der Dinge begründet ſein mag. — Suchte ſie nach einen 
Namen dafür, ſo würde ſie ſagen: „es iſt die Gerechtigkeit ſelbſt“. 

In ſo lapidaren Sätzen ſchreibt Nietzſche die Philoſophie des 
— Kapitalismus. Rein als geiſtiges Erzeugniß betrachtet, iſt 
ſeine Geſchichtsauffaſſung eine brutale und geiſtloſe Rohheit, welche 
durch die „geiſtreich“ glitzernde Sprache nur um ſo widerwärtiger 
durchſcheint, dabei voller Unklarheit und Widerſprüche — man 
beachte nur, wie Nietzſche den Begriffen „Gut“ und „Böſe“ mit 
dem „guten“ und „ſchlechten“ Gewiſſen zu Leibe geht! — und 
ſelbſt bei den beſcheidenen Anſprüchen, die ſie überhaupt nur er⸗ 
heben kann, nicht einmal originell. Karl Marx hat in ſeinem 
„Kapital“ eine ganze Reihe von ſeltſamen Käuzen ans Tages⸗ 
licht gezogen, welche in England die Philoſophie des Kapitalismus 
vor einem halben Jahrhundert und noch früher genau ſo ge⸗ 
ſchrieben haben, wie fie Nietzſche in ſeinem „Jenſeits von Gut 
und Böſe“ ſchreibt. Wenn Nietzſche die chriſtliche Religion — 
ſoweit ſie nicht Mittel für weltliche Herrſchaftszwecke ſein, ſondern 
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„ſouverän“ walten will — für „fürchterlich“ erachtet, weil ſie 
den „Ueberſchuß von Mißrathenen, Kranken, Entartenden, Ge- 
brechlichen, nothwendig Leidenden“ am Leben zu erhalten ſucht, 
io hat „Pfaffe Towsnend“ — ſiehe das „Kapital“ I, 634 — mit 
ein bischen anderen Worten daſſelbe geſagt, indem er dem 
engliſchen Armengeſetze vorwarf, es ſtrebe „die Harmonie und 
Schönheit, die Symmetrie und Ordnung dieſes Syſtems, welches 
Gott und die Natur in der Welt errichtet haben, zu zerſtören.“ 
Man wende nicht ein, daß Nietzſche dem kapitaliſtiſchen Getriebe 
immer fern ſtand, daß er in ſeiner Weiſe ehrlich um Wahrheit 
rang, daß er gewiſſermaßen die höchſte Höhe des geiſtigſten 
Geiſtes erklimmen wollte, daß er ſich nur in der Einſamkeit des 
Hochgebirges wohl fühlte und daß ihm jede Gemeinſchaft mit 
Menſchen „gemein“ war. Alles das beweiſt nur, wie ſehr der Kapi— 
talismus unſer geiſtiges Leben ſchon zerſetzt hat, und die materia⸗ 
liſtiſche Geſchichtsauffaſſung von Engels und Marx feiert wieder 
einmal einen ihrer Triumphe, wenn eine Philoſophie, welche nur 
in feſſelloſer Aetherhöhe athmen will und die Bedingungen des 
wirklichen Lebens mißachtet, in die Materie zurückplumpſt gerade 
da, wo ſie am ekelhafteſten und unſauberſten iſt. Und eben des— 
halb iſt jenes „Jenſeits von Gut und Böſe“, welches philoſophiſch 
und wiſſenſchaftlich nicht die Dinte werth iſt, mit welcher es 
niedergeſchrieben wird, ſozialpolitiſch von hoher, ſyſtematiſcher Be— 
deutung. Dieſer Kampf gegen die Moral iſt thatſächlich die Be- 
gründung einer neuen Moral. Der rothe Faden, der durch all die 
Widerſprüche von Nietzſche läuft, iſt der Verſuch, die Klaſſenmoral 
des Kapitalismus auf der heutigen Stufe ſeiner Entwicklung zu 
entdecken und die Bande zu zerſprengen, welche die Klaſſenmoralen 
ſeiner früheren Entwicklungsſtufen, die kleinbürgerliche Ehrbarkeit 
und die großbürgerliche Reſpektabilität, ihm noch anlegen. 

Nach alledem aber — wie klar tritt der „feine“ und „vor— 
nehme“ Inſtinkt hervor, mit welchem der „ſehr freie Geiſt“, Herr 
Otto Brahm, der Mißhandlung einer wehrloſen Proletarierin 
durch einen kapitaliſtiſchen Soldſchreiber die Abſolution ertheilt 
mit den fünf Worten: Jenſeits von Gut und Böſe. 


* * 
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Jenſeits von Gut und Böſe in der Philoſophie und 
ebenſo in der Poeſie. Wenn Herr Otto Brahm dort nur der 
Schüler war, ſo iſt er hier der Meiſter, der Bahnbrecher einer 
— natürlich! — „ſchöpferiſchen“ Kritik, ein Leſſing der Zukunft, 
der ſeine Lorbeeren nur noch mit ſeinem Freunde Paul Schlenther 
theilt. Ä 
Hören wir erſt diefen — als „Sachverſtändigen“ oder 
„Zeugen“, gleichviel! — über die Poeſie des Kapitalismus. Herr 
Stephany veröffentlichte vor mehreren Jahren in der „Voſſiſchen 
Zeitung“ den Roman „Irrungen, Wirrungen“ von Theodor 
Fontane, und Herr Paul Schlenther veröffentlichte einige Zeit 
darauf gleichfalls in der „Voſſiſchen Zeitung“ eine höchſt lobende 
Kritik dieſes Romans. Er rühmte an ihm u. A. eine „Natur⸗ 
wahrheit“, die „dieſem Werke eine klaſſiſche Bedeutung“ verleiht, 
und fuhr dann fort: | 
Botho und Lene werden eines der weltliterariſchen Liebespaare bleiben. 
Man wird an ſie denken, wenn man von der jungen Kaiſerſtadt ſpricht, 
wie man an Ferdinand und Luiſe denkt, wenn man von den klein⸗ 
deutſchen Reſidenzen der vorrevolutionären Zeit ſpricht. Und wenn 
Ferdinand und Luiſe vor unglücklicher Liebe ſterben, Lene und Botho 
aber, pflichtgetreu entſagend, am Leben bleiben und ſich mit einem 
Reſte von Glück zufrieden geben, ſo wird man an dieſem Liebesvergleich 
den Unterſchied der achtziger Jahre des vorigen und des jetzigen Sä⸗ 
kulums herausfühlen. 

Ja wohl, Herr Schlenther, und wenn Sie nur wüßten, welche 

bitter⸗ernſte Wahrheit Sie damit ausgeſprochen haben! 

Die Fabel von „Irrungen, Wirrungen“ iſt bald erzählt. 
Botho v. Rienäcker, ein junger Gardeoffizier, verführt Magdalene 
Nimptſch, eine ſchöne Proletarierin. Sie leben einen Sommer zu⸗ 
ſammen; da erhält Botho von ſeiner Mutter die Aufforderung, 
ſchleunigſt eine reiche Erbin zu heirathen, ſintemalen ſonſt das 
Familiengut der Subhaſtation entgegengehe. Botho überlegt ſich 
auf einem Ritte in der Jungfernhaide — nomen et omen! — 
die Sache und kommt zu dem Entſchluſſe, „pflichtgetreu zu ent⸗ 
ſagen“. Er ſchreibt an Lene, er werde Abends kommen, und ihr 
„Abſchied für immer“ ſagen: „Gegen neun bin ich bei Dir, nicht 
früher, denn es darf nicht lange dauern. Auf Wiederſehen, nur 
noch einmal auf Wiederſehen.“ In der That dauerte es nicht 


. 


lange. Botho fragt Lene ebenſo geiſt- wie gemüthvoll: „Kannſt 
Du mir verzeihen?“, worauf fie, „pflichtgetreu entſagend“, er⸗ 
wiedert: „Wie Du nur immer frägſt. Was ſoll ich Dir ver⸗ 
zeihen?“ Botho heirathet nunmehr die reiche Erbin, ohne daß 
ihm der Dichter die Pflicht eines Bekenntniſſes auferlegt; viel- 
mehr würzt ihm gerade das Geheimniß ſeiner Erinnerung die 
etwas langweilige Ehe mit ſeiner „dalbrigen“ Frau. Dagegen 
als Gideon Franke, ein Vorarbeiter in einer Metallfabrik, ſich 
um Lene bewirbt, muß fie ihm nach Dichters Willen ihren Fehl- 
tritt bekennen. Darauf wartet Gideon Franke „mit allem Vor⸗ 
bedacht“ die Zeit ab, in welcher „die gnädige Frau, die Frau 
Baronin“ im Bade iſt, wirft ſich dann in ſeinen Sonntagsſtaat, 
„übermäßig blanke Stiefel und hohe Vatermörder von untadliger 
Weiße“, und ſucht den Herrn Baron mit der Erklärung auf, daß 
ihn „nichts Genirliches“ herführe; er wolle nur wiſſen, „was es 
mit der Lene eigentlich ſei.“ Botho erklärt, ſie „habe das Herz 
auf dem rechten Flecke und ein ſtarkes Gefühl für Pflicht und 
Recht und Ordnung“. Worauf Gideon Franke in folgendes hohe 
Lied des Kapitalismus ausbricht: 
So habe ich Lenen auch immer gefunden und ich verſpreche mir von 
ihr, ganz ſo wie der Herr Baron ſagen, eine ſelten gute Frau. Ja, 
der Menſch ſoll die Gebote halten, alle ſoll er ſie halten, aber es iſt 
doch ein Unterſchied, je nachdem die Gebote ſind, und wer das eine 
nicht hält, der kann immer noch was taugen, aber wer das andere 
nicht hält und wenns auch im Katechismus dicht daneben ſtände, der 
taugt nichts und iſt verworfen von Anfang an und ſteht außerhalb 
der Gnade. Und wer in ſeines Fleiſches Schwäche gegen das ſechſte 
verſtößt, dem kann verziehen werden, wenn er in gutem Wandel und 
in der Reue ſteht, wer aber gegen das ſiebente verſtößt, der ſteckt 
nicht blos in des Fleiſches Schwäche, der ſteckt in der Seele Niedrig⸗ 
keit ... und iſt keine Rettung mehr und gleicht einem Felde, darin 
die Neſſeln ſo tief liegen, daß das Unkraut immer wieder aufſchießt, 
ſo viel gutes Korn auch geſäet werden mag. 
Nach welchem Erguſſe proletariſchen Klaſſenbewußtſeins Gideon 
Franke die Magdalene Nimptſch vor den Altar führt, unter draſtiſch 
geſchildertem Gejohle des Pöbels, denn nach Dichters Willen darf 
Lene keinen Brautkranz tragen. Am nächſten Morgen aber lieſt 
die „gnädige Frau, die Frau Baronin“ die Heirathsanzeige in 
der Zeitung und „dalbert“ in ihrer Weiſe über die „komiſchen“ 
9 


— 130 — 


Namen „Gideon“ und „Nimptſch“. Worauf Botho: „Gideon iſt 2 
beſſer als Botho“, und mit 15 8 Pointe à la Kotzebue 1 1 


der Roman. 


Das iſt denn der Kapitalismus in ſeinen Dichterträumen. 5 


Aber ach! es wird ihm nie ſo gut werden, wie ſeine Seher 


ihm voraus verkünden. Es kommt wohl vor, daß ein ehrlicher 
Proletarier eine brave Genoſſin heirathet, auch wenn ſie vorher 


von einem Schlingel „aus den höheren Ständen“ genasführt 
worden iſt, aber wenn beſagter Proletarier es für angezeigt findet, 
ſich mit beſagtem Schlingel noch perſönlich zu befaſſen, jo „geht 
es an ein Schädelſpalten“, aber nimmermehr an einen religiös⸗ 
moraliſchen Vortrag über die Nichtigkeit des ſechsten und die 
Richtigkeit des ſiebenten Gebots, über die Unheiligkeit der Ehe 


und die Heiligkeit des Eigenthums. Gegenüber dieſer Utopie des 
Kapitalismus iſt die verwegenſte Utopie des Sozialismus noch 


die nüchternſte Urkunde von der Welt. 
Herrn Paul Schlenther aber hat Immermann in ſeines 
Geiſtes Aug' vorahnend geſchaut, als er ſeinem Münchhauſen das 


tiefſinnige Wort in den Mund legte: Herr Profeſſor, Sie ſollten 


uns noch einen Kommentar über den Fauſt ſchreiben. Dieſer 


Goethe war auch ſo ein rückſtändiger Burſche, der über das, wie 


Herr Brahm ſagt, „ewige Bemoraliſiren“ nicht hinauskam, als 
er ein „weltliterariſches Liebespaar“ ſchildern wollte. Nach unſeren 
neueſten Leſſingen hätte er der Tragödie erſten Theil ſo deichſeln 
müſſen, daß Valentin, ſobald er den Zuſtand ſeiner Schweſter 
entdeckte, ſeine Extra⸗Montur anzog und bei Fauſt anfragte, ob 
Gretchen ihm in einer Schäferſtunde nicht etwa Uhr und Börſe 
ſtibitzt habe. Fand er aber Fauſt noch im Beſitze ſeiner Klein⸗ 
odien, jo mußte er ſeine Schweſter einem Kriegskameraden ver⸗ 
loben und ſie — natürlich ohne Myrthenkranz — als Braut⸗ 
führer an den Altar geleiten. Ja, dieſer Goethe war nur ein 
„im Grunde dummer Kerl“ und er hat ſich wohl gar noch eine 
dummdreiſte Anſpielung auf den heutigen „Naturalismus“ erlaubt, 
als er ſeinen ſo verkehrt handelnden Valentin ſagen ließ: | 

Zum Teufel mit dem Inſtrument! 

Zum Teufel hinterdrein den Sänger! 


* * 
* 
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Auf den heutigen „Naturalismus“ oder richtiger: auf den 
deutſchen „Naturalismus“, denn ich verwahre mich von vorn— 
herein dagegen, als ob ich mit den nachfolgenden Bemerkungen 
in irgend einer Weiſe die naturaliſtiſche Richtung in Frankreich 
oder Skandinavien oder Rußland ſtreifen will. Zola, Ibſen, 
Tolſtoi ſind Bäume, deren Kraft und Saft ſich nur richtig ſchätzen 
läßt, wenn man die ſozial⸗ökonomiſche Miſchung des Erdreich, 
in welchem ſie wurzeln, genau unterſucht hat, und die Löſung 
dieſer Aufgabe greift weit über den Rahmen dieſer Schrift hinaus. 

Und auch im deutſchen „Naturalismus“ müſſen zwei Rich⸗ 
tungen unterſchieden werden, die ſich zwar weder nach den Prin— 
zipien noch nach den Perſonen völlig trennen laſſen, ſondern die 
vielfach in einander überlaufen, aber die im Ganzen und Großen 
unterſchieden werden können, und um der Gerechtigkeit willen 
auch unterſchieden werden müſſen. Die eine dieſer Richtungen 
wurzelt unzweifelhaft in demokratiſchem und ſozialem Boden; 
ſie beſitzt Kraft, Leben, Feuer; ſie ſucht mit ſchlichter und unge— 
ſchminkter Wahrheit die Dinge wiederzuſpiegeln, wie ſie ſind, 
und es iſt unzweifelhaft ihr Verdienſt, wenn die deutſchen Dich— 
tung, die unter den Händen der Lindau, Wichert und Konſorten 
zum europäiſchen Kinderſpott geworden war, wieder einiges An— 
ſehen zu gewinnen beginnt. Aber die Kinderſchuhe hat leider 
auch dieſe naturaliſtiſche Richtung noch nicht abgelegt, und es iſt 
nicht völlig ausgeſchloſſen, daß ſie wieder im Sande verläuft 
oder gar in eine rückläufige Bewegung umſchlägt. Sie wird noch 
allzuſehr beherrſcht von einem hoffnungs- und troſtloſen Peſſimis⸗ 
mus, der ſeiner Natur nach eine reaktionäre Strömung iſt und 
ſich auf die Dauer als ſolche geltend machen muß. So iſt Suder- 
manns „Sodoms Ende“ ein entſchiedener Rückſchritt gegen ſeine 
„Ehre“, ein Rückſchritt, der ſich u. A. auch daraus erklärt, daß 
der Dichter ſchon in der „Ehre“ mehr inſtinktiv einen neuen 
und wahren Stoff gefunden, als ihn mit klarer Erkenntniß ge 
ſucht hat. Die „Ehre“ ſchildert neben dem mehr konventionell 
gehaltenen Vorderhauſe im Hinterhauſe in der That mit brennen⸗ 
der Naturwahrheit ein Stück Proletariat, nur freilich kein für 
das arbeitende, kämpfende und leidende Proletariat typiſches 
Stück. Denn die Familie Heinicke iſt Lumpenproletariat, das 
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den Verfall der beſtehenden, aber nicht die Geburt der kommen⸗ 
den Geſellſchaft zeigt und Graf Traſt, der Chorus des Stücks, 
hat gar keine Ahnung davon, daß die Ehre der Proletarier, die 
durch ihre Arbeit die Reichthümer ſchaffen, weltweit verſchieden 
iſt von der „Ehre“ ſolcher Proletarier, die ſich paraſitiſch von 
den geſchaffenen Reichthümern nähren. Noch weit ſtärker vergreift 
ſich in Stoff und Ziel Gerhart Hauptmanns „ſoziales Drama“: 
„Vor Sonnenaufgang“, in der That ſo ſtark, daß die ſoziale 
Revolution, auf welche der Titel anſpielt, geradezu in die ſoziale 
Reaktion umſchlägt, aber man darf deshalb weder das ſtarke 
dramatiſche Talent des Dichters, noch den inſtinktiven, revolutionären 
Hauch verkennen, der ihn beſeelt. Genug, dieſe naturaliſtiſche 
Richtung ſtrebt in ihrer Weiſe nach Ehrlichkeit und Wahrheit; 
ſie will die Dinge ſehen, wie ſie ſind, aber ſie ſieht die Dinge 
doch nur einſeitig, weil ſie in dem Elend von heute nicht die 
Hoffnung von morgen zu erkennen weiß. Sie hat den Muth und 
die Wahrheitsliebe, das Vergehende zu ſchildern, wie es iſt, aber 
ihr — heute noch ungewiſſes — Schickſal hängt davon ab, ob 
ſie den höheren Muth und die höhere Wahrheitsliebe finden wird, 
auch das Entſtehende zu ſchildern, wie es werden muß und täg⸗ 
lich ſchon wird. 

Die andere naturaliſtiſche Richtung wurzelt dagegen ganz 
und gar im kapitaliſtiſchen Boden. Sie unterſcheidet ſich von 
den Lindau, Wichert und Konſorten zwar im Grade, aber keines⸗ 
wegs in der Art; ſie iſt nur eine Potenzirung des kapitaliſtiſchen 
Geiſtes, wie ich ſie in ähnlicher Weiſe ſchon auf philoſophiſchem 
Gebiete nachzuweiſen bemüht geweſen bin. Sie ſchildert das 
Proletariat nicht nur nicht in der Arbeit und im Kampfe, was 
ja leider auch jene erſte Richtung noch nicht verſtanden hat, 
ſondern nur im Bordell und in der Kneipe als ein ſo viehiſch 
verkommenes Geſchlecht, daß ſich, wenn die Sache wirklich ſo läge, 
in der That gegen die „Ausbeutung“ dieſer „Herdenthiere“ durch 
die „freien Geiſter“ nicht beſonders viel einzuwenden ließe. 
Damit verbindet ſich eine unanſtändige Schweifwedelei nach „oben“ 
und eine „fſtarkgeiſtige“ Reklame in geſchlechtlichen Nacktheiten, 
wie denn ein Matador dieſer Richtung bekanntlich ſeinem Ver⸗ 
leger den Vorſchlag gemacht hat, die „pikanteſten“ Stellen ſeiner 
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Romane blau unterſtrichen öffentlich aushängen zu laſſen. Man 
darf ſich über den inneren Charakter dieſer naturaliſtiſchen Richtung 
auch nicht dadurch täuſchen laſſen, daß ſie ſowohl unter ſich, als 
auch mit den Lindau, Wichert und Konſorten in heftiger Fehde 
liegt. Daß es ſich dabei um gar keine Prinzipien, ſondern nur 
um die giftigen, perſönlichen Zänkereien handelt, die in jeder 
Clique unausbleiblich ſind, bewies gerade der Fall Lindau. Die 
Gelehrten des „Berliner Tageblatts“, Herr Lindau, Herr Brahm, 
Herr Stein ꝛc., die eben erſt in der ergötzlichſten Katzbalgerei 
gelegen hatten“), waren jofort ein geſchloſſener Ring, als mein 
Vorgehen gegen Lindau das gemeinſame Cliquenintereſſe berührte, 
und Herr Otto Brahm that noch ein Uebriges, indem er Herrn 
Elcho — ach, Herr Brahm! — für „die älteſten und angeſehenſten 
Redakteure“ der „Volks⸗Zeitung“ erklärte, obgleich Herr Elcho im 
Winter von 1889 bis 1890 die Vorſtellungen der „Freien Bühne“ 
in der ſchauerlichſten Weiſe heruntergeriſſen hatte und obgleich 
die letzte Anordnung, welche ich als erſter Redakteur der „Volks— 
Zeitung“ für deren Feuilleton durchſetzte, die war, daß Elcho um 
der Zeitung willen die Vorſtellungen der „Freien Bühne“ im 
Winter von 1890 bis 1891 in anſtändigen Formen beſprechen ſolle. 

Bei dieſem zwieſpältigen Charakter des deutſchen „Natura⸗ 
lismus“ erklärt es ſich leicht, daß ein jo gewiegter Führer des— 
ſelben, wie Herr Otto Brahm, gewiſſermaßen einen Januskopf 
tragen muß. Obgleich er ein begeiſterter Verehrer von Nietzſche 
iſt, macht er doch ſeine Dienerchen vor dem „großen Theoretiker 
unter den Genoſſen“, worunter er — Karl Marx verſteht; ob- 
gleich er ſich, jo lange das Sozialiſtengeſetz beſtand, immer für⸗ 
ſichtiglich am Stiele der Peitſche hielt, ulkt er jetzt in Arbeiterver⸗ 
ſammlungen mit allerlei Gerede über den „vierten Stand“ herum, 
und obgleich er mir gütigſt den Rath ertheilte, die Dinge „real 
und realiſtiſch zu nehmen, wie dem Modernen geziemt“, ſo hat 
er doch ſeinen „realen und realiſtiſchen“ Familiennamen Abraham 
in Brahm umgetauft, ſowohl um als Wiedertäufer einen kommu⸗ 
niſtiſchen Anflug zu bekommen, als auch um den arbeitenden 
Klaſſen ein revolutionäres Fauſtpfand dafür zu geben, daß er frei 


) Siehe u. A. das „Berliner Tageblatt“ vom 4., 9. u. 12. November 1889. 
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iſt von allem Ahnenſtolze. Herr Brahm iſt der „wahre“ Sozialiſt, | : 
wie ihn Engels und Marx im Kommuniſtiſchen Manifeſte ſchildern; 


dieſer „wahre“ Sozialiſt „überſtickt mit ſchöngeiſtigen Redeblumen“ 


einige „ſozialiſtiſche“ Schlagworte, er giebt jeder „Niedertracht“ 


des Kapitalismus — Fall Lindau! — einen „verborgenen, 


höheren, ſozialiſtiſchen Sinn“ — jenſeits von Gut und Böſe! — 


und er donnert gegen die „rohdeſtruktive Richtung des Kommu⸗ 
nismus“, wie Herr Brahm eben wörtlich gegen die „Rohheit“ 
Liebknechts gedonnert hat. 


Wilhelm Liebknecht nämlich, unter den Lebenden nächſt Engels 
der älteſte, erfahrenſte und verdienteſte Vorkämpfer der Arbeiter⸗ 
klaſſe und ſomit zuſtändig wie kein zweiter, hatte endlich einmal 


ein erlöſendes Wort geſprochen und kurzab in der „Neuen Zeit““) 


die völlig unzweifelhafte Thatſache feſtgeſtellt, daß der deutſche 
„Naturalismus“, das „jüngſte Deutſchland“, zu dem Sozialismus 
keineswegs in derſelben Wechſelwirkung ſtehe, wie das „junge 
Deutſchland“ ſeinerzeit zum Liberalismus; von der ſozialiſtiſchen 
oder auch nur ſozialen Bewegung unſerer Zeit ſei es noch mit 


keinem Hauche berührt worden. Gegen dieſen Einbruch in ſein 
Gehege erhob ſich natürlich der „wahre Sozialiſt“ Brahm in 
ſeiner „Freien Bühne“.““) Sachlich brachte er wenig mehr vor, 


als die Behauptung, daß in Hauptmanns ſchon erwähntem Drama 


„eine enge Fühlung mit den Problemen des Sozialismus gegeben“ 


ſei. Das Stück ſchildert bekanntlich den Alkoholismus und die 
„enge Fühlung“ des Alkoholismus mit dem Sozialismus beſteht 
darin, daß jener die verheerende Folge des Pauperismus iſt. 
Und hätte der Dichter den Alkoholismus als Verwüſter einer 
auf Hungerlöhne herabgekommenen Arbeiterbevölkerung draſtiſch 


geſchildert, ſo könnte er wohl den „lärmenden Widerſpruch der Bour⸗ 


geoiſie“, von dem Herr Brahm fabelt, geweckt haben. Aber in 
Hauptmanns Stück verſeucht und verſiecht am Alkoholismus 
eine Bauernſchaft, welche durch die Entdeckungen von Kohlen⸗ 
gruben in ihrer Gemarkung ſteinreich geworden iſt, eine Bauern⸗ 


ſchaft etwa nach Art der Schöneberger Millionäre; fie mordet f 


) Nr. 22 und Nr. 28 des Jahrganges 1890/91. 
*) Heft 10 vom 11. März 1891. i 
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ſich moraliſch und phyſiſch durch viehiſchen Schnapsgenuß, obgleich 
ſie ihren Tiſch täglich mit Auſtern, Hummern und Sekt beſtellen 
kann und nach der Schilderung des Dichters auch wirklich beſtellt. 
Das iſt nicht ſoziale Natur, ſondern ſoziale Unnatur, und eben 
deshalb macht auch die „kecke Deutlichkeit in den ſexuellen Dingen“ 
einen widerwärtigen Eindruck und keineswegs bloß, wie Herr 
Brahm meint, auf die „Bourgeoiſie“, während gleich ſtarke oder 
noch ſtärkere Dinge in Zolas „Germinal“ den künſtleriſchen Ein⸗ 
druck nicht entfernt ſtören, weil ſie in „engſter“, pſychologiſcher 
„Fühlung“ mit der ſozialen Natur der Zuſtände ſtehen, unter 
denen die nordfranzöſiſchen Bergarbeiter leben. Doch dies neben- 
bei. Wenn aber Herr Brahm nicht etwa die Löſung der ſozialen 
Frage davon erwartet, daß jeder reich werdende Mann ſich mit 
Weib und Kind im Fuſel ertränkt, ſo iſt wirklich nicht abzuſehen, 
wo er in Hauptmanns Drama die Fühlung mit den Problemen 
des Sozialismus entdeckt hat. 

Nach dieſem ſchwachen, ſachlichen Anlaufe verlegt ſich Herr 
Brahm dann nach ſeiner beliebten Weiſe auf perſönlichen Hohn. 
Er kann ſich Liebknechts Gedanken äſthetiſch nicht „roh“ genug 
vorſtellen; Liebknechts Ideal der Kunſt ſei wohl „dramatiſirter 
Marx in fünf Akten“. Herr Brahm beſcheinigt ſich dieſe Sottiſe 
ſelbſt als einen „Witz“, aber ſchade nur, daß er auf Koſten ſeines 
eigenen Schützlings ſo „witzig“ wird! Denn gerade der Vor⸗ 
wurf trifft Hauptmanns Helden Loth mit vollſtem Rechte, daß 
er wie ein ſozialer Revolutionär ſchwatzt und wie ein ſozialer 
Reaktionär handelt. Loth verläßt ein braves und reines 
Mädchen in feigem Wortbruche und in vollem Bewußtſein, ſie 
dadurch dem Verderben zu überliefern, weil in ihrer Familie 
Alkoholismus verbreitet iſt. Er handelt nach einer Vererbungs— 
theorie, die bisher immer nur gegen den Sozialismus ausge⸗ 
beutet worden iſt, ſo von Treitſchke in den Worten: „Es liegt 
eine unzerſtörbare Wahrheit in den horaziſchen Verſen, die frecher 
Junkerhochmuth jo oft mißbraucht hat: fortes creantur fortibus 
et bonis.“ Dieſer „freche Junkerhochmuth“ iſt das Glaubens- 
bekenntniß von Loth, und eine „engere Fühlung“ mit den Pro- 
blemen des Sozialismus iſt allerdings nicht denkbar. Wie ſich 
das Vererbungsproblem vom ſozialiſtiſchen Standpunkte aus 
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dichteriſch behandeln läßt, auch ohne „Marx zu dramatiſiren“, hat 
beiläufig Minna Kautsky in ihrer „Viktoria“ poetiſch ebenſo ſchön, 
wie pſychologiſch wahr gezeigt, und wenn ſie die Frage zu löſen 
wußte in gebildeter Sprache, ohne alle Rüpeleien und folglich 
auch ohne den Ehrgeiz, eine neue „naturaliſtiſche“ Aera zu er⸗ 
öffnen, ſo ſteht ihr Roman deshalb doch in erſter Reihe unter 
dem Wenigen, was ſich in der deutſchen Literatur etwa als 


Gegenſtück zu Disraelis „Sybil“ oder Zolas „Germinal“ nennen läßt. 
Den Hauptſtoß gegen Liebknecht führt Herr Brahm natürlich 


mit der erſten und letzten Waffe jeder Clique: mit dem perſön⸗ 
lich verdächtigenden, aber perſönlich unfaßbaren Klatſch. In zyniſcher 
Anknüpfung an die Thatſache, daß Liebknecht rein fachlich und 
ohne perſönlichen Angriff geſchrieben hatte, ſchreibt Herr Brahm: 
Ein ſozialiſtiſcher Führer, ich will den Namen nach Liebknechts Bei⸗ 
ſpiel nicht nennen, aber er iſt ihm ganz beſonders gut bekannt, hat 
neulich, als von Ibſen die Rede war, geäußert: die Ibſenſchen Dramen 
habe er nicht geleſen, nur die Romane — aber die gefielen ihm gar nicht. 
Ach, Herr Brahm! Er hat mir gerichtlich nachgewieſen, ich gebe 
es zu, daß ich manchmal ſchwach in der Zahlenrechnung bin, indem 
ich einen Schmock? nur für einen Schmock II halte, aber dafür 
iſt er recht unſicher in der Zeitrechnung. Er wähnt „vor Sonnen⸗ 
aufgang“ zu ſein und lebt doch nur an dem Spätnachmittage, an 
welchem müßige Weiber ihren Kaffeeklatſch zu halten pflegen, im 
Kaiſerhof oder ſonſtwo. 

Im Kaiſerhof oder ſonſtwo und nicht zuletzt im Verein 
„Berliner Preſſe“, wo alle die faulen Eier gelegt ſind, die der 
Lindau⸗Ring nach mir geworfen hat. Hier haben die Stephany 
und die Stein ihre geiſtigen Muskeln zu den falſchen Eiden ge⸗ 
reckt; hier haben ſie und Andere diejenigen Mitglieder des Vereins, 
welche das Pickwick⸗Urtheil des Vorſtandes in Sachen des Herrn 
Lindau zu reformiren gedachten, niedergeſchrieen und hinausge⸗ 
grault. Inſofern vielleicht mit Recht, als eine Reviſion dieſes 
Urtheils kaum mehr nöthig iſt, ſeitdem Herr Paul Lindau, mit dieſem 
feierlichen Ehrenzeugniſſe in der Fauſt, die letzte Hülle des kapi⸗ 
taliſtiſchen Soldſchreibers abgeworfen und ſich einem amerikaniſchen 
Gründer als Reklame⸗Trompeter verdungen hat. 
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Und die Reklame muß er als ehrwürdiges Ehrenmitglied 
des Vereins „Berliner Preſſe“ freilich gelernt haben. Was der 
darin leiſtet, iſt ſchier unglaublich. Nach ſeinem letzten „Wohl⸗ 
thätigkeitsfeſte“ ließ der Vorſtand die holde Mär verbreiten, der 
Kaiſer habe ſein Nicht⸗Erſcheinen durch einen Generaladjutanten 
entſchuldigen laſſen. Der betreffende Offizier ſpießte in höflich⸗ 
verächtlicher Weiſe den byzantiniſchen Humbug auf, aber leider 
wurde die Frage nicht aufgeklärt, ob der Verein „Berliner Preſſe“ 
den Kaiſer eingeladen hat oder nicht. Im bejahenden Falle würde 
er einen erhebenden Beweis von Klaſſenbewußtſein gegeben haben, 
denn kurz vorher hatte der Kaiſer das bekannte Wort von den 
„Hungerkandidaten“ geſprochen; im verneinenden Falle käme ſein 
berühmter Patriotismus ein bischen ins Gedränge, denn es grenzt 
doch ſtark an Majeſtätsbeleidigung, wenn dem Kaiſer unterſtellt 
wird, daß er ſich hat entſchuldigen laſſen wegen Nichtbenutzung 
einer Einladung, die ihm gar nicht zugekommen iſt. Aber was 
Klaſſenbewußtſein, was Patriotismus — wenn nur das Geſchäft 
blüht! | 

Und das Geſchäft blüht! Mit ſchnalzendem Entzücken ver⸗ 
öffentlichten die kapitaliſtiſchen Blätter kürzlich folgende Notiz: 

Das Berliner Gaſtſpiel Adolf Sonnenthals hat den Unterſtützungs— 

kaſſen des Vereins „Berliner Preſſe“ reichen Ertrag geliefert. Zunächſt 

hat der Direktor des Reſidenz-Theaters, Herr Sigmund Lautenburg 
von dem auf ſeinen Antheil entfallenden Gaſtſpielvertrag dem Vorſtand 

des Vereins 1000 Mk. überwieſen. Die Wallenſtein-Vorſtellung im 

Berliner Theater unter Mitwirkung Adolf Sonnenthals erbrachte 

des Weiteren den gedachten Kaſſen einen Ertrag von mehr als 

3000 Mark. Herr Direktor Barnay hat hierbei den vorher feſt— 

geſtellten Modus der Abrechnung nicht unbedeutend zu Gunſten der 

Bedürftigen abgeändert, und ſich überdem bereit erklärt, im Herbſte l. J. 

auf ſeiner Bühne ſelbſtſtändig eine Vorſtellung zu geben, deren Ertrag 


abermals den Unterſtützungskaſſen des Vereins „Berliner Preſſe“ zu⸗ 
fallen wird. 


„Gratulire, daß die Bettelei ſo wohl reüſſiret“, pflegte der alte 
Fritz in ähnlichen Fällen zu ſagen. Aber unſereins, d. h. die 
ungeheure Mehrzahl der deutſchen Zeitungsſchreiber, die vor ehr— 
lichen Arbeitern darin ganz und gar nichts voraushaben mögen, 
daß ſie ihre Unterſtützungszwecke aus eigener Taſche befriedigen 
und nicht aus do-ut-des-Spenden von Komödianten und nicht 


durch Anſprechen der öffentigen „Wohl ätigfeit‘ \ 
nicht ganz jo harmlos auffaſſen. Und ich möcht 
Ehrerbietung den ſubmiſſeſten Vorſchlag erlauben, ob | 
ſich nicht ns „Klingelbeutel“ oder e 1 


machen will. 
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Mit dem 1. Oktober v. J. trat das Socialiſtengeſetz außer Kraft und 
ſeit Ablauf deſſelben gewannen die beſtehenden Vorſchriften der Vereinsgeſetze 
u ihre Handhabung feitens der Polizeibehörden und Gerichte erhöhte Be⸗ 
eutung. 

Der durch ſeine langjährige Thätigkeit als Vorſitzender verſchiedener 
Vereine, wie des Vereins „Waldeck“, des Vereins für Rechtſchutz und Juſtiz⸗ 
reform bekannte Verfaſſer giebt in dieſer Schrift eine Darſtellung der geſchicht⸗ 
lichen Entwickelung des Vereinsrechtes, einſchließlich der Wirkſamkeit des 
Socialiſtengeſetzes und eine Kritik der polizeilichen Maßregeln gegen Vereine 
und Verſammlungen, ſowie eine Darlegung der Rechtſprechung auf dem 
Gebiete des Vereinsweſens, insbeſondere hinſichtlich der ſocialpolitiſchen Ver⸗ 
einigungen. 

Die Darlegungen des Verfaſſers in Verbindung mit den beigegebenen 
Geſetzestexten werden die Schrift unentbehrlich machen, für alle, welche ſich 
für das Vereinsweſen intereſſiren. 
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turen. 4. Die Berliner Tagespreſſe. 5. Wochen⸗ und Monatsſchrifte 
6. Die Witzblätter. 7. Schluß. TT.. 
Die „Tägliche Rundſchau“ v. 18. Mai 1889 ſchreibt hierüber u. 
Schon das Thema wird manchen Leſer anziehen, und im 
hat der Verfaſſer durch die ſcharfe, geiſtvolle Art ſeines Vortrags dafür 
geſorgt, daß das Intereſſe bis zum Schluß wach bleibt. — Wir fir 
der literariſchen Vorſehung dankbar, daß fie nicht irgend einen gewiſſet 
loſen Schmierax berief, ſich dieſes Senſationsthemas zu bemächtigen 
ſondern einen Mann, der journaliſtiſche Ehrenhaftigkeit nicht für re 
Wahn hält, ſondern unerbittlich auf Forderung derſelben beſteht und 
auch ſeinen Maßſtab daraus nimmt. e 
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In demſelben Verlage iſt erſchienen: 


Sur Geſchichte 
Liebhabertheaters. 


Ein kulturhiſtoriſcher Beitrag 


von 


Nobert Falck. 


Geh. 2 Mk. 40 Pf. 


„ 


Inhalt. 


Das Liebhabertheater im alten Rom, Italien, Frankreich, 
Rußland, England, Deutſchland, Skandinavien und Spanien. 

Ein leſenswerther und hochintereſſanter Beitrag zur Kultur⸗ 
geſchichte. Die Arbeit bekundet großen Sammelfleiß, eine geſchickte 
Sichtung des Materials und iſt nicht nur geiſtvoll, ſondern auch 
vortrefflich ſtiliſtert. Alle wahrhaften Bühnenfreunde werden ſich 
an dem Buche erfreuen, das den Vorzug der Kürze und Prägnanz 
mit dem eines ſehr anregenden Inhalts verbindet. Wir können 
allen gebildeten und wißbegierigen Leſern, denen die Bühne etwas 
gilt, das Buch beſtens empfehlen. 
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u Berlage ift erschienen: 


aus der Ueichshauptſladt 


u 
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In demselben Verlage erschienen: 


Der Fall Lindau. 


Dargestellt und erläutert 


von 


Dr. Franz Mehring. 


Preis 1 Mk. 


Der berühmte Mann. 


Lustspiel in 4 Acten 


on 


E. von Schabelsky. 


Preis 2 Mk. 
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